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Agri-PV: Rahmenbedingungen und Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen
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Der Solarzaun: Bau- und planungsrechtliche Einordnung innovativer PV-Anlagen

Die Next2Sun Online-Seminare im September:
die sollten Sie nicht verpassen!

Die Energiewende macht den Zubau von Photovoltaik auch auf der Freifläche 
unumgänglich. Dass dieser Zubau Freiflächen nicht zwingend versiegeln muss, 
zeigen innovative Agri-Photovoltaik Konzepte. Beim Next2Sun Agri-Photovoltaik 
Konzept wird lediglich ca. 1% der Fläche versiegelt, die Flächen bleiben weiter-
hin landwirtschaftlich nutzbar und werden ökologisch sogar aufgewertet. Welche 
Rahmenbedingungen bestehen und welche Gestaltungsmöglichkeiten Kommunen 
haben, stellen wir Ihnen in unserem Online-Seminar vor.

Innovative Photovoltaik-Lösungen können die Energiewende beflügeln. 
Der Next2Sun Solarzaun bietet Kommunen die Möglichkeit des Zubaus erneuerba-
rer Energien ohne zusätzliche Flächen zu versiegeln. Eigenheimbesitzer, Unterneh-

men, kommunale Einrichtungen und Landwirte investieren in einen Zaun, der sich 
am Ende selbst bezahlt. Doch wie ist der Next2Sun Solarzaun bau- und planungs-

rechtlich einzuordnen? Das erklären wir Ihnen in unserem Online-Seminar.

Anmeldung unter: 
events@next2sun.de oder einfach den für Sie passenden QR-Code abscannen! 

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme! 
Ihr Team der Next2Sun!
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Wenn Krisen und unerwartete He-
rausforderungen zu meistern sind, 
kommt es regelmäßig entscheidend 
auf die Handlungsfähigkeit und den 
Handlungswillen der Kommunen 
an. Das zeigt sich auch aktuell, wenn 
es um die Unterbringung, Versor-
gung, Integration der Kriegsvertrie-
benen, die Schaffung der notwendi-
gen Kita- und Schulplätze geht. 

Nicht anders verhält es sich, wenn 
durch den Klimawandel verursachte 
Hitze, Dürre und Brände oder Über-
schwemmungen das Leben vor Ort 
gefährden. Die Corona-Pandemie 
hat die Systemrelevanz der Kom-
munen im Krisenmanagement über-
deutlich demonstriert. 

Auch die entscheidenden Zukunfts-
fragen rund um Verkehrswende, 
Ausbau der alternativen Energien, 
Elektromobilität, Wasserstoffstruk-
tur, Digitalisierung, Bildungsoffen-
sive und mehr Miteinander in der 
Gesellschaft entscheiden sich vor 
Ort. Unsere Stadtwerke sind Treiber 
des ökologischen Umbaus, schaffen 
und erhalten Arbeitsplätze und sor-
gen für Wertschöpfung in den Re-
gionen. Deshalb ist die Politik gut 
beraten, die notwendige Handlungs-

fähigkeit der Städte und Gemeinden 
auch finanziell dauerhaft abzusi-
chern. Unverzichtbar ist in diesem 
Zusammenhang das politische Ziel 
gleichwertige Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland konsequent vor-
anzubringen. Die Lebens- und Bil-
dungschancen eines Kindes dürfen 
nicht davon abhängen, ob es in ei-
ner armen oder reichen Region groß 
wird. Die Menschen erwarten zu 
Recht akzeptable Lebensbedingun-
gen vor Ort. Nur wenn das gelingt, 
werden wir den Zusammenhalt der 
Gesellschaft stärken und Extremis-
mus die Stirn bieten können. 

All das zeigt: Ohne die Kommunen 
ist im wahrsten Sinne des Wortes 
kein Staat zu machen. 

Ihr

Dr. Gerd Landsberg

KRISENMANAGEMENT UND 
ZUKUNFTSGESTALTUNG NUR 
MIT STARKEN KOMMUNEN  
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Wir brauchen und wollen 
die Energiewende. Das ist 
weitestgehend Konsens. 

Mit dem russischen Angriffskrieg in 
der Ukraine und der Notwendigkeit, 
unabhängig von russischen Energie-
trägern zu werden, hat diese Erkennt-
nis eine noch höhere Dringlichkeit 
bekommen. Aber selbst ohne die au-
ßenpolitische Dimension machen die 
Klimakrise und ihre verheerenden 
Folgen den Umstieg auf Erneuerbare 
Energien zu einer Frage des Eigenin-
teresses. 

Die Energiewende lässt sich nicht 
ohne einen Netzausbau denken. Der 
muss nun deutlich schneller voran-
kommen. Die politischen Weichen 
dafür sind gestellt.

Sprechen wir zunächst von Windkraft. 
Diese „heimische“ Energie müssen wir 
vom windreichen Norden vor allem 
in den Süden und Westen des Landes 
transportieren. Dort ist die Abschal-
tung der Kohle- und Kernkraftwerke 
weit fortgeschritten, gleichzeitig gibt 
es in den Regionen viele große Ver-

braucher aus der Industrie. Der Süd-
westen ist deshalb wirtschaftlich so 
stark, weil er viele Automobilherstel-
ler und deren Zulieferer beherbergt, 
eine starke Chemie-Industrie, aber 
auch mit einem eindrucksvollen Mit-
telstand aufwarten kann. Der Ausbau 
der Photovoltaikanlagen läuft gut, 
wird aber allein nicht ausreichen. Die 
Idee, kleinere und dezentrale Anlagen 
zu errichten, ist richtig und förde-
rungswürdig. Doch kann sie nicht an 
die Stelle des bundesweiten Netzaus-
baus treten. 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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POLITISCHE BESCHLÜSSE UND IHRE PRAKTISCHEN FOLGEN 

DER BESCHLEUNIGTE NETZAUSBAU
 IST EIN GEMEINSCHAFTSPROJEKT

Von Klaus Müller Präsident der Bundesnetzagentur 
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KONSTRUKTIVE 
ZUSAMMENARBEIT 
BEIM NETZAUSBAU 

Im Bundesbedarfsplangesetz sind die 
Anfangs- und Endpunkte für die drin-
gend benötigten Stromleitungen festge-
schrieben. Und damit bin ich an dem 
Punkt, der die Städte und Gemeinden 
direkt betrifft. Zwischen Anfang und 
Ende liegt ein Weg. Eine Strecke aus 
Stromleitungen, die irgendwo hinmüs-

sen. Zwar hört man viel über Proteste 
von Bürgerinnen und Bürgern, die sich 
gegen Leitungen über ihren Köpfen 
und Grundstücken wehren. Aber Viele 
sehen auch die Notwendigkeit und bie-
ten eine konstruktive Zusammenarbeit 
an. Und die brauchen wir. 

Der Netzausbau und damit die Ener-
giewende gelingen nur gemeinsam. 
Gesetzgebung, Netzbetreiber und 
Kommunen müssen auf das gleiche 
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Ziel hinsteuern. Das Osterpaket, das 
das Kabinett Anfang April verabschie-
det hat, ist eine der größten energiepo-
litischen Novellen seit Jahrzehnten. 
Hier ist nicht der Platz, alle Maßnah-
men zu erläutern. Klar ist jedoch, der 
Ausbau der Erneuerbaren Energien 
und der Netze wird beschleunigt, in-
dem Hemmnisse abgebaut und Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren 
verschlankt werden. 

TURBO FÜR DEN AUSBAU 
DER ÜBERTRAGUNGSNETZE

Der Bundesbedarfsplan für den Aus-
bau der Übertragungsnetze wird aktu-
alisiert und es werden neue Projekte 
aufgenommen, damit die Netze mit 
dem Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien Schritt halten können. Kurz ge-
sagt: Es wird schnell gehen. Auch die 
Kommunen werden rascher reagieren 
müssen. Bis 2030 sollen mindestens 
80 Prozent des deutschen Brutto-
stromverbrauchs aus Erneuerbaren 
bezogen werden.

Die großen Hochspannungs-Gleich-
strom-Übertragungsleitungen (HGÜ) 
wie zum Beispiel SuedLink und Sue-
dOstLink werden seit 2015 als Erdka-
bel geplant. Wechselstromleitungen 
ebenfalls unter der Erde zu verlegen, 
erscheint vielen attraktiv. Das ist 
nachvollziehbar. Kabel, die unter der 
Erde liegen, sieht man nicht. Hierzu 
sei allerdings gesagt, dass das in der 
Praxis schwer umzusetzen ist. Aus 
gutem Grund ist die Erdverkabelung 
gesetzlich geregelt. Ob Leitungen an 
Strommasten hängen oder unter der 
Erde liegen, obliegt also weder den 
Behörden noch den Netzbetreibern. 

NEUE TECHNIKEN FÜR
VERKABELUNG

Die Vorteile von Freileitungen liegen 
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auf der Hand: Die Kosten und die 
Bodeneingriffe sind deutlich gerin-
ger. Der zweite Punkt ist vor allem für 
Landwirte von Bedeutung. Außerdem 
sind Freileitungen leichter zu warten 
und somit im Betrieb günstiger. Im 
Wechselstrom-Bereich ist die Freilei-
tung eine über Jahre bewährte Tech-
nik. 

Eine Erdverkabelung hingegen ist 
nicht nur technisch sehr anspruchs-
voll, sondern kostet ein Vielfaches der 
herkömmlichen Leitungen. Einen ge-
setzlich verankerten Anspruch für alle 
Ausbaumaßnahmen halte ich nicht 
für realistisch. Was es aber gibt, sind 
Pilotprojekte zur Erdverkabelung im 
Drehstrom-Bereich. Hierbei haben 
die Vorhabenträger bei entsprechend 
gekennzeichneten Vorhaben die Mög-
lichkeit, eine Teil-Erdverkabelung zu 
beantragen. Aus diesen Piloten wollen 
wir lernen. Die Erfahrungen können 
uns bei weiteren Ausbauvorhaben hel-
fen, neue Techniken und Lösungen 
anzuwenden. 

Die Bundesnetzagentur ist eine un-
abhängige und neutrale Behörde. Sie 
setzt politische Vorhaben und Gesetze 
um. Weil es aber in diesem Haus sehr 
viel Kompetenz und Erfahrung gibt, 
geben wir natürlich der Politik Emp-
fehlungen. Klar ist jedoch, dass die 
Entscheidungen auf politischer Ebene 
getroffen werden. Wir begleiten das 
Thema Erdverkabelung intensiv und 
haben die Interessen der Kommunen, 
auch der Verbraucherinnen und Ver-
braucher im Auge. 

ZUKUNFTSTHEMA 
WASSERSTOFF?!

Ein zentrales Thema der Zukunft ist 
der Wasserstoff. Immer öfter wird 
er als Lösung für Probleme bei der 

Energieversorgung ins Spiel gebracht. 
Theoretisch ist es möglich, Strom in 
Form von Wasserstoff oder Methan 
in das Erdgasnetz einzuspeisen. Der 
Wirkungsgrad von Power to Gas mit 
Rückverstromung hat allerdings nur 
einen Wirkungsgrad von 30 bis 50 
Prozent, es gehen also 50 bis 70 Pro-
zent der Energie verloren. Im Ver-
gleich dazu verfügt ein Pumpspeicher 
über einen Wirkungsgrad von 75 bis 
85 Prozent. Wird Strom direkt über-
tragen, liegen die Verluste nur bei un-
ter 10 Prozent. Bei Gleichstrom sind 
sie sogar noch geringer. Auch die Kos-
ten und die Leistung der bisherigen 
Anlagen liegen noch nicht in einem 
Bereich, der für den flächendecken-
den Einsatz, also als Alternative zum 
Netzausbau, geeignet und wirtschaft-
lich wäre. Daher ist die direkte Über-
tragung über das Stromnetz vorzuzie-
hen. 

Die Bundesnetzagentur beobachtet 
allerdings die aktuellen Entwicklun-
gen bei Power to Gas und tauscht sich 
fortwährend mit Unternehmen und 
Wissenschaftlern darüber aus. Darü-
ber hinaus gibt es zahlreiche Pilotan-
lagen, die der Bund fördert, um die 
Technologie weiterzuentwickeln. 

TRANSPARENTE 
KOMMUNIKATION – 
TRANSPARENTES HANDELN

Während die Energiewende vorange-
trieben wird, läuft die Forschung an 
neuen Technologien, die uns schneller 
in die Klimaneutralität bringen. Der 
Netzausbau fordert uns heraus. Alle 
Beteiligten müssen bereit sein, für das 
große gemeinsame Ziel Zugeständnis-
se zu machen. Der Bundesnetzagentur 
kommt dabei eine besondere Rolle zu, 
die das Osterpaket explizit erwähnt: 
Unsere Aufsichtsmöglichkeiten über 
Energielieferanten werden ausgewei-
tet. Das wiederum stärkt die Rechte 
der Endkundinnen und Kunden und 
schützt sie noch besser. 

Noch etwas ist mir wichtig: Wir wol-
len die Öffentlichkeit an unseren Ent-
scheidungen und Plänen beteiligen. 
Wir wollen die Stimmen derjenigen 
hören, die zweifeln. Ja, beim Netz-
ausbau wird der Turbo eingeschaltet. 
Das darf aber nicht heißen, dass die 
Menschen übergangen werden. Mei-
ne Erfahrung ist: Je besser wir unser 
Handeln erklären, desto mehr sind 
bereit, uns zu folgen. 

 Klaus Müller, Präsident BNetzA
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Der russische Angriffskrieg auf 
die Ukraine hat eine Zeiten-
wende eingeleitet – gerade für 

die Energiewirtschaft, die in Deutsch-
land die drastischsten Auswirkungen 
ganz direkt spürt. Das hat Auswirkun-
gen auf alle Lebensbereiche. Oberstes 
Ziel muss es jetzt sein, die Gasver-
bräuche zu senken, um unabhängig 
zu werden von fossilem russischen 
Gas. Das gilt ganz besonders für die 
Wärmeversorgung. Zugleich ist der 
Wärmesektor ein schlafender Riese, 
wenn es um Potenzial für CO2-Ein-
sparungen geht. Es ist an der Zeit, ihn 
aufzuwecken, den die Transformati-
onsziele hin zur Klimaneutralität wer-
den durch die russische Aggression ja 
nicht weniger wichtig, im Gegenteil! 

Deshalb ist die flächendeckende und 
verbindliche kommunalen Wärme-
planung gerade jetzt so zentral.

PROBLEM: 85 PROZENT
FOSSILE ENERGIE

Die Wärmeversorgung speist sich 
noch immer zu etwa 85 Prozent 
aus fossilen Energien. Trotz ambi-
tionierter Klimaziele für 2030 und 
2045 stagniert die Emissionslast im 
Gebäudesektor seit Jahren bei rund 
120 Millionen Tonnen. Knackpunkt 
bleibt der Gebäudebestand. Ziel der 
Bundesregierung ist es, den Anteil der 
klimaneutral erzeugten Wärme auf 
mindestens 50 Prozent bis 2030 anzu-
heben.

WAS BEACHTEN? 
BESONDERHEITEN 
DES WÄRMEMARKTES

Wärme ist ein lokales Produkt: Po-
tenziale (z. B. Geothermie, Abwär-
me aus Industrie oder Kläranlagen), 
Infrastrukturen und Versorgungs-
formen (Wärmepumpen, Nah- und 
Fernwärme) unterscheiden sich von 
Ort zu Ort. Auch kann man sie nicht 
über lange Distanzen transportieren. 
Darum gibt es – im Gegensatz zum 
Strom- und Gasnetz – keine bundes-
weit engmaschig ausgebauten Wär-
menetze. Viele lokale Märkte mit 
unterschiedlichen Akteuren – zum 
Beispiel Gebäudeeigentümer, Woh-
nungsunternehmen, Energieversor-

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

WIR MÜSSEN 
            DIE              KRIEGEN

 BEI DER WÄRMEWENDE
Von Ingbert Liebing Hauptgeschäftsführer VKU e. V.
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ger und so weiter – prägen den Wär-
memarkt. 

LÖSUNG: KOMMUNALE 
WÄRMEPLANUNG

Deswegen sind Planungsinstrumente 
wie die kommunale Wärmeplanung 
gut geeignet. Statt jedes Gebäude 
einzeln zu sanieren, nimmt sie alle 
Quellen, Infrastrukturen und ge-
meinschaftliche Versorgungslösun-
gen im Quartier in den Blick. Städ-
te und Gemeinden bekommen so 

die Chance, die Wärmeversorgung 
passend zur Situation vor Ort zu 
planen und die Netze gebietsscharf 
weiterzuentwickeln. Die kommuna-
le Wärmeplanung stellt somit den 
Gegenentwurf zu einem starren, 
ordnungsrechtlichen Rahmen dar, 
der – wie zum Beispiel im Zuge der 
geplanten „65 Prozent Erneuerba-
ren Energien“-Anforderung für neue 
Heizungen ab 2024 auf einzelne 
Technologien fixiert und unflexibel 
ist. Eine zentrale Rolle spielen hier 
die kommunalen Gasnetze. Zu deren 

Transformation für die Gasversor-
gung und zur Rolle von Konzessi-
onsverträgen für die Wärmewende 
erarbeitet der VKU ein Gutachten. 
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Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein haben 
die kommunale Wärmeplanung bereits eingeführt, 
Niedersachen und Hessen planen sie. Daraus kann 
der Bund fünf Lehren ziehen:

1.	 Konnexitätsprinzip anwenden: Bund und Länder 
müssen die Kommunen unterstützen und die Kosten 
vollumfänglich finanzieren.

2.	 Beteiligung und Zusammenspiel mit anderen Instru-
menten ermöglichen: Kommunale Wärmeplanung 
ermöglicht, Strategien und Maßnahmen verschiede-
ner Akteure aufeinander abzustimmen. Bestehende 
Pläne sollten berücksichtigt, betroffene Akteure 
beteiligt werden. Öffentlich-rechtliche Stellen sollten 
zum Mitmachen verpflichtet werden.

3.	 Unterstützung leisten: Wie können kleine und mitt-
lere Kommunen die kommunale Wärmeplanung 
zügig anstoßen und umsetzen? Indem Bund und 
Länder passende Beratungs- und Unterstützungs-
leistungen schaffen. Bewährte Tools und Kennzahlen 
(zum Beispiel Erhebungsplattformen für Muster-
verträge, Technologiekataloge inklusive CO2-Fakto-
ren, Technologie- und Erschließungskosten und so 
weiter) sowie Best-Practice-Austausch sollten genutzt 

werden. Technologieoffenheit und Learning by doing 
sorgen für Tempo. Der Bund sollte allenfalls Min-
destanforderungen zu Inhalt und Zielen vorgegeben.

4.	 Datenbasis schaffen: Jeder Plan ist nur so gut wie 
seine Datenbasis. Es gibt viele Datenquellen, aber 
auch Hürden bei der Nutzung wie z. B. Datenlücken, 
Aktualität, Netzverläufe bei kritischen Infrastruktu-
ren, Betriebsgeheimnisse). Kommunen sollten einen 
gesetzlichen Anspruch auf Abruf und Verarbeitung 
von Daten bekommen, die sie für die Wärme-
planung brauchen. Dabei sollte der Datenschutz 
gewahrt und Nutzungsrechte vertraglich festgehalten 
werden.

5.	 Verbindlichkeit schaffen und im Förderrecht be-
rücksichtigen: Kommunale Wärmeplanung sollte 
für Kommunen und Dritte (etwa Gebäudeeigentü-
mer) verbindlich sein. Offen ist, wie die kommunale 
Wärmeplanung mit der verbindlichen Bauleitpla-
nung im Baugesetzbuch sowie im Gebäudeener-
gierecht verknüpft wird oder ob sie durch andere 
Mechanismen Verbindlichkeit erhält. Für Akzeptanz 
sollte Politik die kommunale Wärmeplanung fest in 
den Förderprogrammen verankern und dies bei der 
anvisierten Überarbeitung der Förderprogramme im 
Bereich Wärme und Effizienz berücksichtigen.

WAS DER BUND VON DEN LÄNDERN LERNEN KANN

 Ingbert Liebing, 
 Hauptgeschäftsführer VKU e. V. 
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Bei einem Energieeffizienz-Gip-
fel in Berlin verabschiedeten das 
Bundeswirtschaftsministerium, 

Sozialpartner, Wirtschafts-, Umwelt- 
und Verbraucherschutzverbände so-
wie die kommunalen Spitzenverbände 
eine Erklärung, in der Energiesparen 
und Energieeffizienz von den Akteu-
ren als gesamtgesellschaftliches Pro-
jekt gesehen wird, das alle braucht. 
Die Beteiligten wollen Energiespa-
ren in ihrem Wirkungsbereich mit 
eigenen Initiativen unterstützen, ob 
über den Einsatz von Energie-Scouts 
in Unternehmen, Energieeffizienz-
maßnahmen in den Betrieben bei 
Beleuchtung und Wärmerückgewin-
nung oder Wärmeschutzverglasung 
großer Schaufenster. Im Anschluss an 
das Verbändetreffen startete Bundes-
wirtschaftsminister Habeck die Kam-
pagne „80 Millionen gemeinsam für 
Energiewechsel“. 

Dr. Robert Habeck hierzu: „Der rus-
sische Angriffskrieg auf die Ukraine 
macht es uns jeden Tag auf schmerz-
liche Weise deutlich: Wir müssen weg 
von fossilen Energieträgern und weg 
von der Abhängigkeit und Erpress-
barkeit von russischen Importen. Nur 
mit mehr erneuerbaren Energien und 
mehr Energieeffizienz werden wir 
unsere Unabhängigkeit stärken. Nur 
zusammen schaffen wir den Energie-
wechsel – einen schnellen Wechsel von 
fossilen Energieträgern hin zu den 
Erneuerbaren. Weg vom Kohlekraft-
werk, hin zu Wind- und Sonnenkraft. 
Das heißt aber auch: weg vom Inten-
siv-Verbrauch, hin zu Energieeinspa-
rung und Energieeffizienz. ‚80 Millio-
nen gemeinsam für Energiewechsel' ist 
daher unser Aufruf, mitzumachen und 
Energie zu sparen.“

Habeck betonte: „Die Preise für fossile 

Energie sind derzeit enorm hoch und 
belasten Verbraucherinnen und Ver-
braucher genauso wie Unternehmen. 
Gerade im Herbst werden viele Men-
schen deutlich höhere Heizrechnun-
gen bekommen als sonst. Allein schon 
deshalb ist Energiesparen dringend 
notwendig, und ich weiß, dass viele 
schon schauen, wo sie etwas einsparen 
können, gerade, wenn sie ohnehin auf 
jeden Cent achten müssen. Aber gerade 
deshalb wollen wir die Aufmerksamkeit 
für das Thema noch mal erhöhen und 
mit Tipps, Hinweisen und Beispielen 
Energiesparen so leicht wie möglich ma-
chen – und zwar für alle Bereiche - in 
den Unternehmen genauso wie in den 
privaten Haushalten. Regelmäßig das 
Eisfach abtauen, Duschkopf wechseln 
oder in Büros die Beleuchtung auf LED 
umstellen – das senkt den Verbrauch. 
Und wenn viele das machen, bringt das 
in der Summe wirklich was. Ich freue 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

80 MILLIONEN GEMEINSAM FÜR ENERGIEWECHSEL
BREITES BÜNDNIS: ENERGIESPAREN FÜR 
MEHR UNABHÄNGIGKEIT UND KLIMASCHUTZ
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mich deshalb, dass Verbände aus allen 
Bereichen heute dabei sind und mit uns 
das Signal zum Energiesparen senden 
und weitertragen. Machen Sie mit! Wer 
Energie spart, hilft, dass Deutschland 
unabhängiger von russischen Importen 
wird und tut was fürs Klima.“ 

Mit der Kampagne appelliert das 
BMWK an die Gesamtheit der mehr 
als 80 Millionen Bundesbürgerinnen 
und -bürger, gemeinschaftlich mehr 
Tempo zu machen und zu schauen, 
wo jede und jeder Einzelne einen 
kleinen Beitrag zum Energiesparen 
leisten kann. 

Die Kampagne spricht ganz unter-
schiedliche Bevölkerungsgruppen mit 
praktischen Energiespartipps für 
den Alltag an. Immer dort, wo sich 

die Menschen aufhalten: Auf digita-
len Screens in Städten, zum Beispiel 
an Hauptbahnhöfen. Auf Online-Por-
talen im Internet mit hohen Reichwei-
ten und den sozialen Netzwerken. Als 
zentrale Plattform steht www.energie-
wechsel.de mit vielen konkreten Tipps, 
interaktiven Ratgebern, Erklärfilmen 
und Praxisbeispielen bereit. Begleitet 
wird sie von Dialog und Beratungs-
möglichkeiten (Telefon-Hotline, Ver-
anstaltungsreihen, Stakeholder-Dialo-
ge), Förderprogrammen. 

Die Energiewechsel-Kampagne ist 
dabei mehr als eine Informations-
kampagne – sie trägt auch den Wett-
bewerbsgedanken ins Land, wer den 
Energiewechsel jetzt am schnellsten, 
nachhaltigsten und damit am vorbild-
lichsten voranbringt. 

Die aktuelle Energiekrise und auch der fortschrei-
tende Klimawandel machen das Energiesparen zu 
einer absoluten Notwendigkeit. Es handelt sich um 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe; jeder kann 
einen wichtigen Beitrag leisten, denn jede eingespar-
te Kilowattstunde zählt. Die Energiesparkampagne 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-
schutz gibt viele wichtige Tipps zum Mitmachen für 
Bürger:innen, Unternehmen, Industrie sowie Städte 
und Gemeinden. Als Bündnispartner unterstützt der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund die Energie-
sparkampagne und setzt sich aktiv für die Umsetzung 
auf kommunaler Ebene ein. 

Bereits heute sind viele Kommunen im Bereich des 
Energiesparens aktiv. So werden durch die Kommu-
nalrichtlinie seit 2008 eine Vielzahl von Vorhaben 
unterstützt, die über Beratungs- und Förderangebote 
Energieeinsparpotentiale in Kommunen steigern; 
so etwa im Bereich der Beleuchtung, der Mobilität, 

bei Energieeinsparkonzepten und in der Abfallwirt-
schaft. Die Bundesförderung für effiziente Gebäude 
unterstützt gezielt bei der energetischen Sanierung 
privater und auch kommunaler Gebäude. Und auch 
die Städtebauförderung unterstützt insbesondere auch 
die (Neu-)Entwicklung von Zentren und Quartieren 
aus energetischen und Klimaschutz-Gesichtspunkten. 
Viele Praxisbeispiele vor Ort zeigen: Energieeinsparen 
schont nachhaltig kommunale Haushalte und schützt 
das Klima.
Unter der Adresse www.dstgb.de/energiekrise finden 
sich aktuelle Informationen rund um die Ereig-
nisse und Auswirkungen der Energiekrise auf die 
Kommunen. Politische Statements, Interviews und 
Publikationen des DStGB, neueste Nachrichten sowie 
weiterführende Links zu relevanten Gesetzen und 
Verordnungen sind hier zusammengestellt. Darüber 
hinaus zeigen Berichte über erfolgreiche Praxisbei-
spiele vor Ort wie Energieeffizienz, autarke Energie- 
und Nahwärmeversorgung funktionieren können.

DIGITALE INFORMATIONSANGEBOTE DES DStGB 

Gemeinsame 
Erklärung des 

BMWK und der 
Spitzenverbände 

HIER

Wir als kommunale Akteure 
unterstützen die Energiespar-
Kampagne. Jede eingesparte 

Kilowattstunde ist ein echter Beitrag 
zum Klimaschutz. Städten, Land-
kreisen und Gemeinden kommt eine 
Schlüsselrolle zu. Sie sind Vorbild 
und beraten Bürgerinnen und Bür-
ger und die Wirtschaft. Sie steigern 
aktiv die Energieeffizienz durch 

vielfältige Maßnahmen. Die großen 
Potenziale, etwa bei über 180.000 

kommunalen Gebäuden, über 2 Mil-
lionen kommunalen Wohnungen, bei 
der Straßenbeleuchtung oder auch 
im Verkehr müssen weiter gehoben 
werden. Wir werden für das Ener-
giesparen werben, Informationen 
bereitstellen sowie „gute Beispiele“ 
präsentieren und so auch in Zukunft 

wichtige Impulse geben.“ 

Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreis-

tag, Deutscher Städte- und Gemeindebund

http://www.energiewechsel.de
http://www.energiewechsel.de
https://www.klimaschutz.de/de/foerderung/foerderprogramme/kommunalrichtlinie
https://www.klimaschutz.de/de/foerderung/foerderprogramme/kommunalrichtlinie
https://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/Foerderprogramm_im_Ueberblick/foerderprogramm_im_ueberblick_node.html;jsessionid=637B5481E903F1732ABAEF8E401ECBDC.1_cid378
https://www.staedtebaufoerderung.info/DE/Startseite/startseite_node.html
https://www.dstgb.de/themen/klimaschutz-und-klimaanpassung/klimaschutz-vor-ort/
http://www.dstgb.de/energiekrise
https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/breites-buendnis-ruft-zum-energiesparen-auf/im-schulterschluss-energiesparen-fuer-mehr-unabhaengigkeit-und-klimaschutz/
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Das Gelingen der Energiewende 
hängt maßgeblich vom Aus-
bau der Übertragungsnetze ab. 

Dieser bleibt nicht ohne Folgen für 
die betroffenen Kommunen: Der Aus-
bau greift unmittelbar in kommunale 
Räume ein – sei es als Veränderung 
der Landschaft, als Begrenzung der 
räumlichen Entwicklung, beispiels-
weise von Gewerbe- oder Wohnge-
bieten, oder als potenzielles Risiko für 
Anwohner*innen, die negative öko-
nomische oder gesundheitliche Aus-
wirkungen befürchten. Häufig kommt 
es vor Ort zu Protesten und Wider-
stand, die den Ausbau verzögern. 
Viele Städte und Gemeinden geraten 
deshalb im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung zum Netzausbau in 

ein Spannungsfeld widersprüchlicher 
Anforderungen: der Beitrag zu einer 
nationalen Planung, die Umsetzung 
kommunaler Interessen und der Um-
gang mit Protesten vor Ort. Eine er-
folgreiche Energiewende wird deshalb 
maßgeblich davon abhängen, inwie-
weit sich Städte und Gemeinden da-
ran beteiligen, Dialogbrücken vor Ort 
aufzubauen und tragfähige Lösungen 
zwischen nationaler Planung und lo-
kalen Bedarfen auszutarieren.

KOMMUNEN ALS AKTEURE 
SICHTBAR MACHEN

In einem zweijährigen vom Bun-
desministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz geförderten For-

schungsvorhaben befassten sich das 
Deutsche Institut für Urbanistik und 
die Ruhr-Universität Bochum mit 
einem bislang „blinden Fleck“ – den 
Aufgaben und Rollen von Kommu-
nen im Rahmen des Ausbaus von 
Höchstspannungsleitungen. Sie iden-
tifizierten fördernde und hemmen-
de Faktoren für das Handeln der 
Kommunen in der Öffentlichkeits-
beteiligung. Unterstützt von einem 
Begleitkreis aus Übertragungsnetzbe-
treibern, kommunalen Interessenver-
treter*innen und weiteren Multiplika-
tor*innen wurden Lösungskonzepte 
zur Stärkung der Städte, Gemeinden 
und Landkreise als konkrete Räume 
des Netzausbaus erarbeitet.

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

STROMNETZAUSBAU VOR ORT
KOMMUNEN ALS DIALOGBRÜCKEN ZWISCHEN 

NATIONALER PLANUNG UND LOKALEM PROTEST
Von Stephanie Bock, Maik Bohne, Franciska Frölich von Bodelschwingh, Bettina Reimann und Esther Trost
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BETROFFENEN STÄDTEN 
UND GEMEINDEN FEHLEN 
RESSOURCEN + 
QUALIFIKATIONEN

Eine repräsentative Kommunalbefra-
gung zeigt, dass vor allem kleine Städ-
te und Gemeinden in ländlichen Regi-
onen vom Stromnetzausbau betroffen 
sind: Über die Hälfte haben weniger 
als 5.000, mehr als zwei Drittel weni-
ger als 10.000 Einwohner*innen. Ein 
Drittel der Städte und Gemeinden 
und drei Viertel der Landkreise ist da-
bei von mehr als einem Vorhaben be-
troffen. Ein knappes Drittel der Städte 
und Gemeinden steht dem Stromnet-
zausbau eher kritisch gegenübersteht. 
Unabhängig davon schätzen die Kom-
munen ihre Bedeutung für das Gelin-

gen des Netzausbaus aber als hoch ein 
(Grafik 1), über die Hälfte unterstützt 
die Öffentlichkeitsbeteiligung vor Ort 
(Grafik 2). Den zumeist sehr kleinen 
Verwaltungen und ehrenamtlichen 
Bürgermeister*innen fehlen jedoch 
häufig die notwendigen Ressourcen 
und Qualifikationen, um die komple-
xen Planungsprozesse fachlich tiefer-
gehend zu bearbeiten, sich aktiv in die 
Öffentlichkeitsbeteiligung einzubrin-
gen und diese zu unterstützen (Grafik 
3). 

KOMMUNIKATION +
BETEILIGUNG –
KONSEQUENT + FRÜHZEITIG

Fallstudienanalysen von zwei kon-
trastierenden Netzausbauprojekten 

(Westküstenleitung/Schleswig-Hol-
stein und Wahle-Mecklar/Nieder-
sachsen) zeigen im Ergebnis, dass eine 
konsequente und frühzeitige Kommu-
nikations- und Beteiligungsstrategie 
nachhaltig Vertrauen in die Planung 
schafft. Im Fall der Westküstenleitung 
waren die aktive Rolle des Landes 
und der Kreise, eine rahmengebende 
Realisierungsvereinbarung mit der 
Vorhabenträgerin TenneT sowie ein 
intensiver Bürgerdialog zu einem sehr 
frühen Zeitpunkt wesentliche Erfolgs-
strategien für eine konfliktarme Um-
setzung. Allerdings steht zur Debatte, 
ob ein solches Verfahren, in das alle 
Beteiligten sehr viel Arbeit und Auf-
merksamkeit investierten, mit einem 
vergleichbaren Ressourceneinsatz un-
ter heutigen Bedingungen – insbeson-

Grafik 1

Grafik 2

(Grafik 1)

(Grafik 2)
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dere der großen Zahl von gleichzeitig 
stattfindenden Ausbauprojekten – re-
produzierbar ist. 

Demgegenüber verdeutlicht der Fall 
Wahle-Mecklar, wie ein später Beginn 
der Beteiligung sowie eine Reihe von 
ungünstigen Einflussfaktoren – etwa 
eine Verwaltungsreform, Verfahrens-
fehler oder eine sich ändernde Geset-
zeslage – zu widersprüchlichen Er-
wartungen und Vertrauensverlusten 
führen können. Kommunale Akteure 
fühlten sich angesichts von Mehrfach-
belastung, komplexen Planungen, 
knappen Ressourcen und ihrer Sand-
wich-Position zwischen widersprüch-
lichen Anforderungen oft überfordert. 

BAUSTEINE ZUR STÄRKUNG 
DER ROLLE VON 
STÄDTEN + GEMEINDEN 

Die empirischen Befunde zeigen, dass 
sich Städte und Gemeinden in erster 
Linie als Vertreterinnen lokaler Inte-
ressen verstehen. Sofern es ihre Res-
sourcen und Qualifikationen zulassen 

und sie den Ausbauprozess trans-
parent und fair erleben, agieren sie 
konstruktiv und dialogorientiert und 
unterstützen die Öffentlichkeitsbe-
teiligung. Um das dafür erforderliche 
Vertrauen zu erlangen, ist es wichtig, 
frühzeitig einen schlüssigen Prozess 
der Öffentlichkeitsbeteiligung vor Ort 
zu konzipieren und zu verankern. Ins-
besondere kleinere Kommunen soll-
ten von Beginn der Planung an noch 
stärker in ein Netz der Kommunikati-
on eingebunden werden. Um ihre Be-
troffenheit zu erkennen, muss ihnen 
immer wieder aufgezeigt werden, wie 
der Stand der Planung, der Grad ihrer 
Betroffenheit und die Möglichkeiten 
der Einflussnahme in unterschiedli-
chen Phasen sind. Dabei muss auch 
die Verteilung unterschiedlicher Las-
ten zur Sprache kommen. Nur wenn 
der Ausbauprozess als fair und nach-
vollziehbar empfunden wird, erfährt 
er auch von mehrfachbetroffenen 
Kommunen Unterstützung. Dies kann 
und sollte nicht allein Aufgabe der 
Vorhabenträgerin sein, sondern muss 
mit Expertise von Seiten des Bundes, 

des Landes und der Kreise flankiert 
werden. Stromnetzausbau vor Ort ge-
lingt nur als Gemeinschaftswerk. 

Zu den Autor*innen:
Dr. Stephanie Bock: Team- und Pro-
jektleiterin am Difu mit den Arbeits-
schwerpunkten Governance und Bür-
gerbeteiligung, Gender Mainstreaming, 
Evaluation und Begleitforschung.
Dr. Maik Bohne: Mitarbeiter am 
Centum für Umweltmanagement, 
Energie und Ressourcen (CURE) der 
Ruhr-Universität Bochum und Berater. 
Franciska Frölich v. Bodelschwingh: 
Projektleiterin am Difu mit den Ar-
beitsschwerpunkten Stadtentwicklung, 
Wohnen und Planungsrecht.
Dr. Bettina Reimann: Team- und 
Projektleiterin am Difu mit den Ar-
beitsschwerpunkten Bürgerbeteiligung, 
Integration, Evaluation und Begleitfor-
schung. 
Esther Trost: Mitarbeiterin am 
Centrum für Umweltmanagement, 
Ressourcen und Energie (CURE) der 
Ruhr Universität Bochum mit For-
schungsschwerpunkt Energiewende.  
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Ein Ergebnis des 60. Deutschen 
Verkehrsgerichtstags in Goslar 
war: Deutschland braucht ein 

modernes Verkehrsrecht. Allen voran 
benötigen die Kommunen deutlich 
mehr Entscheidungsbefugnisse, um 
den Verkehr in der Stadt und auf dem 
Land sicherer zu machen und zugleich 
die Mobilitätswende zu beschleuni-
gen. Konkret müssen Radfahrende 
und zu Fuß Gehende besser geschützt 
und die Anordnung von Tempo 30 auf 
Hauptverkehrsstraßen erleichtert wer-
den. Dazu müssen die im Koalitions-
vertrag vorgesehene Anpassung des 
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und 
der Straßenverkehrsordnung (StVO) 
schnellstmöglich umgesetzt werden.

SICHERER RADVERKEHR 

Eine sichere Nahmobilität spielt eine 
zentrale Rolle für lebenswerte Städten 
und Gemeinden. Um den Radverkehr 
sicherer zu machen, bedarf es eines 
Bündels von Maßnahmen. Dies be-
trifft nicht allein die Städte. Etwa 40 
Prozent aller tödlichen Unfälle von 
Radfahrenden passieren in ländlichen 
Räumen. Zu wenig sichere und gut 
ausgebaute Radwege sind hierfür un-
ter anderem ursächlich. Allen voran 
das Verkehrsrecht sollte einen besse-
ren Schutz der Radfahrenden ermög-
lichen. Der Verkehrsgerichtstag sagt in 
seiner aktuellen Beschlussfassung zu 
Recht, dass „die Ziele des StVG so ver-

ändert werden müssen, um präventive 
sowie proaktive Maßnahmen leichter 
zu ermöglichen“. Das klingt sehr ab-
strakt. Ein Anwendungsfall hierfür 
ist beispielsweise, dass es dort, wo es 
noch keinen baulich getrennten Rad-
weg gibt, künftig leichter sein muss, 
geringere Geschwindigkeiten für den 
Autoverkehr anzuordnen. Durch eine 
Verringerung der sogenannten Dif-
ferenzgeschwindigkeiten zum Auto 
können Radfahrende besser geschützt 
werden. Bislang ist hierfür der Nach-
weis einer „örtliche Gefahrenlage“ er-
forderlich, was viel unnötige Bürokra-
tie erzeugt, weil etwa Unfallstatistiken 
für konkrete Straßenabschnitte vorge-
legt werden müssen.

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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WARUM WIR EINE MODERNISIERUNG
 DES VERKEHRSRECHTS BRAUCHEN

Von Timm Fuchs Beigeordneter Deutscher Städte- und Gemeindebund 
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ORTSANGEPASSTE 
GESCHWINDIGKEIT STATT 
FLICKENTEPPICH 

Überhaupt ist die Anordnung von 
geringeren Geschwindigkeiten wie 
Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen 
bislang sehr kompliziert und büro-
kratisch. Sichtbar wird das in vielen 
Gemeinden in Form eines Flicken-
teppichs von Einzelanordnungen 
und Beschilderungen, was zu Irrita-
tionen und mangelnder Akzeptanz 
führt. Vor allem entspricht das nicht 
den Bedürfnissen von Kommunen 
und Verkehrsteilnehmern. So ist bei-
spielsweise Tempo 30 vor bestimm-
ten Einrichtungen wie Schulen oder 
Krankenhäusern nur auf einer Stre-

ckenlänge von 300 Metern möglich. 
Auf stark frequentierten Schulwe-
gen ist die Anordnung von Tempo 
30 mit dieser Begründung dagegen 
nicht erlaubt. Das ist schwer nachzu-
vollziehen, vor allem aber gefährlich. 
Die gefahrene Geschwindigkeit von 
Kraftfahrzeugen ist ausschlaggebend 
für Anzahl und Schwere von Sach- 
und Personenschäden. Zudem leidet 
das Sicherheitsempfinden und damit 
die Lebensqualität von Radfahrenden 
und zu Fußgehenden. Erforderlich ist 
ein Verkehrsrecht, das entsprechende 
Anordnungen der Kommunen nicht 
an Einzelnachweise knüpft, sondern 
auch bei der Begründung deutlich 
mehr Flexibilität erlaubt. Die Förde-
rung des Klimaschutzes, die Stärkung 

der Nahmobilität sowie der Verkehrssi-
cherheit sind etwa zusätzliche Aspekte, 
die den Bedürfnissen der Kommunen 
entsprechen. So wird vor Ort eine Fest-
setzung von Höchstgeschwindigkeiten 
mit Augenmaß möglich.

MODELLVERSUCHE 
ZU TEMPO 30

Eng damit zusammen hängt die Dis-
kussion um ein flächendeckendes Tem-
po 30 innerorts. Dies zu verwirklichen, 
verfolgt seit einiger Zeit die Initiative 
lebenswerte Städte durch angemesse-
ne Geschwindigkeiten. Der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund hat sich 
dem nicht angeschlossen, weil die In-
itiative explizit eine Regelumkehr zu-

EIN MODERNES VERKEHRSRECHT 
FÜR DIE MOBILITÄTSWENDE 

Quelle & Grafik: DStGB 2022
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gunsten von Tempo 30 fordert. Was 
jeweils sinnvoll ist, kann sachgerecht 
jedoch nur vor dem Hintergrund der 
Situation im örtlichen Straßennetz 
beurteilt werden. So müssen Verlage-
rungseffekte in untergeordnete Stra-
ßen, der Betrieb des ÖPNV und Mög-
lichkeiten des Verkehrsmanagements 
– auch jenseits der Geschwindigkeits-
regulierung – in die Betrachtung ein-
bezogen werden. Daher erscheint eine 
bundesweit einheitliche Festsetzung 
der Regelumkehr zugunsten von Tem-
po 30 nicht zweckmäßig. Das ist keine 
Absage an weitergehende Regelungen 
zu Tempo 30, sondern ein Votum 
für ein Vorgehen entsprechend dem 
Motto „Gründlichkeit vor Schnellig-
keit“: Anstelle einer gesetzlichen Re-
gelung zu einem Tempo 30 als Regel-
geschwindigkeit sollte dies zunächst 
in Modellversuchen erprobt werden. 
Dabei kann beispielsweis auch die 
Wirkung eines generellen Tempo 30 
mit vereinzelten Ausnahmebeschil-
derungen auf Hauptverkehrsstraßen 
untersucht werden. Da Verkehr nicht 
an Stadtgrenzen Halt macht und die 
Bedürfnisse der Verkehrsteilnehmer 
unterschiedlich sind, sollten dabei so-
wohl die Auswirkungen auf die Städ-

te, aber auch auf das Umland und die 
Pendlerverflechtungen evaluiert wer-
den. 

LEICHTERE EINRICHTUNG 
VON FUSSGÄNGERÜBER-
WEGEN

Neben Radfahrenden sind zu Fuß 
Gehende im Straßenverkehr beson-
ders gefährdet. Immer wieder auf 
Unverständnis stößt die mangelnde 
Flexibilität im Verkehrsrecht bei der 
Einrichtung von Fußgängerüberwe-
gen. So gibt es Fälle, in denen die si-
chere Erreichbarkeit eines Spielplat-
zes nicht durch die Einrichtung eines 
Fußgängerüberwegs unterstützt wird. 
Hier verhindern ähnlich wie beim 
Radverkehr sehr bürokratische Be-
gründungszwänge bislang, dass Fuß-
gängerüberwege eingerichtet werden 
können. Die Lösung liegt auch hier 
in einer Erweiterung des Rechtsrah-
mens. Die Anordnung von Fußgän-
gerüberwegen sollte unabhängig von 
Gefahrensituationen erfolgen kön-
nen. Generell muss der Sicherheit des 
Fußverkehrs zukünftig eine größere 
Bedeutung zukommen. Der Bund 
kann, neben der im Koalitionsvertrag 

vorgesehenen Entwicklung einer Fuß-
verkehrsstrategie, den erforderlichen 
Rechts- und Förderrahmen hierfür 
schaffen.

SICHERER VERKEHR – 
LEBENSWERTE KOMMUNEN 

Wir brauchen ein modernes Ver-
kehrsrecht, das mehr als bisher allen 
Verkehrsteilnehmenden gerecht wird. 
Neben den bereits genannten Grup-
pen müssen besonders die Bedürf-
nisse von Kindern, älteren Menschen 
und Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen stärker in den Fokus 
kommen. Ein sicherer Verkehrsraum 
ist zentral für eine lebenswerte Kom-
mune. Die Steigerung der Verkehrssi-
cherheit sowie des subjektiven Sicher-
heitsgefühls sind zentrale Bausteine 
hierfür. Die Mobilitätsplanung in den 
Kommunen kann und muss sich das 
zum Ziel machen, braucht dabei aber 
zusätzliche Handlungsmöglichkeiten 
durch eine Modernisierung des Ver-
kehrsrechts. 
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Der DStGB:  
Eine starke Stimme  

Der Deutsche Städte- und Gemein-debund vertritt die Interessen der deutschen Städte und Gemeinden. Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene gibt er Kommunen eine starke Stimme und greift die Themen auf, die Bürger:innen vor Ort bewegen.  
Durch seine 17 Mitgliedsverbände sind 11 000 große, mittlere und kleinere Kommunen organisiert  und vernetzt. Die Verbandsarbeit erfolgt parteiunabhängig und ohne staatliche Zuschüsse. Die Besetzung der Organe orientiert sich an dem Votum der Wähler bei den Kommu-nalwahlen. 

 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-mationsnetzwerk« und sensibilisiert und mobilisiert Politik und Öffent-lichkeit für kommunalpolitische In-teressen.  

Er fungiert als »Kommunale Koordi-nierungsstelle« für den permanen-ten Erfahrungs- und Informations-austausch unter den Mitgliedsver-bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-band »Kommunales Vertretungsor-gan« durch Repräsentation in zent-ralen Organisationen.  

Kommunale Entscheidungsspiel-räume erweitern 
Um die Klimaschutzziele im Verkehrs-sektor zu erreichen, die Lebensqualität und Attraktivität der Städte und Ge-meinden zu erhalten und die Ver-kehrssicherheit für alle Verkehrsteil-nehmenden zu steigern, braucht Deutschland jetzt ein modernes Ver-kehrsrecht. Die Kommunen benötigen darin deutlich mehr Entscheidungsbe-fugnisse, damit sie vor Ort geeignete Maßnahmen schneller umsetzen und die benötigte Mobilitätwende be-schleunigen können. Die im Koalitions-vertrag vorgesehene Anpassung des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der Straßenverkehrsordnung (StVO) sowie flankierende rechtlich-regulato-rische Maßnahmen müssen schnellst-möglich und im Sinne einer hohen kommunalen Entscheidungsbefugnis umgesetzt werden.  

Erforderlich ist ein Rechtsrahmen mit weitgehenden Kann-Regelungen, der den Kommunen stets Entscheidungen entsprechend der Verkehrsverhält-nisse vor Ort ermöglicht. Basis für Be-gründungen straßenverkehrlicher Maßnahmen sollten neben verkehrli-chen Aspekten auch der Klima- und Umweltschutz, der Gesundheitsschutz, die Verkehrssicherheit im Sinne der  Vision Zero sowie städtebauliche  Aspekte sein können.  
Ortsangepasste Geschwindigkeit anstatt Flickenteppich  

Eine unangepasste Geschwindigkeit ist innerorts und außerorts eine der häu-figsten Unfallursachen. Die gefahrene Geschwindigkeit von Kraftfahrzeugen ist ausschlaggebend für Anzahl und 

Schwere von Sach- und Personenschä-den, für das Sicherheitsempfinden ins-besondere von Radfahrenden und zu Fuß Gehenden und sie hat Auswirkun-gen auf Umwelt und Klima. Schnell be-fahrene Straßen können zudem die Verknüpfung zwischen angrenzenden Quartieren erschweren.  
Die Anordnungsbefugnisse zu Ge-schwindigkeitsbeschränkungen aus Gründen der Verkehrssicherheit und zum Schutz der Umwelt sind bislang sehr kleinteilig zu begründen und un-tereinander unabgestimmt. Das führt zu einem Flickenteppich von Einzelan-ordnungen und Beschilderungen, was bei den Verkehrsteilnehmenden zu  Irritationen und mangelnder Akzep-tanz führt. Integrierte kommunale Mo-bilitätskonzepte mit einer Netzplanung für alle Verkehrsarten werden damit erschwert.  

 
Beispiel: Die Anordnung von Tempo 30 ist vor bestimmten Einrichtungen wie Schulen oder Krankenhäusern nur auf einer Streckenlänge von 300 m vor der Einrichtung möglich. Entlang stark fre-quentierter Schulwege hingegen wird Tempo 30 nicht mit dieser Begründung ermöglicht. Lärmschutz oder Luftrein-haltung können für bestimmte Stra-ßenabschnitte wiederum als Begrün-dung dienen. Diese kleinräumigen Re-gelungen führen vielerorts zu mehr-fach wechselnden Höchstgeschwindig-keiten auf Hauptverkehrsstraßen.  

Anstelle notwendiger Einzelnachweise von Gefahrenlagen oder dem Vorhan-densein bestimmter Einrichtungen wie Schulen oder Krankenhäusern braucht es deutlich mehr Flexibilität. Somit kann eine Festsetzung  von Höchstge-schwindigkeiten mit Augen-maß auf 
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2021 war das Jahr des Durch-
bruchs der Elektromobilität in 
den deutschen Massenmarkt: 

Jeder vierte neu zugelassene Pkw in 
Deutschland war nach Zahlen des 
Kraftfahrtbundesamtes im Jahr 2021 
mit „einem Stecker“ ausgestattet. Für 
2030 plant die Bundesregierung mit 
mindestens 15 Millionen E-Pkw auf 
deutschen Straßen. Der rasante Mark-
thochlauf der Fahrzeuge erzeugt dabei 
eine erhöhte Nachfrage nach Ladeinf-
rastruktur. 

Derzeit finden bis zu 80 Prozent der 
Ladevorgänge im nicht-öffentlichen 
„privaten Raum“ (zuhause oder beim 

Arbeitgeber) statt, dennoch ist der 
öffentliche Raum entscheidend so-
wohl zum Zwischendurchladen auf 
Langstreckenfahrten als auch für die 
Grundversorgung von E-Pkw-Besitze-
rinnen und Besitzern, die nicht über 
einen eigenen Stellplatz verfügen. Die 
Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur 
plant und koordiniert unter dem Dach 
der bundeseigenen NOW GmbH 
im Auftrag des Bundesministeriums 
für Digitales und Verkehr (BMDV) 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur 
für ganz Deutschland. In der Studie 
„Ladeinfrastruktur nach 2025/2030“ 
kommt die Leitstelle zu dem Ergebnis, 
dass bundesweit bis 2030 zwischen 

437.000 und 843.000 öffentliche Lade-
punkte benötigt werden. 

Ende Mai gab es bereits rund 60.000 
öffentliche Ladepunkte in Deutsch-
land. Das ist ein Zuwachs von 15.000 
Ladepunkten in einem Jahr. Aller-
dings ist auch die Zahl der E-Autos 
stark gestiegen und wird es weiter und 
noch schneller tun. Und in mehr als 
der Hälfte der deutschen Kommunen 
gibt es noch keinen einzigen öffentlich 
zugänglichen Ladepunkt. Deshalb 
muss der Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur weiter beschleunigt werden. Nur 
zusammen mit allen maßgeblichen 
Akteuren schaffen wir es, vorauslau-

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

LADEINFRASTRUKTUR VOR ORT 
WIE BUND UND KOMMUNEN GEMEINSAM DIE 

ELEKTROMOBILITÄT ZUM ERFOLG MACHEN
Von Johannes Pallasch Sprecher des Leitungsteams der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur
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fend eine flächendeckende, bedarfs-
gerechte und nutzungsfreundliche 
Ladeinfrastruktur in Deutschland 
aufzubauen.

DIE ROLLE DER KOMMUNE

So individuell jede Kommune ist, so 
vielschichtig sind auch die jeweiligen 
Rahmenbedingungen und Herausfor-
derungen. Niemand kennt die lokalen 
Gegebenheiten besser als die Akteure 
vor Ort. Dieses Wissen, diese Kompe-
tenz müssen beim Ausbau der Ladein-
frastruktur bestmöglich zum Einsatz 
kommen. Der Bund und die Leitstelle 
werden dabei tatkräftig unterstützen, 

wo immer das möglich und nötig ist. 
Denn es ist völlig klar, dass der Ausbau 
von Ladeinfrastruktur eine große He-
rausforderung für die Kommunen ist. 
Die Kommunen selbst müssen dabei 
keine Ladesäulen betreiben – genau-
so wenig wie der Bund das tut. Aber 
sie haben großen Einfluss darauf, wie 
schnell und einfach Ladeinfrastruktur 
vor Ort aufgebaut werden kann.

Wenn der Ausbau in einem Gemein-
degebiet zum Beispiel aufgrund eines 
Mangels an Flächen nur zögerlich er-
folgt, dann kann die Kommune dazu 
beitragen, dass Flächen mobilisiert 
und zur Verfügung gestellt werden. 

Im öffentlichen Straßenraum hat die 
Kommune die Hoheit über die Flä-
chen und Genehmigungsverfahren. 
Über straßen- oder vergaberechtli-
che Ausschreibungen hat sie so die 
Möglichkeit, einen bedarfsgerechten 
Aufbau anzustoßen und einen ver-
braucherfreundlichen Wettbewerb zu 
schaffen. 

Auch bei Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren liegt bei den Kommu-
nen ein Hebel, mit dem sie den Aufbau 
der Ladeinfrastruktur beschleunigen 
können. Die Kommune hat durch 
ihre Planungshoheit sowie städtebau-
liche oder andere öffentlich-rechtli-



20   Stadt und Gemeinde 03/22

che Verträge auch im privaten Raum 
mit öffentlicher Zugänglichkeit die 
Möglichkeit, einen investitions- sowie 
verbraucherfreundlichen Rahmen für 
die Errichtung von Ladeinfrastruktur 
zu schaffen. Eben dieser private Raum 
mit öffentlicher Zugänglichkeit – dazu 
gehören unter anderem die Flächen 
des Einzelhandels sowie anderer Zie-
lorte des Alltags – kann den Aufbau 
im öffentlichen Straßenraum ent-
lasten und dadurch die Flächennut-
zungskonkurrenz reduzieren. 

Mit der Prüfung und Anpassung der 
individuellen Rahmenbedingungen 
vor Ort, zum Beispiel bei Bauordnun-
gen, Stellplatzsatzungen, Baugeneh-
migungen und Sondernutzungsrech-
ten können Kommunen wesentlich 
dazu beitragen, bestehende Hemm-
nisse bestmöglich abzubauen.

METHODISCHE UND 
FINANZIELLE UNTER-
STÜTZUNGSANGEBOTE 
FÜR KOMMUNEN

Um die Kommunen beim Aufbau der 
Ladeinfrastruktur zu unterstützen, hat 
das BMDV gemeinsam mit der Leit-
stelle ein auf zwei Säulen aufbauen-
des Unterstützungsangebot etabliert. 
Zum einen bietet die Leitstelle mit 
dem FlächenTOOL  (flaechentool.de), 
dem StandortTOOL (standorttool.
de), demnächst mit dem LadeLern-
TOOL (ladelerntool.de) und zielge-
richteten Studien und Leitfäden einen 
Werkzeugkasten von Instrumenten als 
methodische Unterstützung bei der 
Flächenbereitstellung, der Bedarfs-
planung und dem Wissenstransfer an. 

Der neue Leitfaden „Einfach Laden 
in der Kommune“, der im Rahmen 
der Ladeinfrastrukturkonferenz des 
BMDV am 29. Juni in Berlin vorge-
stellt wurde, erläutert die Rolle der 
Kommunen beim Thema Ladeinfra-
struktur und zeigt kommunale Hand-
lungsinstrumente auf. Er behandelt 
die rechtlichen Rahmenbedingungen 
und benennt praktische Lösungswege 
bei der Vergabe, Ausschreibung und 
Umsetzung von Ladeinfrastruktur im 
öffentlichen Straßenraum. Der  Leitfa-
den steht auf der Homepage der Leit-
stelle (nationale-leitstelle.de) zum kos-
tenlosen Download zur Verfügung. 

Zum anderen wird über die investiven 
Bundesförderprogramme für die Er-
richtung von Ladeinfrastruktur finan-
zielle Unterstützung bereitgestellt. Mit 
der aktuell geöffneten Förderrichtlinie 
„Nicht öffentlich zugängliche Ladesta-
tionen für Elektrofahrzeuge – Unter-
nehmen und Kommunen“ unterstützt 
das BMDV auch Kommunen (KfW 
439) beim Aufbau von Ladeinfra-
struktur an Parkplätzen für Mitarbei-
tende sowie für die Elektrofahrzeuge 
kommunaler Flotten beziehungsweise 
für Dienstfahrzeuge.

Weitere Unterstützungsangebote zur 
Elektromobilität über die Ladeinf-
rastruktur hinaus sind auf der NOW 
Homepage (now-gmbh.de) zu finden.

AUSBLICK: MASTERPLAN 
LADEINFRASTRUKTUR II

Im Entwurf des Masterplans Ladein-
frastruktur II, den die Bundesre-
gierung gerade mit den wichtigsten 

Stakeholdern, darunter auch dem 
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bund abstimmt, ist vorgesehen, dass 
die Kommunen sowohl weiterhin fi-
nanziell als auch mit erweiterten und 
neuen Informationsangeboten, Schu-
lungs- und Planungstools, regiona-
len Ladeinfrastrukturmanagern und 
Mustervorlagen für Verfahren und 
Genehmigungen unterstützt werden. 
Zusammen mit dem BMDV entwi-
ckelt die Leitstelle auch dessen För-
derprogramme für Ladeinfrastruktur 
weiter, mit einem Schwerpunkt auf 
dem Laden in dicht besiedelten Ge-
bieten. 

Beim Umstieg auf die Elektromobi-
lität sind noch viele andere Heraus-
forderungen wie die Integration der 
Ladeinfrastruktur ins Stromnetz und 
die umfassendere Digitalisierung des 
Ladeerlebnisses zu lösen. Neben den 
Kommunen als Schlüsselakteure spie-
len dabei Länder, Verbände, Unter-
nehmen und weitere Stakeholder eine 
zentrale Rolle. Gemeinsam schaffen 
wir es, dass Elektromobilität erfolg-
reich wird! 

 1

Leitfaden zur Vergabe und Genehmigung von 
Ladeinfrastruktur für kommunale Akteure

Einfach laden in der Kommune

Download 

des Leitfadens

unter
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Der Wandel kommt 
überall hin. Gut, dass 
wir schon da sind.
Deutschlands starke 
Partnerin für Nachhaltigkeit.
Auf dem Weg in eine nachhaltigere Zukunft kann ganz 
Deutschland auf die Unterstützung der Sparkassen- 
Finanzgruppe zählen. Mit der größten Finanzierungs-
summe für den Mittelstand und als Partnerin von 
40 Millionen Privatkundinnen und -kunden machen 
wir uns stark für einen Wandel, der für alle zum 
 Erfolg wird. Im Großen wie im Kleinen. Mehr erfahren: 
 sparkasse.de/mittelstand 

Weil’s um mehr als Geld geht.
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Die Stimmung unter den Ver-
kehrsteilnehmenden ist ange-
spannt: Dauerstaus, volle Bah-

nen, zu wenig Parkplätze und dann 
auch noch diese Radfahrenden und 
Zufußgehenden. Nur in einer Sache 
sind sich alle einig: Es muss sich et-
was ändern, und zwar schnell! Mehr 
Nahmobilität, also Fuß- und Rad-
verkehr, aber auch jede andere akti-
ve Fortbewegung im Alltag, soll die 
Probleme lösen. Nach Meinung der 
Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und 
fahrradfreundlicher Städte, Gemein-
den und Kreise in Nordrhein-Westfa-
len e.V. (AGFS NRW) sind der Rad- 
und der Fußverkehr die Schlüssel zu 

weniger Verkehrschaos und mehr Le-
bensqualität. Auch die Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalens (NRW) 
setzt auf aktive Fortbewegungsarten 
und hat zu Beginn des Jahres das 
Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetz 
(FaNaG) mit ehrgeizigen Zielen ver-
abschiedet. Zukünftig sollen im be-
völkerungsreichsten Bundesland 25 
Prozent der Wege mit dem Fahrrad 
zurückgelegt werden.

25 PROZENT – 
WIE SOLL DAS GEHEN?

Um diesen Anteil zu erreichen, muss 
eine adäquate Radinfrastruktur ge-

baut werden, die einladend, groß-
zügig, komfortabel und vor allem 
sicher ist. Es wird nicht genügen, die 
bestehende Radverkehrsinfrastruk-
tur „etwas auszubauen“ oder „etwas 
sicherer“ zu machen. Es bedarf einer 
Transformation der Straße. Die Qua-
lität und nicht das bloße Angebot von 
Fahrradinfrastruktur muss in den Fo-
kus gerückt werden. Es gilt, zusam-
menhängende und zu jeder Jahreszeit 
durchgängig befahrbare Netze für 
den Radverkehr anzulegen: Achsen, 
auf denen der Radverkehr über weite 
Strecken gebündelt und beschleunigt 
wird, die neben ihrer hochwertigen 
Verkehrsfunktion auch noch Anforde-

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

KOMMUNEN SIND 
DER SCHLÜSSEL ZUR FÖRDERUNG 

DER NAHMOBILITÄT
Von Christine Fuchs Vorstand der AGFS NRW
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rungen an die Aufenthaltsqualität, den 
Klimaschutz sowie die Verbesserung 
der Luftqualität erfüllen. Mit einer 
intensiven Begrünung, die in heißen 
Sommern die Temperaturen abmil-
dert, Schadstoffe aus der Luft filtert 
und gleichzeitig für mehr Aufenthalts-
qualität sorgt.

STADT ODER LAND – 
WER IST ZUSTÄNDIG?

Die Infrastruktur der Zukunft muss 
also hohe Anforderungen erfüllen. 
Aber wer ist eigentlich dafür zustän-
dig, Rad- und Fußwege zu bauen? Das 
Land NRW hat zwar das hohe Ziel von 
25 Prozent Radverkehrsanteil vorge-
geben, die Infrastruktur ist jedoch nur 
teilweise in seiner Baulast. Landesei-
gene Straßen befinden sich überwie-
gend in ländlichen Räumen. Hier hat 
der Landesbetrieb Straßenbau Nord-

rhein-Westfalen (Straßen.NRW) den 
Auftrag, straßenbegleitende Radwege 
zu bauen und instand zu halten. Auch 
für die Planung und Umsetzung des 
landesweiten Radvorrangnetztes – ein 
weiteres Ziel des FaNaG – ist überwie-
gend die Landesregierung zuständig. 
Doch allein mit diesen Maßnahmen 
wird das Ziel 25 Prozent Radverkehr 
nicht erreicht werden. Denn der maß-
gebliche Anteil des Radverkehrs fin-
det in den Städten und Gemeinden 
statt. Hier liegen die Potenziale, die 
in Zukunft gehoben werden müssen. 
Gerade da, wo es eng wird, müssen 
Kommunen Entscheidungen treffen: 
Welche Verkehrsart bekommt mehr 
Platz? Wie viele Parkplätze müs-
sen weichen, um die angesprochene 
Transformation hinzubekommen? Wo 
können neue Grünanlagen entstehen? 
Diese Entscheidungen liegen allein in 
der kommunalen Planungshoheit.

WIE GELINGT DER 
QUANTENSPRUNG?

Die Kommunen sind also maßgeblich 
für das Erreichen der im FaNaG for-
mulierten Ziele. Doch wie kann das in 
Zeiten knapper Haushaltskassen und 
in Anbetracht des Fachkräftemangels 
gelingen? Eine der wichtigsten Vor-
aussetzungen ist politische Entschlos-
senheit. Denn nur wenn die politische 
Führung von der Sache überzeugt 
ist, werden die Prioritäten zugunsten 
einer nahmobilitätsfreundlichen In-
frastruktur gesetzt und ausreichend 
Ressourcen zur Verfügung gestellt. 
Die AGFS NRW setzt sich außerdem 
dafür ein, dass Stadt- und Mobilitäts-
entwicklung nicht weiter separiert, 
sondern integrativ gedacht und ge-
plant werden. Fuß- und Radverkehr 
müssen in den größeren Kontext ei-

Fo
to

: ©
 P

et
er

 J.
 O

be
na

us
, K

öl
n,

 w
w

w
.s

tu
di

o-
ob

en
au

s.
de



24   Stadt und Gemeinde 03/22

nes ganzheitlichen, multimodalen Zu-
sammenhangs gestellt werden – also 
weniger Ressortdenken und mehr 
Interdisziplinarität im kommunalen 
Arbeitsalltag.

UNTERSTÜTZUNG 
FÜR DIE KOMMUNEN

Veränderung beginnt im Kopf. Des-
halb müssen Bund und Länder bei 
den Kommunen in besonderer Weise 
für die politische, organisatorische, 
planerische und bauliche Realisie-
rung werben und den Weg ebnen, 
um Hemmnisse abzubauen – Stich-
wörter: Planungsbeschleunigung und 
StVO-Reform. Zusätzlich müssen die 
Bemühungen der Kommunen akti-
viert und unterstützt werden. Landes-
arbeitsgemeinschaften wie die AGFS 
NRW agieren als Multiplikatorinnen 
und Bindeglieder zwischen den Kom-
munen sowie der Landes- und auch 
der Bundesebene – insbesondere, 
wenn es um die Umsetzung von Inf-
rastrukturmaßnahmen geht. So wird 
ein vereinfachter Know-how-Transfer 
von den Kommunen in die Rahmen-
normierung und -gesetzgebung der 
Länder und des Bundes ermöglicht. 
Umgekehrt können der Bund und 
das Land NRW über die AGFS NRW 

direkt die fachlichen Entscheidungs-
ebenen in Städten, Gemeinden und 
Landkreisen ansprechen und neue 
Konzepte in die kommunale Ebene 
kommunizieren.

MITGLIED WERDEN – 
VORTEILE FÜR 
DIE KOMMUNEN

Die Landesarbeitsgemeinschaften 
dienen mit ihren Mitgliedern als 
Denk- und Ideenfabriken und sind 
der Motor der Nahmobilität. Das si-
chert Innovation und Weiterentwick-
lung der Nahmobilität in den Län-
dern. Die Geschäftsstellen sind mit 
Fachleuten aus der Verkehrsplanung 
besetzt, die über Wissen zu allen The-
men des Fuß- und Radverkehrs verfü-
gen. Sie unterstützen die Vernetzung 
und die interdisziplinäre, fachliche 
Kooperation über die Verkehrspla-
nung hinaus. Für die breite Aktivie-
rung und Unterstützung der Kommu-
nen werden Fachgrundlagen sowie 
Schulungs- und Fortbildungsformate 
erstellt, Erfahrungsaustausche, Fach-
veranstaltungen, Planerwerkstätten, 
Politikforen und Wissensplattformen 
angeboten, Musterausschreibungen, 
Fact Sheets und Fachbroschüren her-
ausgegeben und vieles mehr. Dadurch 

wird die Förderung von Rad- und 
Fußverkehr – bundesweit betrachtet 
– schneller ein einheitliches und hö-
heres Niveau erreichen.

BUNDESWEITE 
VERNETZUNG 

Die AGFS NRW war die erste Landes-
arbeitsgemeinschaft dieser Art und 
diente als Vorbild für inzwischen zehn 
weitere Organisationen in anderen 
Bundesländern. Auch auf Bundesebe-
ne machen sich diese nun auf, sich zu 
vernetzen und stärker zusammenzuar-
beiten. Das Ziel ist es, sich gegenseitig 
zu unterstützen und als kompetenter 
Fachpartner und Ansprechpartner für 
die Bundesebene und für die kommu-
nalen Spitzenverbände, wie den Deut-
schen Städte- und Gemeindebund 
(DStGB), zur Verfügung zu stehen. 

Einladende 
Radverkehrsnetze
Begleitbroschüre zum Sonderprogramm „Stadt und Land“

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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 Christine Fuchs, Vorstand der AGFS NRW 

FÖRDERUNG DES RADVERKEHRS  
IN STÄDTEN + GEMEINDEN

DOKUMENTATION No 158

Eine vom Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr  herausgegebene 
Publikation, „Einladende Radverkehrsnetze“ 
illustriert beispielhaft, wie attraktive und 
sichere Radverkehrsinfrastruktur in 
Deutschland aussehen kann.

Eine vom DStGB und ADFC gemeinsam 
entwickelte Dokumentation 

„Förderung des Radverkehrs in Städten und 
Gemeinden“ liefert einen Überblick zu den viel-

fältigen kommunalen  Gestaltungsmöglichkeiten, 
um den Radverkehr zu fördern.

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/StV/einladende-radverkehrsnetze.pdf?__blob=publicationFile
http://www.studio-obenaus.de
https://www.dstgb.de/publikationen/dokumentationen/nr-158-foerderung-des-radverkehrs-in-staedten-und-gemeinden/
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Ja, autoarmen Städten gehört die 
Zukunft! Und zwar aus drei we-
sentlichen Gründen: 

Städte sind in erster Linie für Men-
schen da, für ihre unterschiedlichen 
Bedürfnisse und Nutzungsansprüche. 
Lebendige Innenstädte sind seit jeher 
charakterisiert durch verschiedene 
Nutzungen und sich überlagernde 
Funktionen von Einzelhandel, Gas-
tronomie, Aufenthalts-, Grün- und 
Verkehrsflächen. Alle brauchen und 
wollen Platz. Weniger Platz für Autos 
bedeutet daher mehr Raum für alle, 
bei weniger Lärm und besserer Luft, 
mehr Sicherheit, mehr Grün, mehr 
Platz zum Spielen und für den Aufent-

halt und mehr Flächen für den Um-
weltverbund.

Zweitens ist ein anderer Umgang mit 
unseren städtischen Flächen klimapo-
litisch dringend geboten. Ein Beispiel: 
Ein im Straßenraum abgestelltes Auto 
nimmt nicht nur Platz in Anspruch. Im 
Sommer nimmt das Blech viel Wärme 
auf und gibt es an die Umgebungsluft 
ab. Ein Baum hingegen verschattet 
und kühlt die Straße, nicht versiegelte 
Flächen nehmen Wasser auf. 

Und drittens kommen wir angesichts 
sich überlagernder Krisen, steigender 
Kosten für Mobilität und damit ver-
bundenen Fragen von sozialer Ge-

rechtigkeit nicht um eine gerechtere 
Verteilung des öffentlichen Raums 
herum. 

ZWISCHEN ZUKUNFTS- 
UND REIZTHEMA 

Die Vorteile von autoarmen Städten 
liegen, obwohl nur kursorisch an-
geführt, deutlich auf der Hand. Und 
die Idee gewinnt mehr und mehr 
Befürworter, von Bielefeld bis Ber-
lin: Immer mehr Städte sagen der 
autozentrierten Verkehrspolitik der 
vergangenen Jahrzehnte den Kampf 
an und machen sich auf, ihre Innen-
städte lebenswert und zukunftsfähig 
zu gestalten. Gleichzeitig ist die Idee 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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AUTOREDUZIERTEN INNENSTÄDTEN 
GEHÖRT DIE ZUKUNFT

Von Anne Klein-Hitpaß Leiterin des Forschungsbereichs Mobilität (Difu)
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– weniger Autos in den Städten – für 
viele noch ein Reizthema. Händler 
fürchten um ihre Umsätze, Autofah-
rende um ihre Parkplätze. 

Schnell kommt es an diesem Punkt zu 
ideologischen Grabenkämpfen – die 
uns jedoch nicht weiterführen. Autos 
wird es immer geben. Auch zukünf-
tig werden die Städte mit dem Auto 
erreichbar sein, die Interessen von 
Lieferverkehren und Gastronomiebe-
trieben müssen ebenso berücksich-
tigt werden, wie die Mobilität einge-
schränkter Menschen. Hier lassen 
sich sinnvolle Ausnahmeregelungen 
finden. Ebenso wird es immer Men-
schen geben, die ihre Wege mit dem 
Auto zurücklegen wollen – auch diese 
privaten Interessen sind zu berück-
sichtigen. Nur eben nicht mehr als die 
Interessen des Gemeinwohls oder die 
Interessen derer, die lieber zu Fuß, mit 
dem ÖPNV oder mit dem Rad unter-
wegs sind, sich schlicht kein Auto leis-
ten können oder wollen. 

STEUERUNG DES 
FAHRENDEN UND DES 
RUHENDEN VERKEHRS 

Lautet die entscheidende Frage nicht, 
ob es wirklich nötig – und vor allem 

zeitgemäß – ist, dass wir jederzeit und 
überall mit unserem Auto in jeden 
Winkel von Innenstädten einfahren 
und sie dort kostenfrei abstellen? Zur 
Erinnerung: Es geht hier nicht um 
Menschen mit Mobilitätseinschrän-
kungen und auch nicht um Fragen der 
Erreichbarkeit. Es geht um eine sinn-
volle Steuerung des Autoverkehrs, 
auch des ruhenden Verkehrs. So gibt 
es in den allermeisten Städten und 
Gemeinden ungenutzte Potenziale 
in öffentlichen Parkhäusern oder auf 
privaten Flächen. Es gibt ausreichend 
Platz – nur bitte nicht kostenfrei im 
wertvollen öffentlichen Raum!

MEHR VERWEILDAUER 
DURCH VERKEHRS-
BERUHIGUNG

In vielen Städten haben Bürgermeis-
ter*innen genau das erkannt: Sie 
wollen attraktive Innenstädte und 
schreiten zum Teil mutig voran, oft 
jedoch noch zu zögerlich, weil sie Ge-
genwind von Bürger*innen und Ein-
zelhandel fürchten. Dabei lassen sich 
die Befürchtungen schnell entkräften. 
Wissenschaftliche Empirie und Erfah-
rungen aus Vorreiterstädten zeigen 
deutlich: Bei der Umwandlung öf-
fentlicher Räume zu Orten mit mehr 

Lebensqualität und weniger Autos, 
steigt die Verweildauer der Menschen 
vor Ort. Sie halten sich länger in den 
attraktiven Bereichen auf und geben 
auch mehr Geld aus – gerade in Zeiten 
der Konkurrenz des Online-Handels 
ein gewichtiges Argument. In Wien, 
Pionier in Sachen Verkehrsberuhi-
gung, fordert die hiesige Wirtschafts-
kammer mittlerweile autoreduzierte 
Straßen in jedem Bezirk nach dem 
Vorbild der Mariahilfer Straße. 

Wichtig für die Umsetzung vor Ort 
ist: Es gibt nicht die einfache Lösung. 
Jede Kommune wird für sich prüfen 
müssen, wie sie den aktuellen und zu-
künftigen Herausforderungen vor Ort 
gerecht werden will. Für unsere Städte 
heute wäre jedoch schon viel gewon-
nen, wenn jede Kommune nach ihren 
Möglichkeiten Maßnahmen entwi-
ckelt, die die Anzahl der Autos in der 
Innenstadt reduziert. Für die Men-
schen und für das Klima. 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE

https://www.dstgb.de/publikationen/dokumentationen/nr-167-das-neue-baulandmobilisierungsgesetz/
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Zurzeit lesen wir viel über die 
Frage, wie Innenstädte zu-
kunftssicher gemacht werden 

können. Das Thema „Multifunktio-
nalität“ steht dabei ganz oben auf der 
Agenda. Auch die Innenstadtstrategie 
des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen, an 
der ich mitarbeiten darf, ist stark von 
diesem Gedanken geprägt. Und ja, 
die Stärkung der Multifunktionali-
tät ist bestimmt geeignet, um die In-
nenstädte resilienter zu machen, da 
die Schwäche einer innerstädtischen 
Funktion aufgrund der Anzahl ande-
rer Funktionen ausgeglichen werden 
kann. Dies gilt auch, obwohl nicht alle 
innerstädtischen Funktionen über die 
gleiche „Heilungswirkung“ verfügen 
(Sogwirkung, Wertschöpfung, Image-
faktor und so weiter).

Dabei dürfen wir jedoch einige grund-
legende Parameter einer gut funkti-
onierenden Innenstadt nicht außer 
Acht lassen. Hierzu gehört in jedem 
Fall die Erreichbarkeit der Innenstäd-
te. Wenn diese nicht optimal gestaltet 
ist, muss die Anziehungskraft der In-
nenstadt durch ihre funktionale Aus-
stattung sowie bauliche Attraktivität 
umso höher sein. Die Erreichbarkeit 
ist daher das Nadelöhr einer funktio-
nierenden Innenstadt.

DIE „AUTOGERECHTE“ STADT 
WIRFT LANGE SCHATTEN

Die Frage einer guten Erreichbarkeit 
konnte man vor zehn oder zwanzig 
Jahren noch eindeutig beantworten. 
Insbesondere in der Stadt der Mo-
derne mit dem Leitbild der autoge-

rechten Stadt, wurde die Entwicklung 
anderer Verkehrsträger in den Hin-
tergrund gedrängt und entsprechend 
Infrastrukturen für den ruhenden und 
fließenden Verkehr geschaffen. Diese 
wirken städtebaulich und bei der Ver-
kehrsmittelwahl bis heute nach.

KLIMAGERECHTE LEITBILDER 
& MOBILITÄTSWANDEL

Unsere Leitbilder haben sich aber 
geändert, so dass wir heute an der 
klimagerechten Stadt sowie an die 
Entwicklung unserer Innenstädte als 
„Third Place“ arbeiten. Daher fließen 
in den Innenstädten zwei sich besten-
falls ergänzende Strömungen zusam-
men: der Stadtumbau mit mehr „Grün 
und Blau“ sowie der Mobilitätswan-
del. Beide Leitbilder müssen jedoch 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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INNENSTÄDTE MÜSSEN 
GUT ERREICHBAR BLEIBEN

Von Michael Reink Bereichsleiter Standort- und Verkehrspolitik beim HDE 
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auf der beschriebenen städtebaulichen 
und funktionalen Grundlage aufbau-
en. Dabei sind die Voraussetzungen 
in den Städten sehr unterschiedlich. 
Was alle Städte jedoch eint, ist die Tat-
sache, dass wir es hier mit einer mas-
siven Veränderung des bestehenden 
Systems zu tun haben. Wir befinden 
uns daher am Anfang eines insbeson-
dere für die Kommunen langfristigen, 
teurer, kontroversen und aufwändi-
gen Prozesses. Dabei formieren sich 
schon heute die unterschiedlichen La-
ger von Befürwortern dogmatischer 
Lösungen. Die einen verteufeln z.B. 
den motorisierten Individualverkehr, 
die anderen können sich eine Zukunft 
ohne das Automobil nicht vorstellen.

Die gute Erreichbarkeit der Innen-
städte wird sich jedoch nicht allein 
an der Zukunft des motorisierten In-
dividualverkehrs orientieren können. 
Allein die Stadtgröße beziehungswei-
se die Beschaffenheit des Einzugsge-
bietes wird die Kommunen zu sehr 
individuellen Lösungen zwingen, 
da zum Beispiel die Bevölkerung in 
ländlichen Räumen viel weniger vom 
ÖPNV-Angebot profitieren wird, als 
die Bevölkerung in den hochverdich-
teten Gebieten. Menschen werden 
demnach in vielen Landesteilen auf 
Dauer auf das Auto angewiesen sein 
– zumindest für Teilstrecken. Dabei 
wird die Dekarbonisierung des mo-
torisierten Individualverkehrs nur die 
Schadstoffbelastung in den Innenstäd-
ten reduzieren. Der Flächenbedarf be-
misst sich jedoch immer noch nach 
den Kubikmetern „Blech“.

FLÄCHENBEDARF 
ERFORDERT ENTZERRUNG 
DER VERKEHRE

Dieser Flächenbedarf entsteht aber 

nicht nur über den Kunden-, sondern 
auch über den Lieferverkehr mit stetig 
steigenden Transportvolumina. Diese 
steigende Verkehrsdichte trifft insbe-
sondere in den Innenstädten auf ein 
final ausgebautes Verkehrsnetz, des-
sen Rückbau (Abkehr von der auto-
gerechten Stadt) öfter diskutiert wird, 
als deren Ertüchtigung. Wir werden 
demnach auch über die Entzerrung 
der Verkehre, sprich über die Verla-
gerung bestimmter Verkehre in die 
Nachtstunden nachdenken müssen. 
So werden etwa in den Niederlanden 
seit Jahren viele Lieferverkehre (auch 
des Einzelhandels) erfolgreich und 
verträglich in die Nachstunden ver-
lagert. Hierzu werden die Fahrzeuge 
und das Lieferpersonal speziell für die 
„leise Logistik“ zertifiziert. 

Hinzu kommen in der jüngeren Ver-
gangenheit und unmittelbaren Zu-
kunft Veränderungen im straßen-
gebundenen Verkehr zum Beispiel 
über Car-Sharing-Modelle, sinnfreie 
E-Scooter oder auch das autono-
me Fahren. Gerade letzteres hat die 
Kraft, das Verbraucherverhalten zu 
verändern und der Verkehrsplanung 
neue Fragen zu stellen: Wozu benöti-
gen wir Parkhäuser? Wie hoch ist der 
Flächenbedarf für den ruhenden Ver-
kehr? Wieso gibt es massenhaft Fahr-
zeuge als mobile Litfaßsäulen? Wie 
hoch ist die Dichte von autonomen 
Kleinsttransportern? Wie groß darf 
ein autonomes Fahrzeug sein, damit 
es auf dem Bürgersteig oder Radweg 
fahren darf?

Verlagerungspotenziale bestehen je-
doch auch in der schienengebunde-
nen urbanen Logistik. Jedoch stehen 
wir hier nahezu am Beginn der Er-
kenntnisgewinnung. Auch die Verla-
gerung der letzten Meile auf das Las-

tenrad gibt uns neue Möglichkeiten. 
Die Potenziale dürfen aber auch nicht 
überschätzt werden, wobei das Fahr-
rad garantiert ein wichtiger Verkehr-
sträger im Kunden- Lieferverkehr der 
Zukunft sein wird. 

FUNKTIONSVERLUSTE BEIM 
STADTUMBAU VERMEIDEN

Alles in allem: Wir ändern ein System 
mit vielen unterschiedlichen Para-
metern. Dabei ist zu beachten, dass 
während dieses Prozesses die funk-
tionale Stärke der Innenstädte nicht 
leidet. Es besteht die Gefahr, dass zu 
große Funktionsverluste hingenom-
men werden müssen und die Funkti-
onen mit hoher Sogwirkung, wie der 
Einzelhandel oder die Gastronomie, 
nicht mehr bestehen. Der Stadtumbau 
und der Mobilitätswandel sind „Ope-
ration am offenen Herz“, an deren 
Ende der Patient Innenstadt überle-
ben muss. Sonst nutzen uns die Um-
bauprozesse nichts. Stadtumbau und 
der Mobilitätswandel sind nur Zweck, 
aber nicht die eigentliche Zielstellun-
gen. Das Ziel sind zukunftsfähige, re-
siliente, städtebaulich und funktionell 
funktionierende Innenstädte, die ich 
mir ohne den Einzelhandel mit sei-
ner hohen täglichen Anziehungskraft 
nicht vorstellen kann. 

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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2. DEUTSCHER FRAUENKONGRESS kommunal

BÜRGERMEISTERIN AUS ÜBERZEUGUNG!

Niedersächsischer 
Städtetag

 
 
„BÜRGERMEISTERIN – 
AUS ÜBERZEUGUNG!“

Der 2. Frauenkongress kommunal kommt am 13. September 
unter dem Motto „Bürgermeisterin – aus Überzeugung!“ live 
ins Rathaus Hildesheim.  Nach wie vor sind zu wenig Frauen 
in der Kommunalpolitik aktiv, so wird nur jedes 11. Rathaus 
von einer Frau geführt. Mit dem Kongress, der sich in erster 
Linie an Bürgermeisterinnen und an engagierte Kommunalpo-
litikerinnen richtet, wollen wir für mehr weibliche Verantwor-
tungsträgerinnen in der Politik werben, sie miteinander vernet-
zen, aber eben auch den vielen bereits aktiven Frauen, die sich 
tagtäglich für ihre Städte und Gemeinden stark machen, mehr 
Sichtbarkeit verleihen. Wir, das sind der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund zusammen mit dem Niedersächsischen Städte- 
und Gemeindebund und dem Niedersächsischen Städtetag so-
wie die EAF Berlin (Europäische Akademie für Frauen in Poli-
tik und Wirtschaft) und der Deutsche LandFrauenverband mit 
Unterstützung des Bundesministeriums für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend.

Um den Anteil von Frauen in der Kommunalpolitik nachhaltig 
zu erhöhen, wurde kürzlich das „Aktionsprogramm Kommune 
– Frauen in die Politik“ ins Leben gerufen. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms findet nun gemeinsam mit 
den o. g. Partnern der „2. Frauenkongress kommunal“ des 
DStGB statt. Vortragende aus Bundes-, Landes- und Kommu-
nalpolitik werden ihre jeweiligen Erfahrungen und Perspek-
tiven für Frauen in Kommunalpolitik austauschen und über 
Instrumente diskutieren, wie wir gemeinsam die Rahmenbe-
dingungen für Parität und für mehr Vielfalt optimieren und 
strukturelle Veränderungen anstoßen können. 

Nachhaltige Netzwerkstrukturen aufzubauen, Vorbilder und 
Wegbereiterinnen sichtbar zu machen, Mentoringprogramme 
und die Gewinnung des weiblichen Nachwuchses als Leitge-
danke für die Kommunalpolitik zu verankern – diese und viele 
Themen mehr gilt es, am 13. September in Hildesheim in den 
Fokus zu rücken. 

Eine Anmeldung zum Frauenkongress sowie zum 
Vorabendprogramm ist möglich unter: 
www.lyyti.fi/reg/2Frauenkongress-kommunal

Bei Fragen zu Übernachtungsmöglichkeiten kontaktieren Sie 
bitte Kristine Stüvecke unter kristine.stuevecke@dstgb.de bzw. 
030 - 77307 241.
Das Programm und weitere Infos finden Sie hier unter 
www.dstgb.de.

2. DEUTSCHER FRAUENKONGRESS kommunal
Am 13. September 2022 in Hildesheim
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http://www.lyyti.fi/reg/2Frauenkongress-kommunal
mailto:kristine.stuevecke%40dstgb.de?subject=2.%20Deutscher%20Frauenkongress%20kommunal
https://www.dstgb.de/aktuelles/veranstaltungen/
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FAHRRADDIEBSTAHL 
DARF NICHT ZUM STOLPERSTEIN 

BEI DER VERKEHRSWENDE WERDEN

Der Radverkehr ist neben dem 
ÖPNV-Ausbau und der Ver-
breitung alternativer Antriebe 

ein zentraler Baustein der Verkehrs-
wende. Radfahren ist nicht nur ge-
sund, sondern es entlastet auch Um-
welt und Klima. Deshalb sind viele 
Kommunen dabei, die Fahrradinfra-
struktur zu verbessern: Sie entwickeln 
sichere Radnetze durch modernisierte 
und neue Infrastruktur in den Städten 
und auch auf dem Land. 

Ein Stolperstein bei dieser Verkehrs-
wende können jedoch Fahrraddieb-
stähle sein. Im Jahr 2021 wurden 

bundesweit allein rund 125.000 versi-
cherte Fahrräder gestohlen. Die Scha-
denssumme lag bei 110 Mio. Euro. 
Es bestätigt sich der Trend, dass es 
insbesondere teure Fahrräder sind, 
die gestohlen werden. Mit 860 Euro 
erreichte die durchschnittliche Ent-
schädigung der Versicherer 2021 nach 
Angaben des Gesamtverbands der 
Deutschen Versicherungswirtschaft 
einen Höchststand. Dabei gilt es auch 
zu bedenken, dass ein Großteil der 
Fahrraddiebstähle gar nicht angezeigt 
werden, da es für den Betroffenen kei-
nen Vorteil hat, wenn er nicht versi-
chert ist. 

DIEBSTAHLSICHERE 
ABSTELLPLÄTZE

Fahrradfreundliche Städte und Ge-
meinden müssen also dafür sorgen, 
dass man nicht nur mit dem Fahrrad 
fahren kann, sondern auch die dieb-
stahlsichere Abstellung ermöglicht 
wird. Eine gute Lösung bieten speziel-
le Fahrradparkhäuser, wie man sie im 
Fahrradland Niederlande schon seit 
vielen Jahren kennt. Sichere Abstell-
anlagen (Fietsenstalling) findet man 
dort an zahlreichen Bahnhöfen. Die 
Stationen verfügen oft über mehr als 
1000 Stellplätze, von denen allerdings 

Von Dr. Gerd Landsberg Hauptgeschäftsführer DStGB

SCHWERPUNKT ENERGIE- + VERKEHRSWENDE
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nicht alle bewacht sind. Daran müs-
sen wir auch in Deutschland dringend 
arbeiten, sonst wird der Fahrraddieb-
stahl zum Stolperstein bei der Ver-
kehrswende. Sichere Abstellanlagen 
sind auch Fahrradboxen für hochwer-
tige Fahrräder, wie sie zum Beispiel 
Mönchengladbach und Hagen an den 
Bahnhöfen eingerichtet haben.  

Die jüngsten Beschlüsse im Bundes-
haushalt, auch zu mehr Mitteln für 
Fahrradparkhäuser und die neu ein-
gerichtete Informationsstelle und An-
laufstelle für Kommunen zum Fahr-
radparken gehen hier in die richtige 
Richtung. Denn der Nachholbedarf 
ist mit geschätzten 1,5 Mio. benötig-
ten Abstellmöglichkeiten gerade an 
Bahnhöfen immens.

MUT & KREATIVITÄT 
GEFRAGT

Die Kommunen sollten zudem muti-
ger werden: Warum soll es nicht mög-
lich sein, zum Beispiel an Wochen-
enden, an denen viele Freizeitradler 
unterwegs sind, auch Pop-up-Fahr-
radstationen einzurichten, wo man 
das Fahrrad für ein gewisses Entgelt 

sicher abstellen kann? 

Auch das wichtige Thema Videoüber-
wachung sollte geschärft und ohne 
Scheuklappen betrachtet werden. 
Eine Videoüberwachung an zentra-
len Fahrradabstellplätzen hat eine ab-
schreckende Wirkung und kann zum 
Anreiz werden, sein teures E-Bike 
für die letzte Meile zu nutzen. Häufig 
scheitert eine solche Videoüberwa-
chung an den rechtlichen Vorausset-
zungen der Länder. Wir sollten auch 
ernsthaft diskutieren, ob nicht die 
Möglichkeit eröffnet werden muss, 
in bisher überwiegend für Autos re-
servierte Tiefgaragen, ganze Etagen 
für Fahrräder vorzusehen. Soweit die 
Garagenordnungen der Länder zum 
Beispiel aus Brandschutzgründen dies 
verbieten, muss eine Änderung in den 
Blick genommen werden. 

Last but not least werden zukünftig 
auch Lastenfahrräder zur Herausfor-
derung für unsere Innenstädte wer-
den. Sie beanspruchen einen erhebli-
chen Parkraum, der mit Kleinwagen 
durchaus vergleichbar ist. Auch hier 
brauchen wir vor Ort angemessene 
Lösungen. Gesonderte Lastenrad-Ab-

stellplätze werden in einigen Städten 
bereits angeboten. Doch die Flächen-
konkurrenz in unseren Innenstädten 
ist bereits heute enorm. Während wir 
jetzt die Diskussion haben, dass der 
Verkehrsraum zulasten der Autos re-
duziert werden muss, müssen wir ver-
meiden, dass es die gleiche Diskussion 
demnächst für Fahrräder gibt. 

RAHMENBEDINGUNGEN 
FÜR ALLE GENERATIONEN 
SCHAFFEN

Wer die Verkehrswende vorantreiben 
will, darf jedoch nicht einseitig einen 
ideologischen Kampf gegen das Auto 
führen. Alternativen wie das Fahrrad 
sollte man nicht nur propagieren, 
sondern muss auch die Rahmenbe-
dingungen dafür aktiv gestalten. Hier-
zu braucht es Engagement vor Ort in 
den Kommunen und die notwendige 
und langfristige Unterstützung von 
Bund und Ländern. Wichtig ist bei al-
ler Radverkehrsförderung, alle Bürge-
rinnen und Bürger und den demogra-
fischen Wandel im Blick zu behalten. 
Viele ältere Menschen werden gerade 
in der kalten Jahreszeit auch weiterhin 
auf ihr Auto angewiesen sein. 

Foto: ©
 AdobeStock_Bogdan 
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Rückblick

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund veranstal-
tete am 27. und 28. Juni 2022 in Berlin unter dem 
Titel „Stadt.Land.Nachhaltig – Zukunft vor Ort 
gestalten“ den Deutschen Kommunalkongress 2022.

Rund 800 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, über-
wiegend Oberbürgermeisterinnen und Oberbür-
germeister sowie Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister, aus allen Teilen Deutschlands diskutierten 
zwei Tage lang gemeinsam mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Bundespolitik, der Wissenschaft und 
der Wirtschaft über die zentralen Herausforderun-
gen der Zukunft. Der Deutsche Kommunalkongress 
stellt alle vier Jahre die wichtigste Zusammenkunft 
unseres kommunalen Spitzenverbandes dar. Die 
gesamte Veranstaltung wurde von der Journalistin 
Gundula Gause moderiert. 

Offizielle Eröffnung: Bürgermeister Ralph Spiegler, Präsident des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes, begrüßte zum Deutschen 

Kommunalkongress 2022: Die kommunale Familie traf sich in Berlin 
in schwierigen Zeiten. Gesellschaft, Wirtschaft und Kommunen 

stehen vor großen Herausforderungen und suchen gemeinsam lokale 
Lösungen: „Wir brauchen eine Renaissance der kommunalen Selbst-
verwaltung – nicht als Selbstzweck, sondern als Voraussetzung dafür, 
dass Deutschland sich den Zukunftsaufgaben insgesamt stellen kann.“

Die Regierende Bürgermeisterin Franziska Giffey 
begrüßte die kommunalen Vertreter:innen in Berlin 
mit einer herzlichen und ehrlichen Rede zum Ba-
lanceakt, den die Städte und Gemeinden in diesen 

herausfordernden Zeiten zu bewältigen haben. Auch 
wenn es immer zu wenig sei und zu lange dauere: 

Die Kommunen müssen und wollen Möglichmacher 
sein. Nicht zuletzt plädierte Giffey für eine gerechte 
Lastenverteilung. Am Ende liege die Verantwortung 

bei den Gewählten vor Ort: Hier müsse ein Ausgleich 
gefunden werden zwischen der ökonomischen, der 
ökologischen und der sozialen Dimension. Giffey 

bestärkte die anwesenden Kommunalvertreter:innen, 
die Demokratie zu verteidigen, jeden Tag.

Fotos Seiten 30,31,32: © Henning Angerer
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Die
 Grußbotschaft 

von Bundeskanzer 

Olaf Scholz unter: 

DEUTSCHER-

KOMMUNALKON-

GRESS.DE

Kommunen in Bewegung
Der Kommunalkongress startete am zweiten 
Veranstaltungstag für die Frühaufsteher mit 
einem Lauf durch den Tiergarten. 

Bundeskanzler Olaf Scholz, 
der aufgrund des zeitgleich auf 
Schloss Elmau stattfindenden 
G7-Gipfels nicht vor Ort sein 
konnte, schickte eine Videogruß-
botschaft. Scholz betonte die 
bedeutende Rolle der Kommu-
nen in der „Zeitenwende“. Der 
Bundeskanzler bedankte sich 
insbesondere bei den Städten 
und Gemeinden für die enorme 
Bereitschaft, Geflüchtete aus der 
Ukraine zu versorgen und zu 
integrieren. Zugleich hob Scholz 
weitere Themenkomplexe her-
vor, die nur in Zusammenarbeit 
der föderalen Ebenen bestritten 
werden können, wie Energie- 
und Klimawende. Der Bund 
werde an der Seite der Kommu-
nen stehen und seinen Teil zum 
Erhalt handlungsfähiger Kom-
munen beitragen, versprach der 
Bundeskanzler.

Unter dem Titel „Kommunaler Zusammenhalt 
in Europa“ unterstrich Bürgermeister Mag. 
Alfred Riedl, Präsident des Österreichischer Ge-
meindebund, die Bedeutung der Kommunikation 
und der Zusammenarbeit zwischen kleinen und 
großen Kommunen zur Bewältigung der wichti-
gen Zukunftsfragen auf kommunaler Ebene. Ein 
großer Dank geht an den befreundeten Verband 
aus Österreich, der keine Mühen gescheut hat, 
um beim Deutschen Kommunalkongress auch 
die Bedeutung der europäischen Dimension der 
kommunalen Familie zu unterstreichen. 

https://www.deutscher-kommunalkongress.de/der-kongress/aktuelles/grusswort-von-bundeskanzler-olaf-scholz-auf-dem-deutschen-kommunalkongress-2022/
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.deutscher-kommunalkongress.de/der-kongress/aktuelles/grusswort-von-bundeskanzler-olaf-scholz-auf-dem-deutschen-kommunalkongress-2022/
https://www.deutscher-kommunalkongress.de/der-kongress/aktuelles/grusswort-von-bundeskanzler-olaf-scholz-auf-dem-deutschen-kommunalkongress-2022/
https://www.deutscher-kommunalkongress.de/der-kongress/aktuelles/grusswort-von-bundeskanzler-olaf-scholz-auf-dem-deutschen-kommunalkongress-2022/
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
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In seiner Eröffnung des zweiten Kongresstages unter 
dem Titel „Nachhaltig.Resilient. Innovativ – Hand-
lungsspielrume für Kommunen“ nahm Präsident 
Spiegler das Thema „Hass und Hetz“ in den Blick: Nicht 
nur die gewählten Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter werden zur Zielschreibe von Hass und Gewalt. Es 
trifft auch immer mehr die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in den Verwaltungen, bei Feuerwehr und Ret-
tungsdiensten. Und es trifft die Menschen, die sich vor 
Ort ehrenamtlich in der Kommunalpolitik engagieren. 
Dieser Zustand ist nicht hinnehmbar. „Wir erwarten, 
dass sich Bund und Länder, aber auch alle gesellschaft-
lichen, demokratischen Kräfte noch stärker als bisher 
engagieren, um all diese Menschen zu schützen und die 
Täter konsequent zu verfolgen. Wenn solche Dinge gesche-
hen, wird das Engagement vor Ort beschädigt oder gar 
zerstört. Hass, Bedrohung und Gewalt gegen Menschen, 
die sich vor Ort für das Gemeinwohl engagieren, legen die 
Axt an die lokale Demokratie. Wir dürfen uns nichts vor-
machen: Wenn die lokale Demokratie bedroht ist, wird 
auch die demokratische Kultur in Deutschland insgesamt 
mitten ins Herz getroffen."

Eine starke Demokratie braucht starke Kom-
munen: Nancy Faeser, Bundesministerin 
des Inneren und für Heimat sieht 
bei der Digitalisierung Luft nach oben. 
Man habe in der Vergangenheit zu 
viel gleichzeitig gewollt. Die 
Bundesministerin plädierte für eine 
deutlichere Fokussierung und eine 
andere Form der Kommunikation – 
auch bei der Stärkung der 
Resilienzfähigkeit.

Nicht nur Konnexität, sondern auch Subsidiarität. 
Christian Lindner, Bundesminister der Finanzen, 
setzt auf Mitverantwortung: Wer von kommunaler 
Selbstverwaltung spricht, muss auch die Entschei-
dungsmöglichkeiten auf der kommunalen Ebene
 stärken. Der Bund werde Investitionen auf Rekord-
niveau fortsetzen, so Lindner. Die Herausforderung 
sei aber, das Geld effizient einzusetzen: Schnelle 
Planungs- und Genehmigungsverfahren müssen her.

https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
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Am 27. Juni 2022 fand in Berlin 
die erste Preisverleihung des KfW 
Award Leben im Rahmen des 
Deutschen Kommunalkongress 
statt. Prämiert wurden Projekte 
in den Kategorien „Energetische 
Stadtsanierung“, „Digitale Bildung“ 
sowie „Soziales und bezahlbares 
Wohnen“. Die Erfolgsbeispiele 
sollen Impulse für die Städte von 
morgen liefern und andere zum 
Nachahmen motivieren. Der 
Vorstandsvorsitzende der KfW, 
Stefan Wintels: „Die KfW unter-
stützt Wirtschaft und Gesellschaft 
bei der nachhaltigen Transfor-
mation in vielfältiger Weise. Die 
Kommunen sind die Orte an denen 
die Menschen in unserem Lande 
den Wandel unmittelbar erleben. 
Deswegen ist es wichtig zu zeigen, 
wie eine lebenswerte Stadt der Zu-
kunft aussehen kann. Mit dem KfW 
Award Leben bieten wir Projekten 

mit Vorbild-Funktion eine Bühne. 
Wir möchten Engagement & Ideen 
honorieren und zum Dialog einla-
den. Im Ergebnis leisten wir somit 
auch einen Beitrag, gute Ideen & 
Innovation zu skalieren.“ 

Im Rahmen der Preisverleihung 
wurden die Prämierten vorgestellt 
und von von Stefan Wintels (KfW), 
Dr. Rolf Bösinger (Staatssekretär 
BMWSB) und Ralph Spiegler 
(Präsident DStGB) geehrt. 

Kategorie Digitale Bildung: 
(Barmstedt, Schleswig-Holstein: 
Das Projekt EISSBaR - Digitale 
Schule in Barmstedt und Umge-
bung, Olpe, Nordrhein-Westfalen: 
1. Baustein House of Learning 
(HoL), Ostfriesland und Papen-
burg, Niedersachsen: Ausbildungs-
messe Digital) 

Kategorie Energetische Stadtsanie-
rung (Geisa, Thüringen: Denk-
malgeschützte Altstadt und Klima-
wandel, Potsdam, Brandenburg: 
Gartenstadt Drewitz auf dem Weg 
zur Zero-Emission-City, Bielefeld, 
Nordrhein-Westfalen: Stadtlabor 
Sennestadt – mittels energetischer 
Stadtsanierung zum Klimaquar-
tier)

Kategorie Soziales und bezahlba-
res Wohnen (Gars am Inn, Bayern: 
Ersatzneubau „Oberschätzlhaus“ 
am historischen Marktplatz, Han-
nover, Niedersachsen: Bleekstraße 
32, Münster, Nordrhein-Westfalen: 
SeWo-LWL-Programm für selbst-
ständiges und technikunterstütztes 
Wohnen im Quartier, Augsburg, 
Bayern: Abitur nachholen und 
bezahlbar wohnen - das Schüler-
wohnheim für das Bayernkolleg).

Mehr zur 

Preisverleihung 

und den 

Preisträgern 

unter: 

WWW.KfW.
DE

Foto oben diese Seite: © Henning Angerer | Fotos KfW-Award: © DStGB

Diskussionsrunde: Nachhaltig.Klimage-
recht.Zukunftssicher, mit Thorsten Krüger, 
Nachhaltigkeitsbotschafter des DStGB und 
Bürgermeister von Geestland, Diana Kinnert, 
Politikerin der CDU, Beraterin und Publi-
zistin, Dr. Christine Lemaitre, Geschäftsfüh-
render Vorstand, Deutsche Gesellschaft für 
Nachhaltiges Bauen DGNB e.V. und Janine 
Zimmermann, Head of Logistics Drees & 
Sommer, Logix-Vorständin.

https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_716416.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_716416.html
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_716416.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_716416.html
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
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In der „Berliner Runde“ diskutierten 
Bernhard Daldrup, MdB, Kommunalpo-
litischer Sprecher der Fraktion der SPD, 
Christian Haase, MdB, Bundesvorsitzen-
der der Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands (KPV), 
Britta Haßelmann, MdB, Vorsitzende 
der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, Rainer Semet, MdB, Kommu-
nalpolitischer Sprecher der Fraktion der 
FDP und Christian Görke, MdB, Fraktion 
DIE LINKE insbesondere zu den Themen 
Nachhaltigkeit, Kommunale Selbstverwal-
tung, Kommunalfinanzen, Klimagerech-
tigkeit, Energiesicherheit und gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse.

Fotos diese Seite: © Henning Angerer

Zukunft vor Ort gestalten: Der Erste Bür-
germeister Dr. Uwe Brandl (Abensberg), 
Erster Vizepräsident des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes, verabschiedete 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Ein 
herzliches DANKE an alle Gestalter und 
Teilnehmer, die zum Gelingen des Deutschen 
Kommunalkongress 2022 beigetragen haben! 
Wir freuen uns schon jetzt auf das nächste 
kommunale Familientreffen.

Wie kann Energiewende in der Krise gelingen? 
Der fürchterliche Einschnitt zeige, dass wir an die 
Infrastruktur ranmüssen. Ein „weiter so“ dürfe es 
nicht geben, so Christian Maaß, Abteilungsleiter 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz. 
Kerstin Andreae, Vorsitzende der Hauptgeschäfts-
führung BDEW hob hervor: Die Energiewirtschaft 
stehe bereit, um den Bezug von Erdgas zu diversifi-
zieren, Einsparungen zu realisieren und den Um-
stieg auf erneuerbare Gase – vor allem Wasserstoff 
– zu beschleunigen. Der beschleunigte Ausbau der 
Erneuerbaren Energien bleibe auch angesichts der 
Folgen des Krieges die zentrale Säule der Energie-
wende. Es bedarf beschleunigter Verfahren, Flächen 
und – mehr denn je – einen Erneuerbaren-Turbo. 
Ingbert Liebing, Hauptgeschäftsführer des Verban-
des kommunaler Unternehmen e. V. (VKU): Wir 
brauchen ein bundeseinheitliches Schutzsystem, 
damit die Stadtwerke auch in die Zukunft investie-
ren können. Der Bund muss sich zuständig fühlen; 
die Stadtwerke sind systemrelevant. Komplexe Ent-
scheidungsprozesse müssen vereinfacht werden – in 
Krisenzeiten gibt es keine Zeit dazu. 

https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
https://www.deutscher-kommunalkongress.de
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„Der Deutsche Kommunalkongress 
hat einmal mehr beeindruckend 
dargestellt, wie facetten- und 
umfangreich die Arbeit vor Ort in 
den Städten und Gemeinden ist“, 
betonten der Präsident des DStGB, 
Bürgermeister Ralph Spiegler, und 
Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd 
Landsberg zum Abschluss der 
Veranstaltung.
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund hatte für den Deutschen 
Kommunalkongress 2022 den Titel 
„Stadt.Land.Nachhaltig – Zu-
kunft vor Ort gestalten“ gewählt. 
Auch wenn sich inhaltlich viel um 
Zukunftsprojekte in großen und 
kleinen Kommunen drehte blie-
ben die aktuellen tagespolitischen 
Herausforderungen nicht unbe-

rücksichtigt. „Mehr als zwei Jahre 
Pandemie haben die Städte und 
Gemeinden in Deutschland immens 
gefordert und geprägt. Insgesamt 
haben wir die Aufgabe zwar gut 
gemeistert, aber viele Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiters sind bis an 
die Belastungsgrenze gegangen“, so 
Spiegler und Landsberg. Mit dem 
Krieg in der Ukraine folgt auf die 
Pandemie nun eine weitere schwe-
re Krise, die auch in den Kom-
munen in Deutschland zu spüren 
ist. „Wir arbeiten mit Hochdruck 
daran, die vielen Geflüchteten aus 
dem Kriegsgebiet in den Kommu-
nen eine Unterkunft zu bieten und 
mit der Integration zu beginnen. 
Aber besonders die Schaffung von 
Betreuungs- und Bildungsangeboten 
für die vielen geflüchteten Kinder 
ist eine gewaltige Aufgabe“, sagten 
Spiegler und Landsberg.
Trotz der aktuellen Krisensituation 
mit Pandemiefolgen und Krieg in 
Europa sind die Städte und Ge-

meinden gefordert, auch die 
zentralen Zukunftsprojekte 
nicht aus dem Blick zu verlie-
ren. „Nachhaltigkeit, Klimage-
rechtigkeit und Energiewende 
sind wichtiger denn je. Wir 

müssen trotz der aktuellen Lage 
in die Zukunft denken und als 
kommunale Ebene auch eine 

Vorbildfunktion einnehmen“, stellten 
Spiegler und Landsberg klar. „Dazu 
wollten wir mit dem Deutschen 
Kommunalkongress einen Beitrag 
leisten.“
In den zahlreichen Symposien 

und Fachforen im Rahmen des 
Kongresses wurden die verschie-
denen Dimensionen nachhaltigen 
Handelns in Städten und Gemein-
den dargestellt. Dabei reichte die 
Palette an Themen von Klima-
schutz und Klimaanpassung, den 
Ausbau der Elektromobilität und 
nachhaltige Logistikkonzepte bis 
hin zu nachhaltigen kommunalen 
Finanzen. „Diese thematische Breite 
macht deutlich, dass wir vor Ort 
viele Möglichkeiten, aber eben auch 
eine Menge zu tun haben, um die 
Weichen für mehr Nachhaltigkeit 
zu stellen“, betonten Spiegler und 
Landsberg. „Um diesem Anspruch 
gerecht zu werden, müssen wir als 
Kommunen finanziell und organi-
satorisch auch handlungsfähig sein. 
Dazu müssen die Rahmenbedin-
gungen stimmen. Nur dann können 
wir Zukunft vor Ort gestalten – 
nachhaltig in Stadt und Land.“
Vom Kommunalkongress geht 
ein starkes Signal, aber auch 

eine deutliche 
Mahnung aus: 
Die Kommunen 
sind bereit, eine 
tragende Rolle 
bei der Trans-
formation zu 
mehr Nachhal-
tigkeit und Res-
sourcenschutz 
einzunehmen, 
um Alltag und 
Lebensqualität 
ihrer Bürgerin-

nen und Bürger langfristig 
zu wahren. Die Perspekti-
ven der nächsten Genera-
tionen nehmen die Städte 
und Gemeinden fest in 
den Blick. Allerdings kann 
diese Aufgabe nicht aus 
der Portokasse finanziert 
werden. „Für die Umset-

zung einer realistischen Nachhal-
tigkeitsstrategie muss von Seiten des 
Bundes und der Länder mehr Geld 
zur Verfügung gestellt werden. Denn 
nur mit finanziellem Spielraum 
können die auf die individuelle 
Situation angepassten, nachhaltigen 
Akzente gesetzt werden“, so Spiegler 
und Landsberg. 

Fotos diese Seite: Tasche/Innenraum: © Henning Angerer | Fotos mit Hintergrund DStGB-Wand: © Bernhardt Link
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WIR MÜSSEN BEI DER 
DIGITALISIERUNG 

TEMPO AUFNEHMEN

"Vor sechs Jahren bin ich mit 
meiner Frau und meinen beiden 
Kindern nach Deutschland ge-

kommen. Es war keine rein berufliche 
Entscheidung. Wir lebten damals in 
Neu-Delhi, einer Stadt mit immenser 
Luftverschmutzung. Uns ging es also 
auch um grundsätzliche Dinge: Luft 
zum Atmen. Gute Bildung. Soziale 
Sicherheit. Diese Kombination ist nir-
gends so gut ausgeprägt wie in Europa 
und speziell in Deutschland.

Mein Gefühl ist, dass sich Deutsch-
land seiner Schwächen manchmal 
bewusster ist als seiner Stärken. Ja, 

Selbstkritik ist wichtig. Denn durch 
Selbstzufriedenheit wird aus Vor-
sprung schnell Rückstand. Aber es 
braucht auch Selbstvertrauen, um die 
großen Herausforderungen zu meis-
tern.

DIGITALISIERUNG HILFT 
UNS BEI DEN GROSSEN 
PROBLEMEN

Denn davon gibt es einige. Die Bevöl-
kerung Deutschlands nimmt ab. Von 
82 Millionen aktuell auf 69 Millionen 
im Jahr 2050. Zugleich werden wir 
älter. Im Jahr 2050 wird bereits jeder 

Dritte älter als 65 Jahre sein. Noch dra-
matischer ist der menschengemach-
te Klimawandel. Um zumindest das 
Zwei-Grad-Ziel noch zu erreichen, 
darf Deutschland noch 6,1 Milliarden 
Tonnen CO2 ausstoßen. Aktuell sto-
ßen wir rund 675 Millionen Tonnen 
pro Jahr aus. Vor dem Hintergrund 
des russischen Angriffskriegs auf die 
Ukraine ist die Unabhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen noch einmal 
wichtiger geworden.

Deutschland muss produktiver wer-
den. Nur dann kann es seinen Wohl-
stand erhalten. Gleichzeitig darf Wirt-
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Nachdruck der Rede, gehalten beim Deutschen Kommunalkongress 2022 von Srini Gopalan 
Sprecher der Geschäftsführung der Telekom Deutschland GmbH

TEMPO AUFNEHMEN DIGITALISIERUNG
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schaftswachstum nicht auf Kosten der 
Umwelt gehen. Wir müssen Ressour-
cen sparen. Im Kern geht es also um 
mehr Effizienz. Ein Patentrezept gibt 
es nicht. Aber: Digitalisierung kann 
helfen.

WO WIR DIGITALE WERK-
ZEUGE EINSETZEN KÖNNEN

In der vernetzten Fabrik der Zukunft 
zum Beispiel herrscht ständige Trans-
parenz über den Produktionsprozess. 
Die Prozesse werden schlanker. Da-
durch sinken die Produktionskosten. 
Drei bis fünf Prozent mehr Effizienz 
sind in der vernetzten Fabrik möglich, 
schätzt McKinsey.

Auch die vernetzte Landwirtschaft ist 
ein Beispiel für die großen Chancen. 
Durch den Einsatz von Sensoren auf 
den Feldern kann auf derselben Flä-
che bis zu 30 Prozent mehr Ernte ein-
gefahren werden. Gleichzeitig sinkt 
der Einsatz von Ressourcen. Denn ge-
dünkt und gewässert wird nur so viel, 
wie die Pflanzen tatsächlich brauchen. 

Natürlich ist auch eine digitale Ver-
waltung notwendig. Griechenland hat 
sich nach der Finanzkrise konsequent 
digitalisiert. Jeder und jede Neuge-
borene bekommt eine eindeutige ID. 
Damit können inzwischen 1.500 Ver-
waltungsprozesse problemlos digital 
erledigt werden. Es ist gut, dass sich 
Deutschland mit dem Onlinezugangs-
gesetz auch auf diesen Weg macht.

SCHNELLER NETZAUSBAU 
BRAUCHT WENIGER 
BÜROKRATIE

Eine Voraussetzung für die genann-
ten Beispiele ist Vernetzung. Und da-

bei spielt die Deutsche Telekom eine 
wichtige Rolle. Wir wollen in Deutsch-
land für den Ausbau von Glasfaser bis 
in die Wohnungen (FTTH) mehr als 
30 Milliarden Euro investieren. Ne-
benbei bemerkt: FTTH ist eine nach-
haltige Technologie und verbraucht 
im Vergleich zu den Kabelnetzen nur 
rund ein Siebtel an Energie.

Bis 2030 wollen wir 30 Millionen 
Haushalte „Glasfaser-ready“ machen. 
Wir kooperieren dazu auch mit zahl-
reichen Stadtwerken und haben mit 
allen großen Anbietern wie Telefoni-
ca oder 1&1 Verträge geschlossen. Sie 
können damit ihre Produkte auf unse-
rem Netz anbieten. Die Unternehmen 
untereinander haben also eine gute 
Lösung für den FTTH-Ausbau gefun-
den. Durch Kooperation. Und durch 
Wettbewerb.

Was uns hilft: Weniger Bürokratie. 
Schnelle Genehmigungsverfahren. 
Hilfe bei der Suche nach Standorten 
für Mobilfunk. Unterstützung der 
kommunalen Wohnungsunterneh-

men, damit die Häuser nicht nur FT-
TH-ready sind, sondern tatsächlich 
angeschlossen. Was nicht hilft: Unsi-
cherheit über die Investitionsbedin-
gungen. Hier mache ich mir Sorgen. 
Bürokratie wird nicht abgebaut – wie 
es aktuell bei der Energiewende aus 
guten Gründen geschieht – sondern 
verschärft.

Beim Ausbau von Glasfaser verlegen 
wir heute Leerrohre. Die Bundesnetz-
agentur schlägt vor, dass die Telekom 
diese Rohre an Wettbewerber vermie-
ten muss. Und zwar zu Preisen, die 
die Behörde festlegt. Umgekehrt soll 
das nicht gelten. Ein wirtschaftlicher 
Ausbau wird so erschwert. Das schafft 
Unsicherheit. 

Doch so wichtig Vernetzung ist: Sie 
ist nur ein Teil der Digitalisierung. 
Sie braucht noch mehr Zutaten: die 
Cloud, eine einheitliche ID für Trans-
aktionen im Netz, Datenanalyse, Soft-
ware, Sicherheit im Netz – und: Fach-
kräfte! Bei der Corona-Warn-App 
konnten wir sehen, was es bedeutet, 
wenn dieses Ökosystem noch nicht 
vorhanden ist. Ein wesentlicher 
Kostentreiber dort war die fehlende 
Digitalisierung der Labore und Ge-
sundheitsämter. Mit 46 Millionen 
Nutzern ist die App gleichwohl die er-
folgreichste in Deutschland und kann 
Basis sein, um eine einheitliche ID für 
alle Bürgerinnen und Bürger und di-
gitale Bürgerdienste zu etablieren.
GLAUBEN WIR 
AN UNS SELBST

Zu oft machen Verwaltungen es sich 
selbst und den Bürgerinnen und Bür-
gern schwerer als nötig. Die Telekom 
hat darum aktuell einen Public Inno-
vation Hub gegründet. Das Lab bie-

      Mein Gefühl ist, dass sich 

Deutschland seiner Schwächen 

manchmal bewusster ist als 

seiner Stärken. Ja, Selbstkritik 

ist wichtig. Denn durch Selbst-

zufriedenheit wird aus 

Vorsprung schnell Rückstand. 

Aber es braucht auch Selbst-

vertrauen, um die großen 

Herausforderungen 

zu meistern." 
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tet eine Simulationsumgebung: On-
line-Dienste der Verwaltungen und 
Bürgerämter können von Anfang bis 
Ende simuliert werden. Verwaltun-

gen können dort also digitale Abläufe 
und Prozesse gestalten und direkt aus-

probieren. Dadurch steigt die Umset-
zungsgeschwindigkeit.

Wirklich effizient sind solche Lösun-
gen allerdings erst dann, wenn nicht 
jede Gemeinde ihr eigenes System 
entwickelt. Die Politik hat also eine 
wichtige Koordinierungsfunktion. 
Aber vielleicht muss sie im Wirrwarr 
der Zuständigkeiten auch neue Struk-
turen schaffen.

Die Probleme, vor denen Deutsch-
land steht, sind immens. Und doch 
sollten wir gerade jetzt optimistisch 
sein. Denn Optimismus bedeutet 
nicht, naiv zu sein. Es bedeutet, an die 
eigenen Handlungsoptionen zu glau-
ben. Und dann anzupacken.

Wir alle haben die Pflicht, unseren 
Kindern das weiterzugeben, was wir 

selbst von unseren Eltern übernom-
men und weiterentwickelt haben. 
Wohlstand und soziale Teilhabe etwa. 
Und ja: Frische Luft zum Atmen. Die 
Digitalisierung ist für die junge Ge-
neration das größte Geschenk. Sie 
ist kein Patentrezept. Aber immerhin 
Teil der Lösung. 

Der Autor:  
Srini Gopalan, geboren 1970, ist seit 
November 2020 Vorstand Deutschland 
und Sprecher der Geschäftsführung 
der Telekom Deutschland GmbH. Zu-
vor war er seit 2017 als Vorstandsmit-
glied der Deutschen Telekom für das 
Segment Europa verantwortlich. Beim 
Kommunalkongress des Deutschen 
Städte- und Gemeindebunds sprach 
er zum Thema „Digitaler Aufbruch – 
Gemeinsam gelingt er“.
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      Die Probleme, vor denen 

Deutschland steht, sind 

immens. Und doch sollten wir 

gerade jetzt optimistisch sein. 

Denn Optimismus bedeutet 

nicht, naiv zu sein. Es bedeutet, 

an die eigenen Handlungs-

optionen zu glauben. 

Und dann anzupacken." 
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DIGITALISIERUNG

TROTZ PANDEMIE-SCHUB 
BLEIBT DIGITALISIERUNG 

EINE DAUERBAUSTELLE

Die Städte und Gemeinden in 
Deutschland haben bei der Di-
gitalisierung Fahrt aufgenom-

men. Dennoch reichen die erzielten 
Ergebnisse derzeit noch nicht aus, 
um mit den wachsenden Anforderun-
gen aus Gesellschaft und Wirtschaft 
Schritt halten zu können. Dies ist ein 
zentrales Ergebnis des „Zukunftsradar 
Digitale Kommune 2022“, der heute 
in Berlin vorgestellt wurde. Der „Zu-
kunftsradar Digitale Kommune“ wird 
regelmäßig in einer Kooperation des 
Instituts für Innovation und Technik 

(iit) und des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes (DStGB) erstellt. 
Mehr als 900 Städte und Gemeinden 
beteiligten sich 2022 an der dritten 
Ausgabe dieser Erhebung zum Stand 
der Digitalisierung in den deutschen 
Kommunen. „Die Digitalisierung in 
Städten und Gemeinden macht zwar 
Fortschritte. Insbesondere der Wille, 
digitale Instrumente zu nutzen ist heu-
te viel ausgeprägter. Allerdings bleiben 
noch große Hürden bei der Bereitstel-
lung, Anwendung und Finanzierung 
digitaler Lösungen“, betonte Dr. Gerd 

Landsberg, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, bei der Präsentation der Er-
gebnisse in Berlin.

Mehr als 60 Prozent der Kommunen 
geben in der aktuellen Ausgabe der 
Studie an, im vergangenen Jahr Fort-
schritte bei der Digitalisierung ge-
macht zu haben. Gleichzeitig schätzen 
nur rund ein Fünftel der Städte und 
Gemeinden den Stand der Digitali-
sierung als „gut“ oder „sehr gut“ ein. 
Den größten Handlungsbedarf sehen 
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https://www.dstgb.de/themen/digitalisierung/aktuelles/trotz-pandemie-schub-bleibt-digitalisierung-eine-dauerbaustelle/220610-iit-zukunftsradar-2022-pq-web-kl.pdf?cid=op7
https://www.dstgb.de/themen/digitalisierung/aktuelles/trotz-pandemie-schub-bleibt-digitalisierung-eine-dauerbaustelle/220610-iit-zukunftsradar-2022-pq-web-kl.pdf?cid=op7
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75 Prozent der Städte und Gemein-
den weiterhin bei der Digitalisierung 
der eigenen Verwaltung. „Dies macht 
deutlich, dass gerade die digitale Ver-
waltung eine Dauerbaustelle ist“, 
machte Landsberg deutlich. „Klar ist, 
dass es sich dabei um eine komplexe 
Herausforderung handelt, die deutlich 
über die Ideen des Onlinezugangsge-
setzes hinaus geht. Echte Verwaltungs-
digitalisierung bedeute, Abläufe und 
Prozesse mit digitaler Technik neu 
aufzustellen und auch in den Köpfen 
der Mitarbeitenden und Nutzer ein 
entsprechendes Mindset zu etablieren. 
Das ist alles andere als einfach“, so 
Landsberg.

Die Corona-Pandemie hat der Digi-
talisierung in den Kommunen einen 
Schub verliehen. In 8 von 10 Städ-
ten und Gemeinden hatte die Situ-
ation deutliche Auswirkungen auf 
die Arbeitsweise, rund Drei Viertel 
bestätigten, dass die Veränderungs-
bereitschaft und die Akzeptanz ge-
genüber digitalen Lösungen deutlich 

gestiegen sind. „Jetzt muss es darum 
gehen, diesen Schwung mitzunehmen 
und funktionierende Digitalstrategien 
flächendeckend in den Kommunen zu 
etablieren“, betonte Prof. Dr. Volker 
Wittpahl, Geschäftsführender Direk-
tor des Instituts für Innovation und 
Technik (iit). „Derzeit haben knapp 
die Hälfte der Städte und Gemeinden 
immer noch keine umfassende Stra-
tegie, wie sie dieses Thema angehen 
wollen.“

Während 9 von 10 Kommunen den 
Nutzen der Digitalisierung als hoch 
oder sehr hoch einschätzen, fühlt sich 
nach den Ergebnissen des „Zukunfts-
radar Digitale Kommune“ nur jede 
zweite Kommune ausreichend auf die 
damit verbundenen Aufgaben vorbe-
reitet. Dringenden Handlungsbedarf 
sehen die Städte und Gemeinden vor 
allem beim Personal. Knapp die Hälf-
te schätzt die Situation als schlecht 
oder sehr schlecht ein. Gleichzeitig 
sehen 80 Prozent der befragten Kom-
munen einen hohen oder sehr hohen 

Finanzierungsbedarf für den digitalen 
Umbau. „Durch die rasch fortschrei-
tende Digitalisierung wachsen auch 
die Anforderungen der Bevölkerung 
und der Wirtschaft kontinuierlich. 
Damit steigen auch die Bedarfe in den 
Kommunen und es ist klar, dass wir 
kontinuierlich wachsende Ressour-
cen brauchen, um bei der Digitalisie-
rung wirklich voranzukommen“, stellt 
Landsberg heraus. Eine wesentliche 
Erkenntnis des Radars ist zudem der 
Wunsch, sich stärker interkommunal 
auszutauschen und auch zusammen 
zu arbeiten. Der Know-how-Transfer 
sollte aus Sicht der Befragten in Zu-
kunft eine stärkere Rolle bei der Kon-
zeption einer beschleunigten digitalen 
Transformation einnehmen. „Sowohl 
in personeller als auch in finanziel-
ler Hinsicht haben wir da deutlichen 
Nachholbedarf und brauchen Unter-
stützung von Bund und Ländern“, so 
Landsberg und Wittpahl abschlie-
ßend. 

Zukunftsradar Digitale Kommune Ergebnisbericht zur Umfrage 2022
Lorenz Hornbostel, Désirée Tillack, Michael Nerger, Volker Wittpahl, 
Alexander Handschuh, Janina Salden

DIGITALISIERUNG

Hier geht es zum kostenlosen 
Download des "Zukunftsradars 

Digitale Kommune" ⇒

https://www.dstgb.de/themen/digitalisierung/aktuelles/trotz-pandemie-schub-bleibt-digitalisierung-eine-dauerbaustelle/220610-iit-zukunftsradar-2022-pq-web-kl.pdf?cid=op7
https://www.dstgb.de/themen/digitalisierung/aktuelles/trotz-pandemie-schub-bleibt-digitalisierung-eine-dauerbaustelle/220610-iit-zukunftsradar-2022-pq-web-kl.pdf?cid=op7
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Stadt und Gemeinde digital: Herr Bür-
germeister, stellen Sie sich vor, Sie wa-
chen morgen früh auf, und es ist ein 
Wunder passiert. Sie stellen fest, in 
Weißenthurm ist das Onlinezugangs-
gesetz vollständig und erfolgreich 
umgesetzt. Woran würden Sie das 
merken? 

THOMAS PRZYBYLLA: Ich würde 
es sicherlich daran merken, dass der 
Parkplatz des Rathauses weniger gefüllt 
und an der Pforte weniger los ist. Meine 
EDV-Abteilung würde aufgrund dieser 
neuen Rahmenbedingungen allerdings 
sicherlich sehr aktiv sein.

Stadt und Gemeinde digital: Jetzt ist es 
aber so, dass Wunder gar nicht häufig 
vorkommen und die Umsetzung des 
OZG nach unserer Einschätzung bis 
Ende des Jahres 2022 nicht realistisch 
ist. Vielleicht können Sie kurz schil-
dern, wo Sie in Weißenthurm derzeit 
stehen? 

PRZYBYLLA: Wir haben die Umset-
zung des OZG in den verschiedenen 
Arbeitsgruppen entsprechend eingebun-
den. Im engeren Sinne existieren aller-
dings noch keine Umsetzungsschritte, 
die wir im Echtbetrieb haben. Ich glau-
be ohnehin, dass die Hauptherausforde-

rung bei der Umsetzung des OZG nicht 
in der Digitalisierung der Prozesse liegt. 
Diese ist für mich nachrangig.

Beruflich komme ich aus dem Bereich 
der Bundesverwaltung und war schon 
bei der Digitalisierung von Prozessen 
umfassend eingebunden. Die schwie-
rigste Aufgabe dabei war es, zunächst 
die Prozesse organisatorisch darzu-
stellen und anschließend über alle 
Abteilungen und Behörden zu harmo-
nisieren. Wenn ich mir nun die noch 
größere Zahl der Bereiche und Ämter 
in einer Kommune anschaue, ist das 
eine Herkulesaufgabe.

THOMAS PRZYBYLLA Bürgermeister der Verbandsgemeinde Weißenthurm
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STECKBRIEF

Die Verbandsgemeinde Weißenturm 
hat rund 35.500 Einwohner und 
liegt zwischen Koblenz und Bonn. 
Die Verwaltung beschäftigt rund 
550 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter – einschließlich der direkt bei der 
Verbandsgemeinde beschäftigten 
Erzieherinnen und Erzieher. Nicht 
nur durch ein Fachmarktzentrum 
in der dazugehörigen Stadt Mül-
heim-Kärlich gilt Weißenthurm als 
erfolgreicher Wirtschaftsstandort. 
Weißenthurm ist zudem die ein-
zige Verbandsgemeinde in Rhein-
land-Pfalz, die Träger eines Gymna-
siums ist. Eine weitere Besonderheit: 
Alle Schülerinnen und Schüler am 
Schulzentrum Mülheim-Kärlich 
sind seit einem Jahr mit Tablets aus-
gestattet; das Thema Digitalisierung 
ist fest im Blick.

OZG: PROZESSE ERST HARMONISIEREN,
 DANN DIGITALISIEREN 

ONLINEZUGANGSGESETZ

https://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/
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ONLINEZUGANGSGESETZ

Der erste Schritt ist meiner Meinung 
nach, die Prozesse so weit wie möglich 
zu vereinfachen und zu vereinheitli-
chen. Der Grundgedanke im OZG ist 
es, anschließend die Prozesse zu model-
lieren. Aber ich glaube, dass dieser theo-
retische Ansatz auf die “harte” Realität 
der Praxis in Städten und Gemeinden 
trifft. Auch in Weißenthurm.

Ich denke, dass man diesen „Knack-
punkt“ im Zuge der Gesetzgebung 
unterschätzt hat. Die Prozesse auf 
analoge Weise darzustellen, um dann 
überhaupt erst sehen zu können, wie 
man sie digitalisieren könnte, wäre aus 
meiner Sicht der erste Schritt. Darüber 
hinaus werden die gleichen Prozesse 
in vielen Verwaltungen jeweils unter-
schiedlich abgebildet. In diesen Punk-
ten liegen die zentralen Hindernisse bei 
der Umsetzung.

Stadt und Gemeinde digital: Sie ha-
ben das gerade sehr höflich formu-
liert, dass man die „Herausforde-
rung“ unterschätzt habe. Fragen wir 
mal ein bisschen direkter: Haben Sie 
den Eindruck, dass Bund und Land die 
Kommunen von Beginn an möglicher-
weise zu wenig in den Prozess einbe-
zogen haben oder glauben Sie, dass 
das ausreichend geschehen ist? 

PRZYBYLLA: Es lief meiner Ansicht 
nach tatsächlich zu viel von oben nach 
unten. Man hätte im Grunde den Pro-
zess im Gegenflussprinzip organisieren 
sollen: Ich schaue auf der kommunalen 
Ebene, welcher Prozess da ist und versu-
che dann diese Information nach oben 
zu bringen. Man hätte sich so irgendwo 
in der Mitte getroffen. Wenn man es nur 
Top-Down macht, wird es schwierig, 
den bereits festgelegten Prozess auf der 
untersten Ebene darzustellen. Dadurch 
sind die Kommunen mit den „Muster-
prozessen“ konfrontiert und sollen sie 

anschließend umsetzen. Das ist ein Pro-
blem. Die Basis, die die Umsetzung leis-
ten und den tatsächlichen Prozess abbil-
den muss, hätte man meiner Meinung 
nach früher einbinden müssen.

Stadt und Gemeinde digital: Ein neu-
er Ansatz soll verhindern, dass wir in 
16 Ländern oder gar in 11.000 Kom-
munen jeweils das Rad neu erfinden. 
Deswegen haben wir das sogenannte 
EfA-Prinzip etabliert. Sie haben ge-
schildert, weswegen eine Bestands-
aufnahme mit der Analyse und Doku-
mentation von Prozessen sehr wichtig 
ist. Glauben Sie, dass das EfA-Prinzip 
sich damit vereinbaren lässt? 

PRZYBYLLA: Ich bin ein großer Fan 
des EfA-Prinzips. Es gab im Jahr 1979 
die Kieler Beschlüsse, die besagen, dass 
im Rahmen des sogenannten eGovern-
ment staatliche Stellen Software zur Ver-
fügung stellen können, auch wenn dabei 
keine Pflicht zur Übernahme besteht. 
Das Konzept halte ich für richtig, weil es 
effizient ist. Das setzt aber voraus, dass 
alle möglichst das gleiche Verständnis 
von IT besitzen. Ich muss als Behörde 
oder als Kommune selbstverständlich 
zuerst in der Lage sein, überhaupt ent-
scheiden zu können, ob eine Entwick-
lung eines anderen für mich ebenfalls 
das Optimale ist. Da gibt es auf kommu-
naler Seite noch Nachholbedarf.

Da man im Grunde genommen den 
Prozess eines anderen akzeptiert, stellt 
man damit seinen eigenen in Frage. 
Dabei muss sich jeder selbst fragen, ob 
der Prozess sinnvoll ist und ihn dann 
aber auch annehmen und nicht wieder 
anfangen, daran zu arbeiten. Abgese-
hen von der Digitalisierung wäre diese 
Herausforderung bei einem analogen 
Prozess genau die gleiche. Das würde 
ebenfalls bedeuten, dass wenn beispiels-
weise in der Verbandsgemeinde Wei-

ßenthurm ein Prozess designt wird, eine 
andere Kommune diesen anschließend 
übernehmen soll. Das für sich genommen 
wäre schon eine Herausforderung.

Trotz aller Schwierigkeiten bin ich grund-
sätzlich davon überzeugt, dass das „Einer 
für Alle“-Prinzip richtig ist. Voraussetzung 
für dessen Erfolg ist allerdings, dass sich 
alle darauf verständigen, die auf diese Art 
gewonnenen Prozesse auch ohne weitere 
Debatte zu übernehmen. Sonst gerät viel 
Sand ins Getriebe und man verheddert 
sich in Diskussionen.

Stadt und Gemeinde digital: Welche 
OZG-Projekte können Sie nennen, die 
in Weißenthurm umgesetzt werden 
und die Ihnen persönlich sehr am Her-
zen liegen? 

PRZYBYLLA: Das ist schwierig zu sa-
gen. Ich glaube, der Hauptmehrwert der 
Digitalisierung wird im Bereich des Bür-
gerbüros und der Bürgerservices liegen. 
Dort existiert eine große Zahl von Prozes-
sen, die hervorragend als OZG-Leistung 
abgebildet werden können. Gleichzeitig 
machen sie das Grundrauschen unserer 
täglichen Arbeit aus. Dazu gehört bei-
spielsweise die Gewerbeanmeldung. Die 
An- und Abmeldung von Hunden wird 
ebenfalls häufig von Bürgerinnen und 
Bürgern genutzt. Aufwändig wird dabei 
allerdings, die digitale Abwicklung rechts-
sicher zu gestalten.

Stadt und Gemeinde digital: Mit wel-
chen externen Dienstleistern arbeiten 
Sie bei solchen Prozessen oder der Di-
gitalisierung und dem OZG zusammen? 

PRZYBYLLA: Mit der InnoWIS und der 
KommWIS aus Mainz sowie der Chamä-
leon AG aus Montabaur. Wir haben gera-
de mit deren Hilfe einen Mängelmelder 
installiert, mit dessen Unterstützung Bür-
gerinnen und Bürger online Mängel mel-
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den können – sei es eine marode Straße 
oder einen Baum, dessen Ast herabge-
stürzt ist. Aber auch bei der Umsetzung 
des Formularservers und der Entwick-
lung von Chatbots, die wir einsetzen 
wollen, um gerade jüngere Generatio-
nen abzuholen, erhalten wir durch sie 
wertvolle technische Unterstützung.

Stadt und Gemeinde digital: Ein Ziel 
muss es sein, Chatbots so einzuset-
zen, dass eine signifikante Entlastung 
der Mitarbeitenden in den Verwal-
tungen erreicht werden kann. Das 
OZG schreibt sich Nutzerorientierung 
auf die Fahne, was richtig ist. Nutzer 
sind aber vor allem die Mitarbeiten-
den in den Verwaltungen. Haben Sie 
den Eindruck, dass dieser Punkt ge-
nug berücksichtigt wird und dass die 
Kolleginnen und Kollegen bei dem 
Thema wirklich mitziehen? 

PRZYBYLLA: Ich glaube, dass wir 
überaus viel in Change-Management 
investieren müssen. Die Bürokultur 
wird sich verändern. Ich habe bei mei-
ner Einführungsrede als Bürgermeister 
gesagt, dass wir zum Thema Digitali-
sierung stehen können, wie wir wollen, 
aber eines ist klar: Sie kommt. Da war 
das OZG sicherlich schon ein Thema, 
aber es geht um Digitalisierung insge-
samt. Wir müssen die Menschen mit-
nehmen und mit Change-Management 
wirksam unterstützen. Lena Rasch, die 
Leiterin der Stabsstelle Digitalisierung 
in Weißenthurm, hat das in unserer 
Verwaltung wunderbar gemacht. Wir 
versuchen, bewusst darauf zu achten, 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter aus den verschiedenen Bereichen 
ganz früh einzubinden und ihnen die 
Sinnhaftigkeit der Veränderungen zu 
verdeutlichen. Das ist nicht immer ein-
fach, weil Menschen verschieden sind 
und gerade den neuen Medien unter-

schiedlich gegenüberstehen. Wir hatten 
beispielsweise bei uns Anfang des Jahres 
den Android-Roboter Pepper zu Gast. 
Die Reaktionen der Menschen auf ihn 
waren sehr vielfältig und so verhält es 
ich auch mit dem Umgang mit Verän-
derungen insgesamt.

Stadt und Gemeinde digital: Das si-
chere Bewegen in der digitalen Welt 
hängt natürlich – und das haben Sie 
auch angedeutet – damit zusammen, 
wieviel Erfahrung man mit ihr hat 
und wie sicher man sich mit der Be-
dienung digitaler Werkzeuge fühlt. 
Wieviel investieren Sie in Weißent-
hurm in Aus- und Fortbildung gerade 
im Hinblick auf die Digitalisierung? 

PRZYBYLLA: Wir haben dafür einen 
für unsere Verhältnisse üppigen Haus-
haltstitel. Wir hatten die Frage unlängst 
bei einer Personalversammlung. Unser 
Ziel ist es, dass wir keine Fortbildungs-
maßnahme in diesem Bereich ablehnen 
müssen.

Wir haben vor Jahren für unsere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter einen 
Selbsteinschätzungsbogen entwickelt. 
Dort kann jeder je nach Fähigkeit 
verschiedene Parameter zu einzelnen 
Microsoft Office-Anwendungen einge-
ben. Kann ich das oder kann ich das 
nicht? Z. B., ob man in der Lage ist, ei-
nen Serienbrief zu erstellen. Den Frage-
bogen konnte jeder selbständig ausfül-
len und am Ende seinen individuellen 
Fortbildungsbedarf ablesen. Die reine 
Selbsteinschätzung hat den Vorteil, dass 
sich niemand gegenüber ihrem oder 
seinem Vorgesetzten “outen” muss, son-
dern das Ergebnis für sich ablesen und 
seine Schlüsse ziehen kann. Wir haben 
den Eindruck, dass die Kolleginnen 
und Kollegen auf diese Weise eher mit-
machen und sich dadurch in der digi-

talen Welt ein Stück wohler fühlen. Das 
muss das Ziel sein.

Stadt und Gemeinde digital: Zum 
Abschluss eine generelle Frage: Wie 
sehen Sie die Rolle der Kommunen in 
Deutschland beim Thema Digitalisie-
rung? 

PRZYBYLLA: Die Rolle der Kommu-
nen wird eine herausragende sein, nicht 
zuletzt, weil die meisten Menschen mit 
wenigen Ausnahmen ausschließlich zu 
ihren Kommunalverwaltungen direk-
ten Kontakt haben. Diese verstehen sich 
in erster Linie als Dienstleister für ihre 
Bürgerinnen und Bürger und werden 
auch als solche wahrgenommen. Der 
Erfolg des OZG wird sich demnach dort 
entscheiden. Deshalb ist eine gelungene 
Umsetzung des OZG für uns auch be-
sonders wichtig. 

Das Interview führten Erik Sieb und  
Alexander Handschuh, Deutscher 
Städte- und Gemeindebund 

Thomas Przybylla , 
Bürgermeister der VG Weißenthurm 

https://www.verbandsgemeindeweissenthurm.de/
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DIGITALE BILDUNG – 
SCHULE ALS STANDORTFAKTOR 

Netzwerk Digitale Bildung unterstützt 
im digitalen Transformationsprozess

Die Schulen vor Ort sind es, in 
denen der Grundstein für Wis-
sen, gesellschaftliche Teilha-

be und die spätere Berufsausbildung 
gelegt wird. Doch der demografische 
Wandel stellt die Kommunen vor 
Herausforderungen. Um diese zu 
meistern, muss sich auch das System 
Schule verändern. Die Verantwortli-
chen – und das sind nicht allein die 
Schulleitungen und Lehrkräfte, son-
dern vielmehr die Städte, Landkreise 
und Gemeinden als Schulträger – ent-
scheiden mit, wie und vor allem wie 
gut die künftigen Generationen in 
Deutschland ausgebildet werden. Nur 

so kann dem drohenden Fachkräfte-
mangel, den sinkenden kommunalen 
Einnahmen und dem Gesichtsverlust 
einer Region entgegengewirkt werden. 
Somit ist Schule als Standortfaktor ge-
nauso wichtig wie ein Gewerbegebiet. 
Hier vor Ort in den Gemeinden liegt 
die Zukunft von Lernen und Lehren. 

SCHULENTWICKLUNG IST 
STANDORTENTWICKLUNG

Digitale, modern ausgestattete Schu-
len können ein Alleinstellungsmerk-
mal und Entwicklungsmotor für 
die Region sein. Denn sie bilden die 

dringend benötigten Fachkräfte aus, 
von denen letztlich wiederum die 
Region selbst profitieren kann: Neue 
Unternehmen werden gegründet, be-
stehende Firmen stellen Fachkräfte 
ein, die Wirtschaftskraft der Region 
ist gestärkt. Die Modernisierung von 
Schulen betrifft also neben Kindern, 
Eltern und Lehrkräften auch die Un-
ternehmen vor Ort.

Sie alle müssen darauf bauen können, 
dass kluge Entscheidungen getroffen 
werden, um ihre Region nachhaltig 
zu entwickeln. Gemeinden, die ihre 
Schulen modern ausstatten, erzielen 
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Von Dr. Sarah Henkelmann Sprecherin des Netzwerks Digitale Bildung

DIGITALE BILDUNG
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einen mehrfach positiven Effekt: Ers-
tens profitieren die Schulen von der 
Digitalisierung. Zweitens werden die 
lokalen Fachhändler und Systemhäu-
ser gestärkt, was wiederum drittens zu 
steigenden Gewerbesteuereinnahmen 
führt.

POTENZIAL INSBESONDERE 
FÜR LÄNDLICHE REGIONEN

Die Digitalisierung von Schule birgt 
darüber hinaus großes Potenzial für 
ländliche Kommunen: Die Pande-
mie hat gezeigt, dass Städte an ihre 
Grenzen stoßen und immer mehr 
Menschen daran denken, aufs Land 
zu ziehen – oder dies bereits getan 
haben. Darin liegt eine große Chan-
ce. Denn je mehr sich unser Leben 
und Arbeiten ins Digitale verlagert, 
umso mehr Lebensqualität suchen 
wir in der analogen Welt. Den größ-
ten Vorteil daraus werden diejenigen 
Gemeinden ziehen, die jetzt klug in 
die Entwicklung ihrer Schulen und 
Bildungsangebote vor Ort und den 
Ausbau der digitalen Infrastruktur in-
vestieren. Denn wenn Menschen von 
überall aus arbeiten können, suchen 
insbesondere erwerbstätige Eltern ei-
nen Ort, an dem sich Arbeit, Leben 
und die Bildung der Kinder gut mitei-
nander verbinden lassen. Kommunale 
Bildungssteuerung ist eine Möglich-
keit, auf strukturelle Entwicklungen 
zu reagieren, zukunftsfähige Lösun-
gen zu erarbeiten und schließlich um-
zusetzen. 

INFORMATIONEN 
UND HANDLUNGS-
EMPFEHLUNGEN

Das Netzwerk Digitale Bildung unter-
stützt Schulträger und Schulleitungen 
auf dem Weg von der Entscheidung 
zur digitalen Schule bis zur konkre-
ten Umsetzung im Schulalltag. Den 

Verantwortlichen stehen im Beschaf-
fungsprozess die Expertinnen und 
Experten des Netzwerks zur Seite. 
Einen Orientierungsrahmen bietet 
der „Wegweiser Digitale Bildung 3.0“ 
als gefragtes Nachschlagewerk, wie 
zeitgemäßer Unterricht mit digitalen 
Werkzeugen wie interaktiven Displays 
umgesetzt werden kann. Mit der Initi-
ative #ZukunftLernen greift das Netz-
werk erneut aktuelle Aspekte auf und 
bringt unterschiedliche Perspektiven 
von Lehrerverbänden, Wissenschaft, 
Politik und Verwaltung zusammen. 
Aus dem größten Bildungskongress 
im deutschsprachigen Raum her-
aus, der im Herbst 2021 erstmals 
stattfand, hat das Netzwerk Digita-
le Bildung ein richtungsweisendes 
Kompendium entwickelt und heraus-
gebracht, das genau wie frühere Edi-
tionen schnell zum pädagogischen 
Standardwerk werden wird: „Zu-
kunftLernen! Bildung neu denken.“ 
Das neue Kompendium behandelt 
zehn unterschiedliche Themengebie-
te, die auch einzeln sinnvolle Lektüre 
sind, mit vielen konkreten Tipps und 
Links. Unter anderem geht es darum, 
wie sich der Lernraum Schule verän-
dern muss, wenn wir ein konzentrier-
tes, motiviertes und selbstständiges 
Lernen und Lehren über den Schul-
vormittag hinweg erwarten und wenn 
wir im Hinblick auf die Gesundheit 
von Lehrerinnen und Lehrern die Be-
lastungen reduzieren wollen. Daraus 
folgt zwingend eine Lernatmosphäre 
sowie eine funktionierende und nach-
haltige digitale Infrastruktur zu schaf-
fen, die das ermöglichen.

NETZWERK 
ALS BRÜCKENBAUER 

Das Netzwerk Digitale Bildung ist seit 
sechs Jahren ein Zusammenschluss 
von Personen unterschiedlicher Ex-
pertise, Erfahrungen und Interessen, 

die sich für zeitgemäßen Unterricht 
mit digitalen Werkzeugen engagieren. 
Das garantiert Vielfalt in Perspektiven, 
Kompetenzen und Herangehenswei-
sen. Das Netzwerk versteht sich als 
Plattform und Brückenbauer, um Pä-
dagogik und Technik zusammen an 
einen Tisch zu bringen. Die Initiati-
ve ging vom heutigen Förderpartner 
SMART Technologies aus. Getragen 
wird unsere Mission mittlerweile von 
verschiedenen Förderern aus der Wirt-
schaft. Die Inhalte steuern nicht-kom-
merzielle Kooperationspartner, Pä-
dagoginnen und Pädagogen sowie 
Expertinnen und Experten aus der 
Wissenschaft bei. Nutzen Sie die Im-
pulse und Handlungsempfehlungen 
unseres Netzwerks, um modern aus-
gestattete Schulen zu schaffen und 
Unterricht mit digitalen Werkzeugen 
mitzugestalten. 

AUTORIN
Dr. Sarah Henkelmann ist Sprecherin 
des Netzwerks Digitale Bildung und 
ermutigt Akteure in Schule, Politik und 
Verwaltung, das Thema Digitale Bil-
dung optimistisch anzugehen und sich 
gegenüber innovativen pädagogischen 
Konzepten zu öffnen. Sarah Henkel-
mann berät auf Anfrage Ministerien, 
Schulen und Hochschulen zum Einsatz 
interaktiver Medien und Technologien. 
Als ehemalige Leiterin eines interna-
tionalen Masterstudiengangs hat sie 
viel Unterrichts- und Lehrerfahrung 
gesammelt.

 Dr. Sarah Henkelmann,
  Netzwerks Digitale Bildung  
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Im Fokus zukunftsfähiger Schulen 
müssen die Themen Bildungsge-
rechtigkeit und gleiche Bildungs-

chancen stehen. Zur Umsetzung von 
bildungspolitischen Reformmaßnah-
men, wie die Umsetzung eines Ganz-
tagsangebotes an Grundschulen, In-
klusion, Integration und die Förderung 
von Schülerinnen und Schülern in he-
rausfordernden sozialen Lagen, benö-
tigen Schulen personelle und sächlich 
bedarfsgerechte Ausstattung.

RIESIGE HERAUSFORDE-
RUNGEN FÜR DAS 
DEUTSCHE BILDUNGSSYSTEM 

Liegt die innere Ausgestaltung in der 
Verantwortung der Länder, müssen 
die äußeren Angelegenheiten – Schul-
bau, Lehr- und Lernmaterialien, wei-
tere Infrastruktur – vom Schulträger 
ausgestattet und bereitgestellt werden. 
Mit der Ausweitung des Ganztagsange-
botes rückt der kritische Blick auf eine 
angemessene Lernumgebung noch-

mals in den Vordergrund. Schulen sind 
mehr denn je Lern- und Lebensorte, 
die auch für die vielfältigen Aktivitäten 
abseits des formellen Lernens geeig-
net sein müssen. Aber auch Lehr- und 
Lernmittel sowie digitale Angebote 
müssen den Anforderungen eines mo-
dernen Bildungsverständnisses ange-
passt werden. 

Diesen Herausforderungen auf der ei-
nen, steht ein enormer Investitionsstau 
auf der anderen Seite entgegen. Schul-
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VERGABERECHT

DER DEUTSCHE 
SCHULTRÄGERKONGRESS  

DIE NEUE PLATTFORM FÜR DEN 
AUSTAUSCH VON SCHULTRÄGERN 
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träger und Schulleitungen müssen die-
se Herausforderungen des Bildungs-
systems gemeinsam lösen, ein Forum 
dafür bietet der Deutsche Schulträger-
kongress. 

DER DEUTSCHE 
SCHULTRÄGERKONGRESS

Die Premiere des Deutschen Schul-
trägerkongresses (DSTK) findet am 
10. November 2022 im Vorfeld des 
Deutschen Schulleitungskongresses 
(DSLK) in Düsseldorf statt und gibt 
Schulträgern ein erstes eigenes Forum 
für die Entwicklung von zukunftsfähi-
gen Schulen. 

Der neue und einzigartige Kongress 
bietet Workshops und hochkarätig 
besetzte Diskussionsformate zu inno-
vativen Konzepten und Best-Practice 
Modellen. Dabei geht es um die zen-
tralen Themen im Bildungssystem: 
Ganztagsangebot, Digitalisierung, in-
nere und äußere Schulangelegenheiten 
und Schulbau. Außerdem bietet er den 
Teilnehmenden viel Raum zum Netz-
werken und Austausch.

Der DSTK wird von Fleet Education 
Events, dem Verband Bildung und Er-
ziehung (VBE) und dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund (DSt-
GB) veranstaltet. Exklusivpartner des 
DSTK ist die Bechtle AG. 

Weitere 

Informationen 

zum Kongress unter: 

DEUTSCHER- 

SCHUL

TRAEGERKON

GRESS.DE

          
 Der DSTK ist die perfekte Ergänzung zum DSLK. Der DSLK ist die 
größte Veranstaltung für Schulleitungen im deutschsprachigen 
Raum mit 10 Jahren Erfahrung und über 3000 Teilnehmenden. 
Diese Institution ergänzen wir durch unseren neuen, ebenfalls 
jährlich stattfindenden, Kongress für Schulträger. Damit versam-
meln wir die relevantesten Entscheidungsträger für Investitionen 
rund um Schule unter einem Dach.“

Axel Korda
Geschäftsführer Fleet Education Event

           
Die Schulleitung ist die zentrale Schnittstelle für eine innovati-
ve Schulentwicklung im Spannungsfeld zwischen inneren und 
äußeren Schulangelegenheiten. Nur wenn Schulleitungen und 
Schulträger aufeinander zugehen, ein gemeinsames Bildungs-
verständnis entwickeln und gemeinsame Ideen dafür erarbeiten, 
wie die Bildungslandschaft in der jeweiligen Region als Sozial- 
und Bildungsraum zu gestalten ist, kann es eine zukunftsfähige 
Weiterentwicklung von Schule geben.“

Udo Beckmann
Vorsitzender des VBE Verband Bildung und Erziehung

          
Bildung ist die entscheidende Zukunftsfrage für unsere Ge-
sellschaft. Nur mit einem erfolgreichen Bildungssystem wird 
Deutschland die zentralen Herausforderungen des demografi-
schen Wandels, der Globalisierung, der Integration, der Wohl-
standssicherung und der Zukunftsfestigkeit unseres Sozialstaa-
tes meistern können. Digitalisierung, Ausbau des Ganztags und 
inklusive Bildung sind Herausforderungen, die eine enge Abstim-
mung zwischen Schulträger und Schulleitungen, aber auch die 
Unterstützung durch Landes- und Bundespolitik benötigen.“

Dr. Gerd Landsberg
Hauptgeschäftsführer des DStGB

Für Mitglieder des DStGB gibt es einen 
exklusiven Rabatt, den Sie gerne mit dem 
Rabattcode DSTK22DStGB bis zum 
30. September einlösen können.

https://deutscher-schultraegerkongress.de/
https://deutscher-schultraegerkongress.de/
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://deutscher-schultraegerkongress.de 
https://deutscher-schultraegerkongress.de 
https://deutscher-schultraegerkongress.de 
https://deutscher-schultraegerkongress.de 
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Die deutsch-französischen 
Beziehungen haben in den 
vergangenen 75 Jahren eine 

einmalige Dichte erreicht. Kein an-
deres bilaterales Verhältnis zwischen 
Staaten hat eine vergleichbare Zahl 
an institutionellen und informellen 
Kooperationsformen entwickelt, von 
der Bundesregierung über Bundes-
tag, Bundesrat, die Länder bis hin zu 
Städten und Gemeinden. Das gleiche 
gilt für die Zivilgesellschaft und die 
Wirtschaft.

Als 2019 der deutsch-französische 
Vertrag von Aachen unterzeichnet 
wurde, mochte man sich daher fragen, 
ob in diesem Kooperationsvertrag, 
der auf dem Elysée-Vertrag von 1963 

aufbaut, viel Neues enthalten sein 
mag. Tatsächlich enthält der Aache-
ner-Vertrag einige Innovationen, die 
vor allem die kommunale Ebene be-

treffen. Drei neue Instrumente spielen 
hier eine Rolle: 1. Der Ausschuss für 
grenzüberschreitende Zusammenar-
beit, der die immer noch bestehenden 
Probleme der grenzüberschreitenden 
Lebens- und Wirtschaftsräume lösen 
soll, 2. der Deutsch-Französische Bür-
gerfonds, der ein niederschwelliges 
Förderangebot für die Kommunen 
und die Zivilgesellschaft bereitstellt, 
und 3. das Deutsch-Französische Zu-
kunftswerk, dessen Aufgaben und Ar-
beiten in der Folge dargestellt werden.

DIE ZIELSETZUNG

In der Politik hat sich die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass die Kommunen der 
Schlüssel zur Bewältigung der großen 
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DASDAS DEUTSCH-FRANZÖSISCHE  DEUTSCH-FRANZÖSISCHE 
    ZUKUNFTSWERK    ZUKUNFTSWERK

 EIN  EIN NEUES INSTRUMENT NEUES INSTRUMENT DER DER 
TRANSNATIONALEN ZUSAMMENARBEITTRANSNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT

Von Frank Baasner Ko-Direktor des 
Deutsch-Französischen Zukunftswerks

EUROPA ZUSAMMENARBEIT

      Interessenträger und 

einschlägige Akteure aus 

beiden Staaten werden in 

einem deutsch-französischen 

Zukunftswerk zusammen-

gebracht, um sich mit 

Transformationsprozessen

 in ihren Gesellschaften 

auseinanderzusetzen." 

(Aachener Vertrag, §22) 
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Herausforderungen unserer Zeit sind. 
Das gilt für den Kampf gegen den Kli-
mawandel und die UN Agenda 2030, 
aber auch für die Bewältigung der 
Flüchtlingsströme und die Strategien 
zur Klimaanpassung.

Angesichts dieser zahlreichen gleich-
zeitig auftretenden Anforderungen 
kommen viele Kommunen an die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten. Vor al-
lem kleinere Städte und Gemeinden 
haben kaum ausreichende personelle 
und finanzielle Ressourcen, um die-
se Aufgaben schnell und effizient zu 
meistern. Oft fehlt es an Zugang zu 
Förderprogrammen, an fachlicher 
Beratung und an einer Kommuni-
kationsstrategie gegenüber den Bür-
gerinnen und Bürgern, ohne die alle 
Maßnahmen ins Leere laufen würden. 
Gleichzeitig kann man beobachten, 
dass wegweisende Lösungsansätze 

und Transformationsstrategien gera-
de auf kommunaler Ebene gefunden 
werden. Innovationen und Erfolge 
gibt es in deutschen wie in französi-
schen Kommunen.

Hier setzt das Deutsch-Französische 
Zukunftswerk an. Wir bringen deut-
sche und französische kommunale 
Initiativen ins Gespräch, die zukunfts-
weisende Lösungen für die Erreichung 
der Nachhaltigkeitsziele entwickelt 
haben. Darüber hinaus erkunden wir 
die Herausforderungen, mit denen sie 
konfrontiert sind. Die dort erprobten 
Problemlösungen und identifizierten 
Herausforderungen werden mit kom-
petenten Vertretern aus Wissenschaft, 
Verwaltung und Politik analysiert und 
in politische Handlungsempfehlun-
gen überführt. Die Regierungen von 
Deutschland und Frankreich haben 
das Zukunftswerk damit beauftragt, 

ihnen diese Empfehlungen zu unter-
breiten und diese Vorschläge auch in 
die Arbeit der deutsch-französischen 
parlamentarischen Versammlung ein-
zubringen.

DIE ARBEITSWEISE

Viele Kommunen sind bereits in 
Transformationsprojekten engagiert, 
sie streben Klimaneutralität an, ent-
wickeln neue Konzepte der Mobilität, 
organisieren regionale Wirtschafts-
kreisläufe, planen ihre Entwicklung 
nachhaltig und ordnen ihre Verwal-
tungsstruktur neu. Diese lokalen Leis-
tungen möchte das Zukunftswerk am 
Beispiel ausgewählter deutscher und 
französischer Kommunen genauer 
verstehen und in Austausch mit ande-
ren Kommunen bringen („voneinan-
der lernen“). Begleitende Forschung 
und moderierte Dialogforen erlauben 

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Emmanuel Macron, Präsident Frankreichs, nach der Unterzeichnung des „Vertrages von Aachen“ über die 
deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration. Quelle: Bundesregierung / Bergmann, Guido
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ein tieferes Verständnis der lokalen 
Realitäten. Ziel ist die Identifikation 
von erfolgreichen Transformations-
strategien, aber auch die Benennung 
von Schwierigkeiten. Nationale oder 
europäische Rahmenbedingungen 
können in der Praxis vor Ort hinder-
lich sein. Die Arbeit des Zukunfts-
werks zielt daher auf horizontale Ver-
netzung deutscher und französischer 
Kommunen untereinander, aber auch 
auf den vertikalen Austausch zwi-
schen der Realität vor Ort und der 
Landes- bzw. Bundesebene. 

ERSTE ERGEBNISSE

Die Empfehlungen des ersten Arbeits-
zyklus liegen vor. Sie wurden in einem 
mehrmonatigen Diskussionsprozess 
mit deutschen und französischen 
Vertretern aus lokaler Praxis, Verwal-
tung, Wissenschaft und Gesellschaft 
erarbeitet. In einigen Punkten bestäti-
gen sie Beobachtungen und Vorschlä-
ge der kommunalen Spitzenverbän-
de. Einige Stichworte: Entscheidend 
für Transformationsfortschritte ist 
eine neu strukturierte Governance, 

bei der das Thema „Klimaschutz“ 
nicht in einer Abteilung, sondern als 
Querschnittsthema bearbeitet wird. 
Ebenso unstrittig ist, dass die Anpas-
sungen nur gelingen können, wenn 
die Bürgerschaft eingebunden ist. 
Partizipation zu fordern ist leicht, sie 
konkret und dauerhaft umzusetzen 
ist schwieriger – unsere Handlungs-
empfehlungen gehen ins Detail und 
können inspirierend wirken. Von zen-
traler Bedeutung ist die Passgenau-
igkeit und Entbürokratisierung von 
Förderangeboten sowie eine beraten-
de Unterstützung für die Kommunen 
bei der Antragsstellung: Wenn es ge-
lingt, die Programme auf Landes- und 
Bundesebene mit der lokalen Realität 
in Einklang zu bringen, kann sozi-
al-ökologische Transformation besser 
gelingen. In einem Punkt kann Frank-
reich Vorbild sein: Die französische 
Verwaltung hat einheitliche Indikato-
ren zur Messung der Fortschritte bei 
der CO2-Reduktion etabliert, was den 
Kommunen ein Monitoring erleich-
tert. Weitere sehr konkrete Vorschlä-
ge finden sich in der Langfassung der 
Empfehlungen (df-zukunftswerk.eu). 

DIE NÄCHSTEN SCHRITTE

Das deutsch-französische Zukunfts-
werk ist noch jung und musste unter 
Pandemie-Bedingungen seine Ar-
beit aufnehmen. Jetzt geht es darum, 
die Arbeiten in der Öffentlichkeit 
und der Politik bekannt zu machen 
und sich mit kommunalen Netzwer-
ken in Deutschland, Frankreich und 
perspektivisch auch in Europa zu 
vernetzen. Interessierte Kommunen 
können über die Homepage mit dem 
Zukunftswerk Kontakt aufnehmen 
und sich über den Newsletter auf dem 
Laufenden halten. 

EUROPA ZUSAMMENARBEIT

STRUKTUR DES ZUKUNFTSWERKS

Auf deutscher Seite wird das Zukunftswerk als Projekt am Institute for Advanced Sustainability Studies 
(IASS) vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und zudem vom Auswär-
tigen Amt begleitet, auf französischer Seite ist das Europaministerium federführend und die Umsetzung 
erfolgt durch den Think Tank France Stratégie. Die Auswahl der Themen und die Ergebnisse werden mit ei-
nem deutsch-französischen Lenkungskreis aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft diskutiert. Die Arbeiten 
werden von zwei Direktoren geleitet, in Frankreich durch Gilles de Margerie (France Stratégie), in Deutsch-
land durch Frank Baasner (Deutsch-Französisches Institut). 

http://df-zukunftswerk.eu
http://df-zukunftswerk.eu
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CHINA, DIE EU UND 
DEUTSCHE STÄDTE UND GEMEINDEN 

INSTITUTIONEN IM AUSTAUSCH 
ZU KOMMUNALEN BEZIEHUNGEN

Ein lauer Sommertag in Brüssel: 
Die Leiter:innen der Europabü-
ros des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes und der Fried-
rich-Ebert-Stiftung eröffnen die Konfe-
renz „China, die EU und die deutschen 
Kommunen“. In den Räumlichkeiten 
der Landesvertretung Sachsen-Anhalt 
in Brüssel sollte sich an diesem Abend, 
so verkündete das Programm, dem 
Verhältnis zwischen Deutschland be-
ziehungsweise Europa und der Volks-
republik China auf kommunaler Ebe-
ne gewidmet werden. Damit war die 
Veranstaltung eine der ersten ihrer Art 
auf belgischem Boden.

STANDORTBESTIMMUNG – 
WIE NAHE IST UNS CHINA?

Für einen umfassenden Einblick in 
die bestehenden Verflechtungen mit 
dem ostasiatischen Land waren ne-
ben kommunalen Vertreter:innen 
auch Expert:innen aus der Wissen-
schaft, dem deutschen Auswärtigem 
Amt, dem Europäischen Auswärtigen 
Dienst sowie dem Europäischen Par-
lament geladen. Die erste Diskussi-
onsrunde zur „Standortbestimmung 
– Wie nahe ist uns China?“ zielte 
auf eine Bestandsaufnahme der Chi-
na-Strategie aller Ebenen. Bereits im 

Jahr 2019 hatte die Europäische Kom-
mission ihre Perspektive auf das Reich 
der Mitte veröffentlicht: Partner, 
Wettbewerber und systemischer Riva-
le sei ein Dreiklang, der im Umgang 
mit China stets zu beachten sei.1 Im 
September 2021 schloss sich das Eu-
ropäische Parlament an und legte eine 
umfassende Entschließung über eine 
neue EU-China-Strategie vor.2 Auch 
die deutsche Bundesregierung arbei-
tet gegenwärtig ressortübergreifend 
an einer China-Strategie, eingebettet 
in die europäische China-Politik. Ein 
geschlossenes Handeln scheint un-
erlässlich, da sich die Volksrepublik 
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Von Simone Bresser

China, die EU und die deutschen Kommunen: Am 19. Mai 2022 lud der Deutsche Städte- und Gemeindebund zusammen mit der 
Friedrich-Ebert-Stiftung zu einer hochkarätig besetzten Podiumsdiskussion in die Räume der Landesvertretung Sachsen-Anhalts in 
Brüssel ein. 

1    Europäische Kommission/Hoher Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (2019): Gemeinsame Mitteilung an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat und den Rat. EU-China 
– Strategische Perspektiven. JOIN(2019) 5 final. Straßburg. Erreichbar unter: https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication

2 Europäisches Parlament (2021): Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. September 2021 zu einer neuen China-Strategie der EU. P9_TA(2021)0382. 
 Erreichbar unter: https://www.europarl.europa.eu/doceo/document

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/3a5bf913-45af-11e9-a8ed-01aa75ed71a1
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0382_DE.html
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in den letzten Jahrzehnten zu einem 
zentralen globalen Akteur entwickelt 
hat, der immer selbstsicherer auftritt 
und ein Gesellschaftssystem vertritt, 
welches unserem politischen System 
diametral entgegen. Sein wirtschaft-
liches, politisches und militärisches 
Potenzial weiß das Land zunehmend 
für sich zu nutzen, was etwa bei der 
„Neuen Seidenstraße“ offensichtlich 
wird.

Trotz dieser Gegensätzlichkeiten ist 
die Kooperation zwischen China und 
der EU sowie ihren Mitgliedstaaten 
umfangreich und vielschichtig. Zu 
den zahlreichen Facetten dieser Be-
ziehung zählt auch die kommunale 
Ebene in Europa. Insbesondere in 
deutschen Kommunen haben sich 
(seit langem) wirtschaftliche, kultu-
relle und politische Verbindungen 
mit China etabliert. Ab den 1980er 
Jahren nahmen die ersten deutschen 
und chinesischen Städte offizielle Ver-
bindungen miteinander auf, die ins-
besondere im Zeitraum von 2002 bis 
2010 um zahlreiche weitere ergänzt 
wurden. Heute bestehen etwa 130 
aktive Kommunalbeziehungen zwi-
schen Deutschland und China, wobei 
eine Vielzahl weiterer informeller Ver-
bindungen zu erwarten sind, die sich 
zwar auf kommunaler Ebene abspie-
len, jedoch keine politische Repräsen-
tation nach außen finden. Unter all 
diesen Partnerschaften findet sich ein 
breites Spektrum städtepartnerschaft-
licher Aktivitäten – von Bildung über 
Wirtschaft bis hin zur Kultur.3 Damit 
sind die Kommunen im Geflecht der 
europäisch-chinesischen Beziehun-
gen ein wichtiges Bindeglied. Eine 
eigene kommunale China-Strategie 

scheint damit durchaus sinnvoll; dies 
vor allem vor dem Hintergrund, dass 
die chinesische Seite mit dem Staats-
apparat der Kommunistischen Partei 
Chinas häufig besser personell aufge-
stellt ist und ihre politischen und wirt-
schaftlichen Interessen aktiv verfolgt. 
Bislang fehlt nach Ansicht einiger Re-
ferent:innen noch ein volles Bewusst-
sein dafür, dass kommunale Ver-
treter:innen mit der Aufnahme von 
städtepartnerschaftlichen Beziehun-
gen zwangsläufig außenpolitisches 
Terrain betreten. Die Einbindung der 
deutschen und europäischen Kom-
munen in die China-Strategie ist da-
mit unerlässlich.

CHINA VOR ORT IN 
DEUTSCHLAND – HANDELN 
UND WIRKEN AUF 
KOMMUNALER EBENE

Doch wie kann diese Einbindung 
auch in mittleren und kleinen deut-
schen Kommunen gelingen, die nicht 
unbedingt auf Erfahrungen mit der 
Volksrepublik oder auf umfassende 
China-Kompetenz in den eigenen 
Reihen zurückgreifen können? Diese 
Frage stand im Mittelpunkt der Po-
diumsdiskussion „China vor Ort in 
Deutschland – Handeln und Wirken 
auf kommunaler Ebene“. Obwohl die 
Partnerschaft mit China durchaus eine 
Herausforderung darstellen kann, so 
war doch Konsens, dass der Abbruch 
aller kommunalen Beziehungen zu 
China keine Option darstellen sollte. 
Gerade aufgrund der letzten Entwick-
lungen durch die COVID-19-Pande-
mie und der zunehmenden Entkop-
pelung Chinas sei die kommunale 
Zusammenarbeit eine wertvolle Mög-

lichkeit, den direkten Kontakt zur chi-
nesischen Bevölkerung aufrechtzuer-
halten. Der Austausch sollte jedoch 
mit Bedacht fortgeführt werden, denn 
die alte Maxime „Wandel durch Han-
del“ gelte heute nicht mehr. Es könne 
nicht erwartet werden, dass das poli-
tische System Chinas durch den öko-
nomischen Austausch demokratisiert 
würde. Vielmehr müssten auch die 
kommunalen Vertreter:innen ver-
mehrt für die Risiken im Umgang mit 
China sensibilisiert und Abhängigkei-
ten identifiziert werden, ohne jedoch 
den partnerschaftlichen Gedanken 
aus den Augen zu verlieren.

Ein selbstbewusstes Auftreten deut-
scher Kommunen, die die europäi-
schen Werte nach außen vertreten, 
kann dabei ein wichtiges Signal in 
Richtung China sein. Die Vermittlung 
von „China-Kompetenz“, die auch auf 
der Agenda der deutschen Bundesre-
gierung steht, ist dabei nur ein Puzz-
leteil der notwendigen Voraussetzun-
gen. Doch nicht allein ein besseres 
Verständnis des chinesischen Systems 
kann einen Vorteil verschaffen. Part-
nerschaft auf Augenhöhe kann auch 
entstehen, wenn sich die deutschen 
Kommunen ihrer eigenen Qualitäten 
bewusst sind, die in China hoch im 
Kurs stehen. Hierzu zählt die Kombi-
nation aus Hightech, Wohlstand und 
lebensnahen Naturräumen, die deut-
schen Bürger:innen eine sehr hohe 
Lebensqualität ermöglicht. 

Eine konkrete Forderung der anwe-
senden kommunalen Vertreter:innen 
bestand zudem in der Bildung einer 
zentralen Anlaufstelle, die Hilfestel-
lung im Umgang mit China geben 

KOMMUNALE BEZIEHUNGEN

3   Goette, Anja/Gao, Qianlan (2018): Dialog Global. Deutsch-Chinesische Kommunalbeziehungen. 2. Aufl. Bonn: Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW). 
 Erreichbar unter: https://skew.engagement-global.de/schriftenreihe-dialog-global-details

Frieden ist auch der effektivste Schutz 
für Denkmale aller Länder. Die Deutsche 
Stiftung Denkmalschutz setzt sich aktiv 
für eine Erinnerungskultur, demokratische 
Grundwerte und ihre baulichen Manifes-
tationen als auch für Mahnmale der 
Geschichte ein. Unsere Solidarität gilt 
allen von Krieg und Leid Betroffenen. 

https://skew.engagement-global.de/schriftenreihe-dialog-global-details/dialog-global-nr-19-kurzfassung.html?file=files/2_Mediathek/Mediathek_Microsites/SKEW/Publikationen/3_Dialog_Global/DialogGlobal-19-bf.pdf&cid=
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kann und Informationen aller Ebenen 
bündelt. Da die einzelnen Kommunen 
in Deutschland verschiedene Berüh-
rungspunkte mit der Volksrepublik ha-
ben und daher vor ganz unterschied-
lichen Herausforderungen stehen, 
braucht es Expert:innen, die auf kur-
zem Wege für Kommunen erreichbar 
sind und in Einzelfragen konkrete Hil-
festellung leisten können.

AUSBLICK

Der wertvolle Austausch in Brüssel 
stellt einen ersten wichtigen Schritt 

in unserer Auseinandersetzung mit 
den deutsch-chinesischen Kommu-
nalbeziehungen dar. Das Europabüro 
des DStGB bedankt sich herzlich bei 
allen Mitwirkenden und Teilnehmen-
den der Konferenz. Auf der Grund-
lage weiterer Gespräche mit Kom-
munalvertreter:innen, den zentralen 
politischen Institutionen und wis-
senschaftlichen Expert:innen soll in 
einem nächsten Schritt eine Handrei-
chung für die deutschen Kommunen 
erwachsen, die erste Anhaltspunkte 
für den Umgang mit China geben 
wird. 

 Simone Bresser 

Frieden ist auch der effektivste Schutz 
für Denkmale aller Länder. Die Deutsche 
Stiftung Denkmalschutz setzt sich aktiv 
für eine Erinnerungskultur, demokratische 
Grundwerte und ihre baulichen Manifes-
tationen als auch für Mahnmale der 
Geschichte ein. Unsere Solidarität gilt 
allen von Krieg und Leid Betroffenen. 
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Es gehört zu den Binsenweishei-
ten der Europäischen Union, 
dass die beiden größten Länder 

der EU, Frankreich und Deutsch-
land, zwar politisch so weit wie mög-
lich eng zusammenarbeiten, dass sie 
grundsätzlich aber durch einige we-
sentliche Unterschiede getrennt sind. 
Diese sind vornehmlich politischer 
oder besser gesagt staatsphilosophi-
scher, verwaltungstechnischer, fiska-
lischer und militärischer Natur. Es 
ist dabei müßig, weil bekannt, aus-
führlich darzustellen, dass Frankreich 
spätestens seit Ludwig XIV. zentralis-
tisch aufgebaut ist und Deutschland 
eben nicht. Der französische Präfekt 
ist bis heute der rechte Arm des In-
nenministers in der „Provinz“. Der 
Landrat ist dies nicht oder kaum. 
Auch speist sich der Löwenanteil der 
Steuern in Frankreich aus indirekten 
Steuern, in Deutschland ist es umge-
kehrt. Und das Militär, insbesonde-
re die atomare Abschreckung, wird 
seit de Gaulle als Garant der Unab-
hängigkeit des Hexagons (Sechseck, 
Bild für Frankreichs Grenzumris-
se) gesehen. In Deutschland galt bis 
vor kurzem noch die Bestellung von 
festem Schuhwerk für die Truppe 

fast als kriegstreiberischer Akt. Die 
Unterschiede sind im oben genann-
ten Sinne zwischen Frankreich und 
Deutschland demnach größer als zwi-
schen Deutschland und Österreich, 
Schweden, Luxemburg oder Italien. 
Trotz dieser Diskrepanzen lebt es sich 
seit Adenauer und de Gaulle eigent-
lich ganz gut miteinander, wobei die 
enge Zusammenarbeit zwischen dem 
Kanzler Helmut Schmidt und Präsi-
dent Valérie Giscard-d´Estaing oder 
zwischen Helmut Kohl und Francois 
Mitterrand als besondere Höhepunkte 
herauszuheben sind. Es scheint auch 
so zu sein, dass der aktuelle Bundes-
kanzler Scholz und Präsident Macron 
das seit 60 Jahren gut funktionierende 
Verhältnis stabilisieren und ausbauen 
wollen. So weit so gut. Es ist zu begrü-
ßen, dass man im Elysée-Palast und 
im Bundeskanzleramt die zahlreichen 
dummen Geschichten seit 1552 ver-
gessen machen will. 

Es gibt allerdings noch einen weite-
ren wichtigen Unterschied in der lan-
gen Liste der Differenzen. Dies ist die 
Energiepolitik. Sie hat einen binatio-
nalen, aber auch einen europäischen 
Aspekt. Während in Frankreich die 

Atomkraft von der Mehrheit der Be-
völkerung nolens volens als akzepta-
bel angesehen wird – Frankreich er-
zielt ca. 70 Prozent seines Stromes aus 
Atomenergie – stieß in Deutschland 
bis vor kurzem noch die Atomenergie 
auf eine sichere und zum Teil militan-
te Ablehnung. Eigentlich ist das heute 
noch so. Hier setzte man auf erneuer-
bare Energie, stellte Atomkraft- und 
Kohlekraftwerke ab und wollte den 
Übergang unter anderem mit Gaslie-
ferungen aus Russland bewerkstelli-
gen. Es war eine Art Rückversiche-
rungsvertrag mit Moskau, der hier 
vollzogen wurde. Bekanntlich wurde 
der Vorgänger dieses Vertrages 1890 
gekündigt; auf deutschen Druck. 2022 
kündigte Russland. Die Geschichte 
hat manchmal Überraschungen im 
Ärmel. 

Doch gehen wir ein paar Monate 
zurück in politisch ruhigere Zeiten 
und betrachten wir erneut die beiden 
Hegemonen der Europäischen Uni-
on. Bis zum 24. Februar bestand der 
Unterschied zwischen Deutschland 
und Frankreich in der Energiepolitik 
nicht nur darin, dass sie ihren Ener-
giebedarf aus unterschiedlichen Quel-
len speisten, sondern dass es auch er-
hebliche Unterschiede in den Preisen 
für den privaten Verbraucher gab (32 
Cent zu 17 pro KWh). Für Unterneh-
men galten und gelten immer noch 
Sonderkonditionen. Deutschland ge-
hörte demnach zusammen mit Dä-
nemark zu den Hochpreisländern 
in Europa für den privaten Bereich. 
Doch auch hier gilt: Das Ganze war 
bestimmt ein Grund des Ärgernisses 
für die deutschen privaten Abnehmer. 
Aber viele trösteten sich sicherlich da-
mit, dass das Ganze für einen guten 
Zweck sei (Ausbau der erneuerbaren 
Energie). Eine Sicht, die – wenn man 
es sich leisten kann – nachzuvollzie-
hen ist. 

FOLGE 46
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Doch seit der „Kündigung des aktu-
ellen Rückversicherungsvertrages“ ist 
bekanntlich alles anders. Die Ener-
gie, vornehmlich das Gas, mit dem 
direkt geheizt und produziert oder 
das zur Stromproduktion genutzt 
wird, ist knapp, die Alternativen sind 
rar und die Preise steigen – insbeson-
dere, aber nicht nur für Deutschland. 
Die deutschen Politiker sind jetzt in 
einer Zwickmühle. Was tun? Diese 
Frage Lenins bewegt momentan zu 
Recht die gesamte Regierung. 

Eine (Teil-)Lösung könnte der 
EU-Energiebinnenmarkt sein, der 
letztlich die Ware „Energie“ innerhalb 
Europas problemlos von A nach B 
senden soll. Er ist bisher nur teilweise 
eingerichtet, könnte aber rudimentär 
als ein Ausgleichsmechanismus zwi-
schen den Europäischen Staaten fun-
gieren, um dem jeweils in Not gera-
tenen Staat zu helfen. Die Politik zur 
Euro-Rettung oder zur COVID-Be-
kämpfung folgt demselben Prinzip. 
Familienangehörige sollen sich eben 
untereinander unterstützen. Rettungen 
dieser Art tragen jedoch immer zwei 
Probleme in sich. Zum einen, dass 
man das Geld dafür haben muss und 
zum anderen, dass man das Problem 
überhaupt rein faktisch lösen kann. 

Als besonderer Partner für Deutsch-
land bei einem solchen Handel bietet 
sich Frankreich an. Das Hexagon ist 
ein Nachbarstaat Deutschlands, die 
technischen Kapazitäten sind cum 
grano salis vorhanden und die wirt-
schaftlichen Verflechtungen sind eng. 
Ähnliches gilt für die kleinen Staaten 
Belgien, Luxemburg und die Nieder-
lande. Eigentlich eine klare Sache. 
Doch sie hat, abgesehen davon, dass 
auch Frankreich nicht „en passant“ 
mal eben das ganze deutsche Ener-
gieproblem lösen kann, einen Haken. 
Diesen Haken hat der DStGB in einer 

seiner letzten Newsletter-Ausgaben 
folgendermaßen beschrieben:  

„Die Probleme der französischen 
Atomkraftwerke (Anm. Abschaltung 
der Hälfte der Atomkraftwerke auf-
grund von Korrosion und Wartungs-
arbeiten) sind demnach der Grund 
dafür, dass Deutschland nun schon 
im fünften Monat in Folge Strom 

nach Frankreich exportiert, nachdem 
über Jahre hinweg ein Stromimport 
aus Frankreich üblich war. Nun aber 
erzielte Deutschland allein im ersten 
Quartal einen Exportüberschuss in das 
Nachbarland in Höhe von 1,3 Tera-

wattstunden. Diese Verknappung zeigt 
sich in letzter Zeit auch regelmäßig an 
der Strombörse: Während in Deutsch-
land am kurzfristigen Strommarkt die 
Kilowattstunde seit Jahresbeginn im 
Mittel für 18,5 Cent gehandelt wurde, 
lag der entsprechende Preis in Frank-
reich bei 23,2 Cent. Da im grenzüber-
schreitenden Handel der Strom immer 
vom billigeren ins teurere Land fließt, 
ergaben sich die deutschen Exporte. 
Diese starken Exporte führen aber 
auch dazu, dass die Strompreise 
hierzulande nochmals deutlich in 
die Höhe gehen, da die Menge an 
in Deutschland verfügbarem Strom 

gesunken ist.“

Fassen wir also zusammen: Deutsch-
land hat eine Gaskrise, die nicht nur 
deshalb so unangenehm ist, weil wir 
weniger Strom durch Gas produzieren 
können, sondern weil wir auch (Hei-
zungen) das Gas direkt benötigen. Die 
Regierung versucht, diesem Umstand 
durch Käufe in der EU und außerhalb 
abzuhelfen. Man wird sehen. Zudem 
ist die deutsche Stromproduktion mo-
mentan auch nicht in der Lage, die Si-
tuation zu mildern. 

Hier wäre ein Rückgriff auf den 
EU-Energiebinnenmarkt also auf die 

Kolleginnen und Kollegen westlich 
des Rheins denkbar – Atomkraft hin 
oder her. Aber ausgerechnet jetzt la-
borieren diese an ihren eigenen Pro-
blemen, ja mehr noch, sie beziehen 
selbst mehr Energie aus dem EU- und 
Nicht EU-Ausland, was die ganze Sa-
che für Deutschland in toto im Grun-
de noch teurer macht. Auch fallen 
die anderen Länder der EU in dieser 
Frage aus, entweder weil sie selbst zu 
wenig Energie haben oder weil es ih-
nen nur begrenzt möglich ist, Energie 
nach Deutschland zu liefern. So weit 
sind wir eben noch nicht.   

Die Situation ist vertrackt. Wo liegt 
die Lösung, wenn man einmal die 
Hoffnungen auf einen milden Winter, 
Fehlberechnungen über den Energie-
verbrauch zugunsten der Verbraucher, 
unerwartete Einsparmöglichkeiten 
und die Fähigkeit der Deutschen seit 
den Zeiten Hagen von Tronjes, den 
Helm fester zu binden, einmal absieht. 
Eine kurzfristige Antwort scheint 
nicht möglich zu sein. Hoffen wir auf 
die Verhandlungserfolge der Regie-
rung und die Solidarität der europäi-
schen Nationen plus der der USA und 
der der westlichen Welt verbundenen 
Staaten untereinander. Mittelfristig 
liegt die Lösung aber in einer Be-
sinnung auf europäische Lösungen. 
Die EU muss resilienter, das heißt, 
sie muss in ihren Schlüsselindustri-
en/-produkten/-rohstoffen autarker 
und besser werden. Das kann nicht 
immer sofort gelingen, sollte es aber 
immer öfter. Ein richtiger EU-Ener-
giebinnenmarkt wäre ein solcher 
Schritt. Der berechtigte Streit um die 
Energiequelle – solange sie CO2 frei 
ist – käme dann erst in einem zweiten 
Schritt. So etwas nennt man Realpo-
litik. Ihr Erfinder, Fürst Bismarck, 
war übrigens nie ein enthusiastischer 
Anhänger des (ersten) Rückversiche-
rungsvertrages. 

BRÜSSELER GERÜCHTE
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Die vorliegende Neuauflage zeichnet sich 
auch in der 12. Auflage durch eine prägnan-
te Erörterung aller Vorschriften einschließ-
lich der Vollstreckungsvorschriften der AO 
sowie das europäische Zustellungs- und 
Vollstreckungsrecht, durch große Zuverläs-
sigkeit und vorbildliche Aktualität aus. Die 
umfassende und praxisnahe Erläuterung 
von Zustellungs- und Vollstreckungsrecht 
durch renommierte Autoren in einem Band 
macht das kompakte Erläuterungswerk zu 
einer ausgezeichneten und verlässlichen Ar-
beitsgrundlage für die von den Verfassern 
angesprochenen Verwaltungsbehörden, Ge-
richte, den einschlägig tätigen Rechtsanwäl-
ten und Steuerberatern sowie nicht zuletzt 
für die Ausbildung. Es verschafft in jeder 
Hinsicht einen schnellen und zuverlässigen 
Überblick und bietet erneut die Sicherheit, 
auf dem neuesten Stand zu sein. Die An-
schaffung kann aufgrund der vielen Vorzüge 
uneingeschränkt empfohlen werden.
                                                 (Uwe Lübking)

EXTREMISMUS UND 
SICHERHEITSPOLITIK
STUDIENKURS FÜR DIE POLIZEI 
UND DIE VERFASSUNGSSCHUTZ-
BEHÖRDEN
Autor: Stefan Goertz

Verlag:Kommunal- u. Schul-Verlag, 
Auflage:2022, Seiten: 324 S.
 ISBN:978-3-8293-1694-1
Preis:Buch, Softcover 39,90€      

Stefan Goertz ist sowohl als Professor für 
Sicherheitspolitik mit dem Schwerpunkt 
Extremismus- und Terrorismusforschung 
an der Hochschule des Bundes in Lübeck 
als auch für die Bundespolizei, Landes-
kriminalämter, Polizeihochschulen und 

Stiftungen tätig. Er studierte unter 
anderem in Berlin, München und Da-
maskus Politik- und Sozialwissenschaf-
ten, Öffentliches Recht und Arabisch 
und nahm als Offizier der Bundeswehr 
an Auslandseinsätzen in Bosnien (EU) 
und im Libanon (UNO) teil. Seit Jahren 
veröffentlicht er Bücher und Aufsätze zur 
Sicherheitspolitik und organisierten Kri-
minalität, zum Islamismus, Salafismus, 
islamistischen Terrorismus, Rechtsextre-
mismus und Rechtsterrorismus sowie Cy-
bercrime.

Das vorliegende Lehrbuch behandelt nach 
allgemein gehaltenen Betrachtungen über 
„Extremismus und Sicherheitspolitik“ die 
aktuellen Entwicklungen bei Rechtsextre-
mismus und Rechtsterrorismus und geht 
auch auf deren Akteure ein. Ein jeweils ei-
genes Kapitel ist den sogenannten „Reichs-
bürgern“ und „Selbstverwaltern“ gewidmet 
und beleuchtet auch die Szene der „Quer-
denker“.

Einen breiten Raum nehmen die unter-
schiedlichen Erscheinungsformen des Isla-
mismus in Deutschland, der islamistische 
Terror und die aktivsten, von den Verfas-
sungsschutzbehörden beobachteten extre-
mistischen und terroristischen islamisti-
schen Gruppierungen ein, da sie deutlich 
stärker im Mittelpunkt des öffentlichen 
und medialen Interesses stehen. Die exem-
plarische Beschreibung von zehn islamis-
tischen Anschlägen, die durch Polizei und 
Verfassungsschutzbehörden verhindert 
wurden, lässt einen ebenso aufhorchen wie 
die Auflistung potenzieller Anschlagsziele 
und möglicher Tatbegehungsweisen.

Dem Kapitel über „Linksextremismus“ 
folgen Betrachtungen zum „Ausländerext-
remismus“ sowie eigene Kapitel über „Cy-
bercrime“, „Organisierte Kriminalität“ und 
„Clankriminalität“.

In der Summe bietet das vorliegende Lehr-
buch einen anschaulichen, lehrbuchartigen 
Überblick über das weitgespannte The-
mengebiet „Extremismus und Sicherheits-
politik“. Die Inhalte sind an die Lehrinhalte 
der polizeilichen (Fach-)Hochschulen und 
Akademien sowie der Verfassungsschutz-
behörden angepasst. Es ist didaktisch aus-
gerichtet und lehnt sich in weiten Teilen 
an die seit Jahren bewährte Systematik der 
Berichte an, die das Bundesamt für Verfas-

sungsschutz (BfV) herausgibt.
Besonders praktisch sind die Zusammen-
fassungen der wichtigsten Erkenntnisse, 
jeweils am Kapitelende, die als Prüfungs-
vorbereitung besonders geeignet sind.

Es ist nicht nur für das Studium des ge-
hobenen Polizeivollzugsdienstes und die 
Ausbildung des mittleren Polizeivollzugs-
dienstes, für die Aus- und Weiterbildung 
der Landespolizeien, der Bundespolizei 
und des Bundeskriminalamtes sowie für 
die Verfassungsschutzbehörden sondern 
auch für unterschiedliche Institutionen 
der politischen Bildung und Praktiker aus 
verschiedenen Verwaltungsbereichen eine 
wertvolle Hilfe. (Uwe Lübking)

DEN KOMMUNALEN HAUS-
HALTSPLAN RICHTIG LESEN 
UND VERSTEHEN
Von Prof. Dr. Gunnar Schwarting, 
Geschäftsführer a. D. des Städtetages 
Rheinland-Pfalz, Honorarprofessor an 
der Deutschen Universität für Verwal-
tungswissenschaften Speyer

6., neu bearbeitete Auflage 2022, 
163 Seiten, kartoniert, 
Preis: 28,00 EUR (gedrucktes Werk) / 
25,90 EUR (eBook)
ISBN: 978-3-503-20986-6 (gedrucktes 
Werk) / 978-3-503-20987-3 (eBook)

Bestellmöglichkeit online unter 
www.ESV.info
Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG, 
Genthiner Str. 30 G, 10785 Berlin

Die Standardeinführung in das kommunale 
Finanzwesen greift wieder zahlreiche aktu-
elle Fragen auf. So werden die Auswirkun-

BUCHBESPRECHUNGEN

http://www.beckshop.de 
http://www.ESV.info
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gen der Covid-19-Pandemie auf die kom-
munalen Haushalte und die Entlastungen 
ebenso dargestellt wie die haushaltsrechtli-
chen Erleichterungen. Ganz neu ist ein Ka-
pitel zur aktuellen Grundsteuerreform mit 
der Darstellung des Bundesmodells und 
der abweichenden Länderregelungen. Die 
Probleme von Niedrigzinsen werden be-
handelt, das Modell der Hessenkasse wird 
angesprochen. 

Der Verweis auf Rechtsvorschriften ist auf 
ein Minimum reduziert, ein kurzes Litera-
tur-verzeichnis erleichtert schnell weitere 
Recherchen – problemorientiert, mit vielen 
Beispielen und aktuell.

Im Übrigen ist die bewährte Struktur des 
Buches beibehalten worden. Es wendet sich 
an Kommunalpolitiker, die Beschäftigten 
in der Kommunalverwaltung sowie die an 
kommunalpolitischen Fragen interessierte 
Öffentlichkeit.  (Uwe Zimmermann)

PRÄVENTIVE GEWINN-
ABSCHÖPFUNG IM 
POLIZEIRECHT
DAS WERK IST TEIL DER REIHE: 
DAS RECHT DER INNEREN UND 
ÄUSSEREN SICHERHEIT
Autor: Katharina M. Peukert

1. Auflage 2022, 342 Seiten mit 4 farbigen 
Abbildungen, Buch, Softcover 99,00 €
ISBN: 978-3-428-18038-7

Duncker & Humblot GmbH, 
Carl-Heinrich-Becker-Weg 9, 12165 Berlin
www.duncker-humblot.de

Das vorliegende Werk wurde im Winter-
semester 2019/20 von der Juristischen 
Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibnitz 
Universität Hannover als Dissertation an-
genommen und beschäftigt sich hauptsäch-
lich mit den rechtlichen Aspekten nach 
dem niedersächsischen Landesrecht. Un-
ter Einbeziehung eigenständig erhobener 
Umfragewerte werden die Voraussetzungen 
und Grenzen der Präventiven Gewinnab-
schöpfung gründlich diskutiert und auf 
Problempunkte, insbesondere im Rahmen 

der Zuständigkeiten zwischen Verwaltungs-
behörde und Polizei, eingegangen. Auch 
wenn sich die Untersuchung hauptsäch-
lich auf die niedersächsische Regelung zur 
Sicherstellung nach § 26 Nr. 1 und Nr. 2 
SOG – nun § 26 Nr. 1-2 NPOG – stützt und 
damit das erste Verfahrensstadium, werden 
im Rahmen der Prüfung auch das Recht 
und die Rechtsprechung aus anderen Bun-
desländern an passender Stelle herangezo-
gen. Die Präventive Gewinnabschöpfung 
wird hauptsächlich aus verwaltungsrechtli-
chen und nicht aus verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten untersucht, wobei verfas-
sungsrechtlichen Bedenken und Fragestel-
lungen dennoch in gebotener Kürze nach-
gegangen werden.

Zum besseren Verständnis der Thematik 
bespricht die Autorin den Begriff sowie die 
Historie und zeigt, dass der strafrechtlich 
geprägte Terminus für gefahrenabwehr-
rechtliche Maßnahmen steht aber auch, 
dass strafrechtliche Normen im Rahmen 
der Kompetenz teils illegitim und nicht 
rechtlich vorrangig sind. Da die Präven-
tiven Gewinnabschöpfung in der Regel 
erst nach Einstellung des Strafverfahrens, 
mangels hinreichenden Tatverdachts, vor-
genommen wird ist es problematisch, ob 
in dieser Konstellation noch eine Gefahr 
begründet werden kann. Die vorliegende 
Arbeit widmet sich diesen aufgeworfenen 
Fragestellungen und zeigt Lösungsmög-
lichkeiten auf.

Weiter diskutiert sie in ihrer Arbeit u. a., 
warum der Sachbegriff auch Unkörperli-
ches wie Buchgeld erfasst, zeigt Indizes auf, 
die eine gegenwärtige Gefahr begründen 
können, und Anforderungen für eine Wi-
derlegung der Eigentumsvermutung, dass 
ein Einschreiten auch bei Unkenntnis des 
Berechtigten zulässig sein kann und ein ge-
nerell unantastbares Schonvermögen nicht 
existiert 

Da eine explizite Regelung der Präventi-
ven Gewinnabschöpfung im gegenwärtig 
geltenden NPOG nicht enthalten ist macht 
die Autorin auf diese Regelungslücke bei 
der sachlichen Zuständigkeit aufmerksam 
und schlägt de lege ferenda Möglichkei-
ten zur Schließung vor. Die Reformierung 
des Niedersächsische SOG-Reform vom 
20.05.2019 hat keinen Veränderungen in 
der vorliegenden Bearbeitung bewirkt. Die 
aufgezeigten Regelungslücken bestehen 

trotz Strafrechtsreform von 2017 weiter 
und wurden vom Landesgesetzgeber leider 
verkannt. Die von der Autorin herausge-
arbeiteten Analogieschlüsse bleiben somit 
weiter aktuell.

Im Ergebnis ist es gelungen, den Anwen-
dungsbereich einer rechtmäßigen Präventi-
ven Gewinnabschöpfung aufzuzeigen. Dem 
Normenanwender wird eine ausreichende 
Hilfestellung und der Legislative denkbare 
zukünftige Lösungsmöglichkeiten aufge-
zeigt. Insbesondere die Ausarbeitung von 
Indizien auf Grundlager einer Auswertung 
der einschlägigen Rechtsprechung wird vor 
allem den Ordnungsbehörden eine große 
Hilfestellung zur Bewertung einer Gefah-
renlage sein. (Marc Elxnat)

KINDER- UND JUGEND-
HILFERECHT FÄLLE UND 
LÖSUNGEN 
Autoren: Prof. Dr. Jan Kepert, 
Prof. em. Peter-Christian Kunkel 

Verlag: Nomos 
Auflage: 7. Auflage 2021Seiten: 204 S.
ISBN: 978-3-8487-6174-6 
Preis: Buch. Softcover 24,90 €

Die aktuelle Auflage der „Fälle und Lösun-
gen“ zum Kinder- und Jugendhilferecht be-
handelt die neuesten Reformen im SGB VIII 
durch das Ganztagsförderungsgesetz und 
das KJSG, im SGB IX und zum Datenschutz.
Mit 15 „Übungsblättern“ werden Alltagsfäl-
le zum Kinder- und Jugendhilferecht aus 
der Praxis der Jugendämter vorgestellt und 
gelöst. Diese parallel zu den Gesetzesab-
schnitten des SGB VIII gestellten konkreten 
Fragen Aufgaben und Fälle mit Musterlö-
sungen helfen die Rechtslage zu erschließen 
und den Stoff zu erfassen. Vorangestellte 
Einführungen zu jedem Kapitel schaffen 
einen problemorientierten Überblick. Die 
Übungsblätter thematisieren die mit den 
Neuerungen im Kinder- und Jugendhilfe-
recht verbundenen Problemstellungen in 
der Praxis der Jugendämter und schaffen 
mit konkreten Musterlösungen Klarheit. 
Die Neuauflage erleichtert Praktikerinnen 
und Praktikern wie Studierenden den über-
sichtlichen Zugriff auf das aktuelle Recht. Es 
verhilft Beratenden – auch ehrenamtlichen 
– im Bereich Jugendhilfe sowie Mitgliedern 
der Jugendhilfeausschüsse zu einer klaren 
Beurteilungsgrundlage der Neuregelungen.
               (Uwe Lübking)

http://www.duncker-humblot.de
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DStGB WÄHLT NEUE SPITZE

Der Erste Bürgermeister der Stadt Abensberg, Dr. Uwe Brandl, 
wird ab dem 1. Januar 2023 erneut das Amt des DStGB-Prä-
sidenten bekleiden. Brandl wurde vom Hauptausschuss des 
kommunalen Spitzenverbandes bis zum 30. Juni 2025 gewählt. 
Der Abensberger Bürgermeister ist zugleich seit dem Jahr 2002 
Präsident des Bayerischen Gemeindetages.

Dr. Uwe Brandl ist seit dem Jahr 1993 Erster Bürgermeister 
der Stadt Abensberg im Landkreis Kehlheim (Bayern). Beim 
Deutschen Städte- und Gemeindebund hatte er seit dem Jahr 
2003 das Amt eines Vizepräsidenten inne, rückte im Jahr 2018 
an die Spitze des Kommunalverbandes, bevor er den Staffel-
stab Mitte des Jahres 2020 an Ralph Spiegler, Bürgermeister 
der Verbandsgemeinde Nieder-Olm, übergab und selbst auf 
den Posten des Ersten Vizepräsident rückte.

Brandl und Spiegler sind bereits seit vielen Jahren unermüd-
lich für die Städte und Gemeinden in Deutschland im Einsatz 
und tragen zum Erfolg des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes bei, indem sie ihre Erfahrungen aus ihren Heimat-
kommunen in die Bundespolitik einbringen.

„Wichtig ist uns vor allem, nicht nur auf Defizite hinzuweisen, 
sondern gemeinsam mit dem Bund um konstruktive Lösungen 
zu ringen. Auch wenn wir uns mit der Bundesebene natürlich 
nicht immer einig sind, bleibt es das Ziel, gemeinsam an nach-

haltigen kommunalen Strukturen zu arbeiten. Die aktuellen 
Herausforderungen sind zu groß, um uns im Klein-Klein zu 
verlieren,“ betont Brandl.

Aus Sicht des DStGB müssen nun dringend die erforderlichen 
Weichen gestellt werden, um die Vielzahl an Krisen abzufe-
dern und zugleich notwendige Reformprozesse anzustoßen. 
Hier müssen sich Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik 
auch als Team verstehen und für die gemeinsame Sache um 
Akzeptanz und Verständnis werben – sei es beim Kampf ge-
gen Pandemien, bei Klima- und Energie-wende, der digitalen 
Transformation oder im Hinblick auf die Folgen des Krieges in 
Europa. „Ganz ohne Einschränkungen und Kompromisse wer-
den wir diese schwierige Phase nicht überstehen können. Umso 
wichtiger ist es aber, dass wir auch in der jetzigen Situation In-
novationen anstoßen, die uns resilienter aus der Krise hervorge-
hen lassen“, so Ralph Spiegler.

Der aktuelle Präsident des DStGB, Ralph Spiegler, über-
nimmt zum 1.1.2023 das Amt des Ersten Vizepräsidenten beim 
kommunalen Spitzenverband. Er wird dabei von drei weite-
ren Vizepräsidenten unterstützt: Steffen Jäger, Präsident und 
Hauptgeschäftsführer des Gemeindetages Baden-Württem-
berg, Bernward Küper, Landesgeschäftsführer Städte- und Ge-
meindebund Sachsen-Anhalt sowie Prof. Dr. Christoph Land-
scheidt, Bürgermeister der Stadt Kamp-Lintfort, wurden heute 
in Ihren Ämtern bestätigt.

M E L D U N G E N Link zur offiziellen Pressemittei-lung des 
DStGB
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https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/dstgb-waehlt-neue-spitze/05-pm-verbandsspitze-dstgb-270622.pdf?cid=q14
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Sie wollen dazu beitragen, Gesundheit gerechter 
zu gestalten? Sie haben bereits ein Projekt auf die 
Beine gestellt und erreichen Menschen in schwie-
rigen Lebensverhältnissen? Sie tragen mit Ihrer 
Initiative dazu bei, die Lebensverhältnisse dieser 
Menschen zu verbessern und mehr Chancen-
gleichheit zu schaffen? Dann sollten Sie sich für 
den Berliner Gesundheitspreis 2023 bewerben! 
Ihre Ideen können eine Blaupause für andere sein 
und mithelfen, dass Menschen – unabhängig vom 
sozialen Status – die gleichen Gesundheitschan-
cen offenstehen.

Der „Berliner Gesundheitspreis“ ist ein bundeswei-
ter Ideenwettbewerb des AOK-Bundesverbandes 
und der Ärztekammer Berlin. Er ist mit 50.000 € 
dotiert. 

Mit dem Berliner Gesundheitspreis 2023 suchen 
die Initiatoren des Preises nachhaltige Lösungen, 

um allen Menschen das Recht auf gleiche Gesund-
heitschancen und gesundheitsförderliche Lebens-
grundlagen zu ermöglichen. Dazu gehört zum 
Beispiel, dass die ärztlich verordnete Therapie mit 
Unterstützungsangeboten zur Bewältigung sozia-
ler Probleme verknüpft wird. Die jeweils verant-
wortlichen Akteure müssen dazu eng zusammen-
arbeiten. 

Bewerben können sich unter anderem Vereine, 
Stiftungen, Wohlfahrtorganisationen, Quartiersin-
itiativen, Länder und Kommunen und Akteure aus 
dem Gesundheitswesen. Die gesuchten Projekte 
müssen – im Sinne der Gestaltung von gerech-
ter Gesundheit – sowohl gesundheitliche als auch 
soziale Einflussfaktoren in den Blick nehmen. Der 
Schwerpunkt soll dabei auf einer Vernetzung von 
Akteuren liegen, sodass möglichst viele Facetten 
gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen ab-
gebildet werden.

Näheres zum Wettbewerb (START 01.09.22)unter: WWW.BERLINER-GESUNDHEITS-PREIS.DE

BEWERBEN SIE SICH FÜR DEN BERLINER GESUNDHEITSPREIS 2023 
„GESUNDHEIT GERECHT GESTALTEN“!

Ausschreibungsstart ist der 
1. September 2022.

https://www.aok-bv.de/engagement/berliner_gesundheitspreis/
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
https://www.youtube.com/watch?v=Ap56gmXxuFg
http://www.berliner-gesundheitspreis.de
http://www.berliner-gesundheitspreis.de
http://www.berliner-gesundheitspreis.de
http://www.berliner-gesundheitspreis.de


Spendenkonto: DE62 3702 0500 0000 1020 30 
Spenden unter: www.Aktion-Deutschland-Hilft.de

Jetzt spenden!

Es herrscht Krieg mitten in Europa. Millionen Kinder, Frauen und 
Männer bangen um ihr Leben und ihre Zukunft.

Aktion Deutschland Hilft leistet den Menschen Nothilfe. Gemeinsam, 
schnell und koordiniert. Helfen Sie jetzt – mit Ihrer Spende.

©
 p

ic
tu

re
 a

lli
an

ce
/d

pa
/T

AS

Nothilfe
Ukraine


